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Vorwort, 



Mitten unter parlatnentaiischen und gehäuften Berufsarbeiten, 
veranlasst durch die Umformung der Genossenschaften in den Län- 
dern des Norddeutschen Bundes, in Geniässheit des Gesetzes vom 
4. Juli dieses Jahres, muaste sich der Verfasser zur Veröffentlichung 
diesefl Buches entschliessen, soUte dasselbe seinen Hauptzweck nicht 
TerfddfU. Es ist difls kein anderar, als die Mitwirkung zu einer 
mOg^elist eüilieitlichen Gesetzgebung Über die privatreditliche 
SteUong der DmOsehen Erwerbs^ tmd Wirthschaftsgenotsenae^f" 
ten, die im Verkehr unserer Tage eine solche Bedeutung gewonnen 
haben. Ueberall ist diese Gesetzgebung in unserem Vaterlande im 
Fluss. In Oesterreich und Baiern Wegen den Kammern dessfalsige 
Entwürfe der Begierungen vor, in Würtemberg , Baden und 
Emen sind sie in nächster Zeit zu erwarten, und von einer An- 
zahl einflnssracfaer Kammenrntglieder dieser Staaten gelangten 
die Aufforderungen zu sdileuniger Beschaffang des einschlagenden 
Materials an den Verfasser, als den Anwalt des AUffenmnin JD^i- 
sehen GenoasenschafUverbandes , welcher seine Wirksamkeit über 
die politischen Grenzen der deutschen Einzelstaaten hinaus auf das 
gesammte Vaterland erstreckt. Er hat geglaubt, ihiipn selbst um 
den Preis einer flüchtigeren Arbeit genügen zu sollen, als er ale 
bei etwas mehr Müsse zu liefern im Stande gewesen wäre, um 
nicht auf jede Einwirkung zur Befriedigung eines nationalen Be- 
düifoisses yerilchten zu müssen. Denn wenn schon die materiel* 
len Interessen gebieten, die Gesetzgebung über die neue kcmnier— 
zielle Gesellschaftsform dem Allgememeu Deutschen Handelsrecht 
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möglichst einheitlich einzuordnen: so drängt insbesondere die tief 
humane Seite der Genossenschaftsbewegung, ihre soziale Bedeu- 
tnngt der echt Deutsche Zug ihrer Gestaltung darauf hin: ihre 
gesetslicbe Anerkemrang gemeinsam als nationale Aufgabe zu be- 
handeln, und das im Deutschen Norden, als der Wiege des Ge- 
nossenschaftswesens , mit den Erfabrungen yon zwei Jahrzehnten 
Begonnene als Ausgangspunkt dabei zu Grunde zu legen. 

In diesem Sinne glaubt der Verfasser die Beachtung seiner 
Kollec^en in den Deutschen Land es Vertretungen und aller Freunde 
der Genossenschaften auf dieses Buch und die von ihm alljähr- 
lich veröffentlichten ^^ahr^wiehu über dde D^vUcken Erwerbß^ 
wnd Wirthtek<08jie»os$emchafien (Lmpgig hei Matfir) In^ken, 
ZQ dnifen, welche letztere die statistiflcheii M^e sn don 
folgenden Anaftamgen enthalfen. 

B«rlui im Dezmb^r 1868, 

Scbyfaee-DalHziclk 
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Einleitung. 



Der EnMskehmgsgang der neuen Indaslrie, ja der ganzen moder- 
nen Wirthschaft, drängt Ton Kwet entgegengesetzten Seiten nach 
Gestaltungen hin, welche, wenn auch nicht ihrem Princip nach, 
doch in ihrer gegenwärtigen Anwendung auf wirthschaftliche 
Zwecke sich als neue Formen des geselhchaftlichen Geschäfts- 
betriebes darstellen, der einen so wichtigen Theü unseres Handels- 
rechts in Anapmi^ nimmt* Es sind die GeMteemebaße» (Asso- 
ciationen), in wddien hier eine Anzahl von KapUaUeten bereite 
Mittel zn grossartigen üntemehmungen znsammenschiesst ; dort 
Arbeiter und kleine Gewerheleute in grosseren Gruppen zusammen- 
treten, mn sieb zu Kapilahvirlhscliait und Grossbetrieb erst den 
Weg zu bahnen. Nur im Grossbetriebe ist die volle Anwendung 
der gewaltigen Hüliiimittel der neuen Industrie, nur im Grossbezuge 
bis zn einem gewissen Grade selbst ein Hamhalten unter Bedin- 
gungen möglich, wie sie zu normaler JSihaltung und Emporkommen 
ganzer BerdlkerongsUassen in unseren Tagen unerläsalich sind. 
Zu solchem ümfimge dehnen sieh in Folge dessen insbesondere die 
gewerbHchien Etablissements ans, dass die Einzelkrftfte, selbst Be- 
mittelter, in vielen lallen dazu nicht mehr genügen. In noch 
höherem Grade aber werden die kleineren Gewerbsleutc, die Hand- 
werker und Arbeiter dadurch betroffen. Von Tage zu Tage wird 
dem Kleinbetrieb eine Gewerbsbranohe nach der anderen abge- 

S c b n I s e , Oeao«a*iiMlAft(geMb. \ 
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woDiien, maeshen dje gesiieigerten AnfQrdOTngen fta das g[eseh^ 

liehe Anlage- und Betriel)s-Eapital die Erringiing und> Erhaltang 
gewerbiicher Selbstständigkeit scliwieriger, die erhöhten Preise der 
Lebensmitt-el und Arbeitsstoflfe den Bmi^ im Kleineu uuvortlieil- 
hafter. Vor allen Andern fühlen sich daher diese Klaööen unwiderr 
stehlich zur Yeremigung ihrer gcdngen Mittel und Kräfte « hinge» 
drSngt, , als dem einzig wijrkwm Hebel zur ^hemng ihrer. 
idiiihschaitUcheii Ifl^e, zqr ^ebn^g ihrer geseüw^aftliiehAn SteUnng. 

Es konnte, ni^t fehle^i äasß die durcH die. Praxis, in nheiv 
raschender Weise bewahrte Lebens^igkeit und wÖisehftfHiche 
Bedeutung der neuen Schöpfungen ihre öiaatüche Anerkennung 
mittelst der Gesetzgebunf^ nach aich ziehen mussten, und ebenso 
natürlich war es, dass die Kapitalgenoasenschaften in der Form 
von Aktiengesellschaften diese Anerkennung zuerst erlangten. Sor 
wohl der Zeit der Entstehung iiach, ivjle in ihrieir;Au8|Mi4nng miren 
sie den. andern voraus , und üherd^noi. konnte. inai)k;Ohne sie mit 
einer Menge der drängendste An%»ben im UfTcige dWi'Frivair 
Unternehmungen gar nicht fertig werden/ Wenn itmm indessen 
die Personahjenos^enschajten des kleinen Gewerh- und Arbeiter- 
Standes hierill nachstanden, und dies auch für: die nächste Ziikuufb 
noch der Fall sein mag, so haben dieselben' neiierdings doch eine 
Verbreitung gefunden und Leistungen auj^weisen, welche eine 
grossartige Entwickelung versprechen und die hfichste^ Beachtinig 
verdienen. Waren es . die ipat^rielien ünteiesseaii wdcfae sich 
die Berechtigung, ja die ünenthdMichkfiili -der Kapitalgenofl^en» 
Schaft stützt, so erfüllen die PersonalgenossenschafteK eine andere 
mindestens ebenso wesentliche Mission für unser Gesellschaftsleben. 
Indem sie die arbeitenden Klassen auf den allein richtigen Weg 
zur Abhülfe der drückenden Miasstände in ibrer Lage leiten, 
auf den des Emporkommens, durch eigene Kraft und Tüchtigkeit, 
bewehren sie uns v<^;den| l^nheU eineai.«U?6r-«irnnden Conflicts, 
der die Gesellsdialt in. ihren Tiefen mhfittem und aUs Gnitnr> 
Errungenschaften unser^.Zat. auf. lange hinans in £rage stellen 
würde. Dies zusammen genommen Hess die ^dliche Sicherung 
der privatrechtlichen Stellung dieses Zweigs der Genossenschaften 
als eine nicht länger aufzuschiebende Pflicht des Staates erscheinen,, 
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und 80 ist |?(^enwartig in Deutschland und Frankreich die Gesetz- 
gebung auf diesem Felde in Fluss, nachdem England^ in welcliem 
di^ Gtenossenscbaftsbew^ung zuerst auftrat, schon vor Jahren da- 
mit matt^tgaMgesL 'i/9ac: ]>te Tesrsdiiad^en Kichtungen, welche 
dieMidgisIMlMf'li11)^iten verfcQg^ Ton denen m Theil noch nicht < 
com AbsäilM 'gelangt' ist, fti^dern zii ehielr vergleichenden ICritik 
de^lben,- h^mdetB der tüterlfitldifrcben ahf "Sie ^t ^e deutsche 
Genossenschaftebewegunc: soviel als möglich vor Abwegen zu be- 
wahren, welche von den bisher innegehaltenen Bahnen, denen sie 
ihre i^rossen Ertolge verdankt, in bedenklicher Weise ablenken. 
Besonders kommt es darauf au, die verworrenen A'orstellungen zu 
kläreiii Welche ftber die in den fi^glichcn Gesetzen festzuhaltende 
H^f^a9&t d& Crmmetuekaße» noch Viel&ch obwalten, wobei wir 
aof äSe-'i^^ €<ymmer<^dle €M&iMßeh Oberhaupt in dies^ 
Punkte gettenden- Prinzipien eihzugeheh' haben werden. ' 

Die Gesetze und Gesetzentwurfe, welche den Gegenstand un- 
serer Erörterung abgeben, sind: ' '■ 

1) Gesetz för die Staaten des Norddeutschen Bundes über 
die privatrechtliche Stellung der Enserbs- und Wirthschiiftsgenos- 
'Bbnschaften vom 4. Juli 1868 (Bundesgesetzblatt, Seite 41ö). 

2) Bas Ge^ for das Königreiek Sachsen ^ die juristischen 
Feirdonea btHireiiesid, rom ld.^uni 1868 X<lesetK und Yerordnungs- 
hlfltt mt 18^; Seite m), 

• 3) Der Gesetzentwurf der Königlich Bairiacken Kegierung, 
die Privatrechtsverhältnisse der Genossenschaften betreffend, vom 
Frühjahr 1868 

4) Der Gesetzentwiuf der Kaiserlich Oesterreichnrhcn Regie- 
rung über Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf 
Aktfeu, dan^ ttber Erirerbs-' imd'WirihS(^aftsgenos8e^ Yovn 
SdnüM «esed Jahres. • 

' ^ tkA p¥ä)iki!09htchk Gi8etzym'24L JUK 1867 ^rSur les sodet^s*. 

- 6) Die Englischen Akte vom 7. August 1862 a) zur Cpn- 
sölidimng nnd Verbesserung der auf Industrial und Provident 
Societies bezüglichen Gesetze, Anno 25/26, Victoria regina eap. 
LXXXVIl; b) tibor Handels- ünd andere Gesellschaften (Compa* 
lües A«t) eap. LXXXIX. 
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Hierbei war das Preuasisehe Genosamieha/tsgesetz vtm 

27. März 1867 ^ welches die Sache auf unserem Continent zuerst 
in Angriff nahm, nicht besonders zu berücksichtigen, sondern nur 
in Verbindung mit dem Norddeut.scbeii Gesetze, in i^rlilitui es 
Tollständig au^egangen, ja, mit Ausnahme einiger amendirter 
SiaUen und eines wesentlichen Zusatzes, fast wörtlich reproducirt 
ist Dagegen wird es nnumgflnglich, das Sachtisehe CriaetB in 
dem Bereich i)nsQrer EisDrteningen zu ziehen, indem dasselhe, ob- 
schon auch Sadisen zn den Lftndm des Norddeutschen Bundes 
gehört, eine neben dem Bundesgesetze herlaufende dauernde Gültig- 
tigkeit prätendirt, was uns nöthigt, die Kompetenzfrage mit zur 
Besprechung zu bringen. 



» 1 



Digrtized by Google 



L 

Die Oekottomie des Gesetzen 

Nach diesen Vorausschickungen heo^nnen wir mit V'ergleichung 
der bez. gesetz<^eberischen Arbeiten, in der Fassung und Begren- 
zung ihrer Aufgabe, mit der Oekonomie des Gesetzes, der Anord- 
wmg und Verknüpfung des Stoffes, der dem Gesetzgeber vorlag. 
Natürlich wird hierbei von richtiger AufEassnng des reehüieheii und 
TOthsßhafElichen CharaldierB der Genossenschaft, ä&t nnterscheidtin- 
den Merkmale derselben in Bezng auf andere verwandte Bedits- 
institate auszugehen sein, da jede Begrüfsverwimmg hierin mit 
Nothwendigkeit auf die gesetzgeberische Behandlung zurückwirkt. 

Rechtlidher nad wirthsohaftUöher Charakter der 

GenossenBdiaft. 

Dar Hauptantetschied zwischen der GenoBsenschaft im. AH- 
gememen, beide Arten derselben, die Kapital' nnd Penonal' 
Genossensehaft, inbegriffen, nnd der Societät des Böm. Beatschen 

Privatrechts sowie deren ITnterart, der offenen JJandeb Gesellschaft 
des Allgem. Deutschen Handel sii^ set/buchs (^societ4 en nom col- 
lectif des Französischen Code de commerce) liegt in dem völlig 
entgegengesetzten Vergesellschaftungsprinzip. Die Societät^ ihrer 
Tendenz nach exclusiv, besohr&nkt sich anf eine kleinere Anzahl 
bestimniter Personen, wddie deigestaJIt ansschUesslicb TrSger des 
üntemebmens sind, dass eine Aendenmg in ihnen den Fortbestand 
der Gesellschaft slterirt und in der Kegel zur AuOösung der alten 
und Konstituirung einer anderweiten neuen Verbindung iuiiri. 
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Bemgemä«;^ Betet sie die genaueste Bekanntäcbaft 4er,<CreMU0(diikißier 

dem auf ße^ , ^Tami Kapazität gauk MiitimM^ Paraftnlielikeitett 
das ganza Sodelifiils-^GeseiiAfl beredmei ist« mi' ma aicliar nidit 
nnii'iiiehr Persofnea'dBssen VoiiheUe^w^ iheflen uroUeiit ^ 

dazu brauclit. Dagegen tritt bei Genossenschaften di^ Per- 
sönlichkeit der einzelnen Mitglieder völlig zurück, und ihr Bestand 
wild durch den Zu- und Abgang nicht alterirt. Vielmehr knüpÄ 
nuML ,B6id^ >m gawisse allgemeine, für Jedermana etfüllbare 6e- 
#agimg$n i2q4 wiid in deft ineisiea ,FlÜl«a die gtsdififtUehen 
Zweeke der yerbindnng du^ch deraa« jnSgÜchsto Ansbidiniig am 
Yolktaa^tlgstoa iiiid,yo«t]]Aaft^ mmhaiLt IfieEduoeh ordnen 
siGh die Gienoflsensehaften dem GeseHaAaltflprlmipe naeib dea Ver- 
einen unter- Wie bei diesen, findet, liuth dem in Deutschland ge- 
meingültigem ßecht*), die Ordnung ihrer Innern Angelegenheiten 
durch MajoritätsbesclilüHse und die Geschäftsverwaltung durch er- 
wählt^ .Y<)Tatände lui^. .Bevollmächtigte Sliatt, während ihr Ver- 
Jbajkm» ^ nach; Aussen von YerleUmag der. reeMUdifin: Penöiih 
üohk^ ,al»li&ngtt Was indemi die GemMseaSjelialteft you allni 
äliingeii:jAft9i ^ Vesme unliencbfildet, Uir aasjMhliewliebfls Mevk- , 
mal lyfldett ist der Zwefk der8el1)ea, der in einem kommerzieUm 
GeachäßshetHehe besteht. Einen solchen setzte die bisherige Ge- 
setzgebung niemals bei einem Vereine voraus, und eben desshalb 
pasjit sie nicht auf die Genossenschaften, diese Vereine mit Ge- 
ich^ßabetrieh. Wie man, daher seiner Zeit zur Erlassung beson- 
drer GepeteesheBiammiingen für «üe JCapüalgino9i€M€hafi$n ge-; 
nfitiiigt ao befond und beflndat man 8lidi .nmunebr In danelben 
Notbwendigkcit den^ F^9owii^mfn»€kt\ften^ gegenüber. Denn 
dasB die letzteren den für die eesteren tAi^iAkH^geteUMhaftin 
erlassenen Gesetzen nicht untergeordnet werden kOnnen, darüber 
muss man doch wohl überall im Klaren gewesen sein, indem man 
ja ohnedem zu dejn Erlass der fraglichen neuen Gesetze zu schrei- 
ten nicht, .nöthilg . geJiabt. bät^, Wixklick scheiddik siob iuich baide 

*) Im Prpassischeii AUgtmeiuen Landrecht Th. II. Tit. 6 sacbgemäSS 
zusammengefasst, unter Qualificirung der Vereiue als erlaubter FrieatgeseU- 
tßkaften, ■ - i ^-^ '■• ^ -4' • >^ - - t: « - 



Digitized by 



« 

uiigeadhitek'to Oem«9i8aiidEe^ ^MUNb^prlnsl)^ und' gssMfb- 
Udieii 'BiraclRs, 'ftiif dM Miatffiitoi Miididiiileli der tiUdsSdilfeh aft 

sie gewiesenen GeseUscbaftsMassein. Di» «ü' Eingänge angedetMe 
durchaus verechiedone fitianzieUe Lage der bei der Personal- iind 
der bei d(^r Kapifnlgi'a'j^it'Uöcliaft vomifrweise betheLli«^:ten Ele- 
jueate zieht nänüicii in selir wesentlioliett l^unkten einen Gegen- 
satz in ien ivirtihBcbaftlichen Aufgaben , simie besonders in Auf- 
Vringu^- der* zur Ltang dieser Aufgaben efibrdeiiielien Mittel 
bei beiden nadiKflioh, worans sidi' gm ent ge gwgwetete' Bedffirf- 
lUBse binsLeUUcli üuwr privatrecfattichea Stellung ergefoon: ein Puntt 
mit dem -wir un» Boeb besondere, z» beecbiftigen Inibeti. 

Hiernach erhalu.ii uu liu die legislatorische Behandlnng der 
Materie einen bestiniraton Richtpunkt. Der durchgreifende Unter- 
schied, welcher die Genossenschalten von allen übrigen Arten der 
"Vereine trennt, der Betrieh eines kommerziellen GeschafU, lässt 
es nioiit wobl tlranäeii ^ereoheineB, eie mit den tetztem bei Kege- 
'lung der irirsbieelrilidMBi Stdhmg unter 'denselben legiidiktorledien 
G«riehlainmld» zosammenzofaesen, ivie dies die genieinsiiine Behand- 
lnng in «inem und demeelben Geeetee voraussetzt. Tietmehr be^ 
dingt die. Verschiedeniutigkeit im Zwecke eine Verschiedenartigkeit 
in der Organisation, in der Summe und dem Charakter deijenigen 

. Einrichtungen , welche zur Erreichung des Zweckes erforderlich 
sind. Dies ftber^ zi^t mit Nothwendigkeit eine durchaus verschie- 
dene Bemeanng fen Becfaten und Pflidbiten für die eine wie fiSr 
die andene Klasse Seiten» der (äfesota^ebung mkik sieh, wenn man 
dem pnahtiseben BedMiiM geredit weiden kIU. ]>nreh Ihren 
kommereienMi GhamUnnr ordnen- sidi einmal die Oenomen^aflien 
in ein besonderes von dem der übrigen Vereine scliarf abgegrenztes 
Lebens- imd Rechtsgebiet ein. in das von Wirtfischaß und Erwerb, 
in' welcliem zur Wirksamkeit wie zur Sicherheit der einschlagen- 
den Geschäftsoperationen überall besondere liechtsnormen zur An- 
wendung kommei^ So werden an die -Haftbasis kommentieUer 
<kselMttfken''wiei an^ ihn Yevtretnng nadi Ansseii gewisse Fbi^ 

. derungen gestellt^ so tritt die Bildung ehies Gescbftftskapiteils bei 
ihnen In den i^ordergrund: Singe, welche sieh bei andern Vereinen 
ganz anders gestalten. Eben deshalb hai äicli lux das bezeichne tu 
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Feld meoBoUicte ' Täätigkeit dnrofa;. aUgemein gfittige ßntadie 
und Spedalgwctae an.gMaMoBBeiiea'Booldiiffstoiii |;e]iiU«t, wel* 
dies »BEielst (man TeigL das Allgem, DmU^ Sandd^mti^iidif 

v. a.) sogar äneserlli^ rem 

der sonstigen Civügesetzgebiing geschieden iät. Und wenn in 
diesem System de« Handels- und Gewerbsrechtes bereits die Kn- 
pitalgenosHensckaften ihre Stellung gefunden haben, so wird es um 
80 weniger aogaaglieh aein, PerBonulgenomenst^aftm dam 
ansznscheiden, nsdche ebaofle tmbflstoifcien dahin' gehören. Im 
Gr^geniheil ^ es, in BerMalehtigimg deren eigsnthttnliehen 
WeseoB, die allgemein eipEOl>tanFdnsi|^eV 'des lEbndelsrecliiB auf 
sie ebeniUls in Anwcndm^f sn bringen und ihnen so m den grossm 
Kechten anerkannter Hiiüdelsgesellscliaiieii, selbstverständlich unter 
Aüierlegung der denselben im öfienilichen Interesse zugemessenen 
Pflichten, den Weg zu bahnen. 

Jn der Tha4 hat sich auch diese natörliohe Zagehörigkeü der 
Genossenschaften aiim Handels- nnd< Gewarbewesen in« allen ^las 
Torliegenden Gesetzen nnd fibtwfittei von ndbst - rar Gelting g»» 
bnusht, Trots ihier sonstlgeK' Ymiftiedenbali ttsst sidt n&nlkh 
der dahin gehende ihnen atien gemeinsame Zag in einem Haapif- 
stücke nicht verkennen, in weichem sie alle übereinstimmen. Es 
sind dies die den Genossenschaften gewährten Rechte, welche von 
den bez. Gesetzen etc. dnrchweg denen der anerkaiiuieü Handels- 
gesellschaften gleichgoi^tellt . sind. Durch Beobachtung der Tor- 
gesefaii^Mnen üfcmativbedingmigen nnd Einreichnag nnd Yeröffent- 
liehnng ihrer darnach eingerichteten OeseUschaftsrerträge (Statuten) 
hei der Behdrder erlangen die Genossenschaften Bechta« nnd Yer- 
mögensfahigkeit, rechtliehe BerafinlicUDeit lin gewissem Sinne, kön- 
nen auf ihren Namen Hechte erwerben und Verbindlichkeiten 
eingehen, klagen und verklagt werden n. s. w., ganz wie es ihrem 
g^chäftlichen Bedürfniss entspricht. Ja die Deutnchen Gesetze 
und Entwürfe ohne Ausnahme ordnen dies alles genau nach dem 
AUgenu Deuttehen H^ndelagt^etelmche, weLohem sie auch alle 
lomiMi entnommen haben, an deren Beobaohtnng ' die bez. Stellmig 
geknüpft ist, nftmlich: ^reichnng des QeseUschaftsTertrags beim 
Handelsgttiefat md Eintragung der. fftr daa Pnblikmn inchtigsten, 
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aitf die^iHftltiixflkht, . die Ijegitfanaüoaf der YevtNto eto^ b^^" 

•fA<>/tinr«^(M<^^ -ir^hM nftek Analogie des in 'dem gen. (skset»- 
buche eingeführten Handelsregisters gebildet ist und sogar einen 
Theil dieses letztem ausmacht. Wer sieht nicht hieraus, wie der 
kommeriiielle Charakter des Instituts die Gesetzgeber iinwillkürlich 
auf diesö Bahn gedrängt hat^ die sie indessen entweder gar moht, 
ote In sehr auseinandetgeheadtti (Bicbtungen weiter verlblgten, 
aki €ß galt, ^ Baimifimj^ mad Foigm der- Ütttarstatttuiif ntttw 
dae CMSiBi mgeln^ die mik' den* g«i«ftiipton>Rediteii terlnoidMieii 
Pflicht sS'bdmedseB?- Pttdcte, Innaiabtilißb deren- die ierwümtett- le* 
gislatorischen Akte im vollea Gegensatz m einander stehen. 

Dass und wie diese Verschiedenheit auch formell auf die Oeko- 
nomie der erlassenen oder beabsichtigten ( ^e^et^e L'inwirken mu3ste, 
haben wir bereits angedeutet. In dieser Beziehung scheiden sich 
dieaelbeik nach di^ yoistehenden Gesichtspunktent vk. atoei* Hüupt- 
pmppen,: Zn der-, erafjn» 'geliöttn das iSaeMcA» Omtg und der 
.B^ijrmfctf'v&itfnn/, m auch 'die Engliadie Com^ 

pammhAett^ 'W^AAt 4er TonMend Tcortietenen Ansiebt <»itgegeii, 
die priratreehtliohe Stellung der Genosaenedmften mit der aller 
andern Vereine zusammen in demselb<»n legislatorischen Akt regeln. 
Die umfasst die übrigen Uesetze etc., wrlelu^ sämmtlich den 

kommerziellen Charakter der Genossenschaften fest.halten und deren 
V^mischung mit fremdartigen Inabitaten vermeiden. 

Wir lasMi dkr Beliaiidliuig Jete dieser Gixwppeit gesondert 
feigen. . » ■ - ' ■ » 

■ ^ . . •' ^ Erste Gruppe. . ^ -> ' 

Der Geaetzetttwiixf dqr Bairiscihan Regienmg. 

. . Ztt- welchen Unzuträglichkeiten die von uns gerügte Vennen- 
gnng führt, tiid^.am Stäarkete» in dem Bairvtcheit Entwurf e her- 
Toi?, der^'die Tersdnedenartigeton- Ver^ bebandelt, 
soboM nur das MoDMiit; "^de^* nicht gvecUoesinen HütgliederaxU 
bei'9hncB entriflli. 

Sv) beginnt derselbe in Art 1. gleich damit, alle solche 
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sie Jm Biehfi AedeageadUdm^Un ote< SfmtU^ Carpcrathnft^ 
stndf ab Gmon«n9ehaftmm}mieäi^lB(mi^ wodurch -er offenbar 
€ine lind Genosscnscho/ten — Geaus und Speeles — zubummen- 
wirft, wahrend letzt.ere doc-li nur eiae Unterart der ersten sind. 
Mag auch nach dem ursprünglichen Wortsinn Beides ala gleich- 
bedeutend gebraucht werden können, so hat sich doch seit dem 
Aufkomnieii der jmm .Yerkehisfonii naeh aUgemeiHem S|Kraohg^ ^ 
thnuieliet w«lcihen^h > bereite Wistenaohaft uad Oesebegebong an- 
gesdilOBsen habent der Name ftOwosseniehaft*^ speziell für* die 
wirthsehaftUdie» Vereine^ entspieeheiid dem Ftanzfieiscdieii und 
Englischen Association, hei uns einmal eingebürgert Eine solche 
technische Bezeichnung festzuhalten, hat aber Niemand mehr Ur- 
sache als der Gesetzgeber, dem es vor Allen um solche fest ab- 
gegrenzte Begriffe ia der Oesetzsprache zu thun sein muss, um 
der BechtsTerwirraog Tannibeugeii, welche aifiä andeniMs so leicht 
dnsGhleicht. Mögen wir aber auch diesem FehlgnfF in d«r Be- 
griffsbestimmimg nur eine untergeordnete Bedeutung^ besiegen, 
80 traten uns do^ die praMiflcben Oonsequenzen -dayon ftst in 
jedem Artikel des Gesetz entwuifes entgegen , indem derselbe die 
oben aufgeführten ganz heterogenen Institute nicht blos der Form, 
sondern der Sache nach, nicht blos dem Namen, sondern der 
Xhat nach vermengt, und sie unter dieselben Rechtsformen stellt. 
Dass aber beispi^sweise eine RäUgiofUffMellBiAafi hei Begelung 
ihrer priratreohtiichen YerhältiileBe andece Bedfitfiiiasd hat, als ein 
Bankgeickaft, oder em genosaensdutfClidier VictwiUenladen^ eine 
Rusource oder ein Büdungn^^rein andeiiß als eme Genomnaehaft»'' 
fabrik, versteht sich von selbst, und es ist bisher Niemandem 
eingefallen, solche Gegensätze in einem und demselben Gesetze 
verschmelzen zu wollen, ebensowenig wie WohlthätigkeiUvereine 
und ^2ffK»««piafMtaZte» mit Instituten der vrirthschaftlichen Selbst- 
Atf{^0.znsaramon8awei£NL- Daas dies dahin^fühoi, dem^Wesen aller 
dieser TersehiedeBeii YeielnagHttimgen Qenvalk anraämn mid den 
Bedürfiiissen keiner gereoht zu werden, eigiebt eehon eme flüch- 
tige Envägung. Es hawi nidit fdiien, dass. föf dl» Genosaen- 
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aehaften. ■ aiw * 4ttr . niohfe tochgr^lliBQto' Berftekndit^iig' ihres 

-dfi&en di«^ aiif ^die BjqftbMis bezQgIieb«ii luw in den niobsten 

Abschnitten besehSÜHgieii ww den. • Dagegen leiden wiederum die 
andern Klasse von Vereinen darunter, dass eine Men?e von Detail 
aus deiu l'ieuHsischen GenossenschaftHcespf-/; niMisr wörtlich her- 
über genommen worden ist, wekhesnur lüi* kommerzielle Genossen- 
gßhaften pasat, so dass das Oesetz nach keiner Seite hin beMedigi 
Zum Bflag dessoL woUbq wir eisige Hanp^inkte hersiugnnfeii.' 

Ber. enite' daYoin betaifift, ^ Vertneivnff dir GenomMekafUm 
nach Amn»i'dmh den VoreAand,' welche in den Art. 12-^16 
des Entwurfs wie im Prcnss^ -NiOiHideHtsch«! Oenossenschaftsgesetz, 
genau nach den Bestünmuiigen des Allgem. Deutschen HandeUrjes. 
Buchs geordnet ist, aber eben desshalb wohl dem Weaen der 
wirthscbaftlichen: Gauossenschaften entspricht, den Interessen der- 
jenifren Vereine aber, die dies nicht sind, durchaus widerstreitet 
In dieser Hinsieht gät nämiieii ün Handelsrecht der im 
Ditttsehen AUgem, 'HandehffeBeUilm^ cölisaquent durofageföhite 
Grondsatz: ; . 

„dass jede an einem «kommerziellen (je8diäftsbeta*ieb ver- 
einigte Gesellschaft durch die Handlungen ihrer Vertreter, 
dritten Persunen s^-egenüber, uiibedingl verpflichtet wird, 
. imd dass alle in dem Gesellschaftsy ertrage hierin enthal- 
tenen Beschränkongen diese Vertreter nur der Gesellschaft 
• gegenfther bindeoi sie zwar g^gen diese regresspfliohtig, 
nicht aber das ahgesehleesene Gesehiüit .ungfiatig maehen, 
viehnehr alle darid obenunnmene Verpfliehtungen von der 
GeseUflchalt anerkannt w^^> m^äsen.*^ * 
Der Grund hiervon liegt oilenb^r in der Kücksicht: dass oiu 
gesunder Konuuerz vor allem Einfachheit und Zuverlässigkeit in 
seinen liechtsformea erfordert, dass namentlich verwickelte Informa- 
tionen über die Legitimatian< der Paciscenten , von welcher; die 
BeehtsrerbimÜiohkmt rem deMr -Geschäfksabsohlässen. abhftngt, 
Tenmeden .wfifrdaii müssen, weil man«: sonst fimtendehnngett niid 
(ddfctoössn Einwendüiigen aller- Art Eingang schafiti tud dns^ 
die Unsicherheit. der ehizehMn GeaehflftBabsehllisse die geschäftUdie 
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Solidität im Ganzen leidet Dem will das AUgem, Deutsche 
Sandelsgesgtzfiw^ imd das darnach eingmcbiefce Preusaisi^Nord- 
deuUche Genossenadiaftsgesetz vorbeugen. Hat man . sich aus 
dem darnach von den Gerichten: g^hrten Handels- resp, Ge- 
nossen schuf tsre guter über die Personen der Vorstände einmal ver- 
gewissert, 80 soll man olme alle Gefährde Geschäfte jeder Art nui 
ihnen abschliessen können, welche für die Gesellschaft rechtsver- 
bindlich sind, indem die letztere für eine dabei vorgekommene 
üeherachreitang von Befognissen Seitens der Yorständie nur an 
der^ Personen sich halten bum. Aber wenn der kommerzielle 
Charakter der eigentlichen Genossenschaften die Anwendung dieses 
VMretimgsprinzips hei ihnen durchaus angemessen erscheinen 
liess, so bleibt es geradezu unerfindlich, wie der Entwurf dazu 
kommt, dasselbe auf diejenigen Vereine anzuwenden, welche — 
imd das ist die Mehrzahl — zu Handelssachen in gar keiner Be- 
ziehung stehen, und deren Vorständen — z, B. bei Heligionsge- 
idUchaften, Casino^e, Armen-, Büdungevereinen u. dergl. — - 
eine solche Miachtbefugniss einzuräumen. Vielmehr wird hier allen £r<* 
fordendssen einer geordneten Verwaltung genügt, wenn in den 
Satzungen die Vertretangsbefngniss der Vorstände etc. vollmachts- 
massig auf bestimmte Akte, Geschäfte gewisser Art, oder bis zu 
einem gewissen Belaufe beschränkt, und bei wichtigen Abschlüssen 
die Mitwirkung anderer Vereinsorgane z. B. eines Aulsiclitsrathes, 
der Generalversammlung u. a. zur Rechtsgültigkeit erfordert wird, . 
wie dies unter andern bei Gemeinden und Oorporationen die Be* 
gel bildet. W^irklidi fehlt es an jedem innem Grunde^ hiervon 
bei den angeführten nicht kommerziellen Vereinen abzugehen und 
sie Gefahren auszusetzen, deren Vorbeugung eine stetige, detail* 
lirte, Zeit und Geld raubende Koutrole erfordert., wie sie TOn 
kaufmännisch organisirten Verwaltungen gehandliabt werden muss. 
Pie bei ihnen nur höchst vereinzelt vorkommenden Negociationen 
greifen nicht in das weit verzweigte Getriebe des kommerziellen ■ 
Verkehrs ein, bilden nicht den Gegenstand der Vereinsthätigkeit, 
wie bei kommerziellen Gesellschaftoi, sondern sind nur das Mittel, 
welches zur Erreichung der anderweiten, dem wirthschafOichen 
Verkehr ganz fem stehenden Vereinszweeke in säir vereinzelten 
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Fftllen angewendet wird, wo dann die Prüfung der mandAtBinilssi- 

gcii Eefugiiisse der Vereinsvertreter, Seitens der Betheüigten, jedes- 
mal rechtfüt^licli Statt finden kann. * • 

Sodiiim konunen die sehr wichtigen Fragen wegen Führung 
und Beweiskraft von HandeUbvchem^ Aufstellung der Bilanz, 
Qjetmnnhere<dmunff, Firmenreekt nnd dergl. in Betracht, welche 
bei Handebh und kommerziellen Gesellschaften natlirlicih andears, 
wie bei Yereinen ohne Geschäftsbetrieb zu regdn sind. Hierflber 
verordnet der Entwurf in Art. 2.,No. 8. weiter nichts, als: 

„dass das Statut Bestimmungen über Stellung und Prü- 
fung der llechuiing enthalten muss.* 
Bass dies für wirkliche Genossenschaften nicht genügt, 
diese vielmehr im allgemeinen Interesse in Bezug auf Rechte und 
Pflichten hierbei den Kanfleuten gesetzlich gleichzustellen sind, 
folgt aus ihrem wirthschaftlichen Charakter von selbst 

Endlidi enthält der Etttwuif in Ari 30. die ganz exorbitante 
Bestimmung für alle in demselben zusammengefesste Verehie: 

„ dass, sobald sich aus den Bücheni der Genossensehaft 
ergiebt, dass ihr Vermögen zur Befriedigimg. der Gläubi- 
<rer nicht misreicht^ der Vorstand eine Generalversamm- 
liirp- berafen und wenn nicht binnen 8 Tagen nach der- 
selben der Aus&ll gedeckt wird, die Qanteröf^ng beim 
Gericht beantragen muss/ 
' £ine solche Maasregel kommt, ausser bei deu AtstieAgeasU- 
sehaften nach Art. 240. alin. 3. des Allgem. Dentschen Handels- 
Gescsetz-Buchs, nicht einmal bei eigentlichen Ilandehunternch' 
mungen Tor, wo doch Hinterziehungen der Gläubiger durch Auf- 
schub der Konkurseröffnung am ehesften zu fürchten sind, viel- 
mehr läast man selbst bei diesen in der Kegel nicht auf die Ver- 
mt^genstfMvj^aW an sich, sondern auf die ZtMmgseinsUlhmg 
die Konkuiieröffiiun^ folgen und ausserhalb der Händelswclt in 
der Jßegel nur auf Antrag der GlauUffer.*) Wie mag man nun 



In Preu88. NorddeutscMn Gesetz, welches sich auf die wirthsehafÜlieheii 

Genossenschaften 1)C8chr;uikt. findet sich die gleiche Anordnung nur für 
den FaUj dass bei der Liquidation nach Außiisung der Gesellschaß , sich 



Digitized by Google 



14 



Dl« M4iMMli« d«l 49«i«ttM. 



BeiigionigeKnscAisfteii, WoMthlügkoil»-, Mdungs-, giesdligen 
¥ereiBeii u. dcrgl., wie der Bkiilwviyf thut, dto Zmtokg' tsalkiAegen^ 

ohne Noth selbst den Xonkurs über sich zu provociren ? Ist eine 
augeiiltl ick liehe Unterbilanz bei derartigen Gesellschaften, welche 
meist auf fortlaufende Beiträge der Mitglieder zur Deckung des 
GeseüschaftaufKandes finanziell basirt sind, so bedrohlich, daas 
TOB AmiBwegeii der Schloss derselben dmroh ein KoBkursTerfohreii 
fafirbeigeföhrii weideii moss/obne dass irgend Jemand ein Jbitor- 
eese daian habP Sb> kommt nicht aelteei vor, dass düs Gedeihen 
eoldier Xnatitnte von AhiSuig an dnreh Ausgaben und lHngefa«n 
von Verbindlichkeiten gesichert wtulen mnss, wofür nur in den 
künftigen Beisteuern der Mitglieder bei längerm Bestände der 
Gesellschaft Deckung in Aussicht steht. Da nun eine momentane 
TTnfprbilanz von einer solchen Sachlage unzertrouüich ist, so 
würden nicht selten die nntzUchsten Yeranstaltongen geradezu un- 
mdgjieh, wenn ein solofaes in Iteltiir Einsieht bedenkliebe Stadium 
sofort von Amtsweigen die -KontoseilHniiuig naeh 'sicb söge, -wäh- 
rend man es doeb filglieb den Olftnbigem «berlaseen kann, ibte 
Interressen dabei wabi/.iinehmen. Kurz, auch bei diesem Punkte, 
wie bei den vorigen, erweist sich, dass man die verschiedenen 
Arten der Vereine durch die erzwungene Verbindung aus ihren 
natürlichen in ein fremdes Feld hinüber drängt, ihrem Wesen 
Gewalt anthut und das (besetz £ir de zum Theü unzntrftgMeh, 
ja geradezu unannehmbar macht. 

Das Sächsische Gresetz. 

. Dieselbe nach unserer üeberzeugong nach falsche Richtung 
hat man in iSac^m eingeschlagen/ indem man die Bechtsverhllt- 
nisse der Oenossfuschaiten in einem allgemeinen Gae^ß 
jurittiseke Personen mit behandelt. Sidier bat auch hier, ■■ die 

zu weite Fassung des Begriffe der Genossenschaft dazu beigetra- 



die Inmifteienz ergtebt» wo freflicE kern anderer Weg flbrig bleibt, wäh- 
rend ausserdem nur die wirkliche Zahlungseinstellung, wie bei jeder kauf- 
TDünniBchen Firma die KonkurBerdffniuig nach sich aiebt« (cfr. H ^ ^1' 
des Norddeutschen Oesetzes.) 
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gen, indem man aagetY (nach §. 64 Gesetzes) Veraimgangen 
mit unbeschränkter Haitbaikoit dabin rechnet j,bei denen die 
Mitgliedschaft von Anfang an avf hedimmte Personen beschränkt 
Dass derartige Gesellschulteü gar keine Genossenschaften 
sind, vielmehr bei kommerziellen Geschäftsbetrieb zur < Klasse der 
ojfmM' HimdibgeBilkch^fim DAeh Ari* 85 des AUgenu IXeatsch. 
Haiid6bgeaiMiz1>u«|is gehiBircBi, - baban ■ wk im -Oldgea dargotban. 
Zvdnn batte man nooh ebe andern- Unacbe« das Qesete denf 
Hasdelsreckte anzuscUiessea UBd Alles in dieses niebt Gehörige 
auszuscheiden. Es werden nlralich darin auch die dem Handels- 
recht entschieden angehörigen ArtiengeselUc haften^ welche lian- 
ddigeschäfte betreiben^ mit behandelt und Vorschriften des All- 
gm. Deutschen Handelsgesetzbuchs darüber abgeändert, wessbalb 
aieb der Weg euier NoTelle sn dem Leteteren sehen aUem em* 
pMI^ •hal>en wtrde. 

Inir TJebtigen mnea man' aageetehen, daas die-MAng«!, welche 
ans der gerügten legifilaloiriseben Yendisc^ung enistebenf im 
Sächsischen Gesetz bei weitem weniger, wie in dem Bairisclien 
Entwürfe vortreten. Dasselbe ist in seinen Einzelheiten mit an- 
erkennenswerther Umsicht imd viel grösserer Benicksichtis^iftig 
des praktischen Bedürf Asses der Vereine gearbeitet und unter- 
aeheidet aueh rnckaiabtlieh dea Zveekea und der Haftbasis unter 
ihnen, soweit dies das ZnsammanwailBn dar Begiüfe und Bechta* 
materien irgend zülässt Natörlich iDMinien, aber die JnkonTeniezea 
der gerügten Methode dadurch nur gemildert, keineswegs beseitigt 
werden. So hat man z. B. gleich mit dem bairischen Ent- 
würfe, eine grosse Menge Detail aus dem Preussisciien Ge- 



*) Dfe vüÄderliclie Bezeichnung der Genossenschaften als ,,Fersonen- 
verein^'' in §. 6 iittr. b. des Gesetzes mag hier nur beiläufig erwUmt wer», 
den. Den Gegentate der Uttr. a., daselbst erwlMmten Stiftungen etc. mit 
jnristisdier Persdnfidikeit bilden YereiM aberbaopt, welche itets aat 
einer Mehrheit von Personen beBteben mflssen. Man kann daher keine 
beMsdere Gattung daTO|:i als Personenvereine auffilhren, da es Sachenver- 
eine gar nicht giebt, und Niemand eine Stiftung, eine Vermögensmasse 
oder eine andere üniversitn« jtiris, als Feret'n e . bezeichne;! ,wird, auch 
wenn sie jnristiscbe Ptrsüniicbkeit besitzen. 
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nos86Dsdi«ftsg6setz mft herttto genommeii und daranter iabenfalls 
die tm1)ediii^ V$rtr0fwwg der Vereine naeli Aussen dnrcb den Vor- 
stand (cfr. §. 20 d.Ges^). Da man sich das Unpassende dieser Einrich- 
tung für andere als kommerziellS Gesellschat1;en nicht verhohlen 
mochte, istnwi war (§. 38 d. Ges.) dieselbe für (lesellschafteu welche 
ausschliesslich ^Jcirchliche milde oder geiminnütsige Zwecke^' verfol- 
gen, beseitigt, dagegen aber bei allen übrigen, z. B. Lesegesellenschaf- 
teo, geseUigoi Vereint und dergL beibehalten, f&r welche sie ebra- 
sowenig passt. Desgleiehen sind fbr die OenosseDsehaften ohne Oe» 
sebaftebetrieb die Bestimmungen Uber die Konkurseri^ffiimig (§. 26 
in- Verbindung mit §. 30 Littr. C. nnd §. 78 No. 2) nicht viel 
weniger bedenklich, wie im Bairischen Entwürfe. Endlich ersehei- 
nen auf der andern Seite wieder für die in das komnini zu 11*^ Uebiet 
üallenden üenossenschaften die so wichtigen Bestimmungen über 
Firmen, Handelshücher, Bilanz u. s. w. (g. 25 d. Ges.), worüber 
das AHg. Deutsche Handelsgesetzbuch das Ndtiiige an die Hand 
giebt, nicht ausreichend, denn w^ auch §/ll No. 11 verhingt: 
„dass bei ErwerhepeseUschaften die VorscIiTiffcen über Au&tellung 
nnd Prüfung der Bilanz, Berechnung nnd Verkeilung des Ge- 
winns, Verschwendung des Vermögens etc. im Statut angegeben 
werden sollen", so wird doch dadurch die Sache nicht erledigt, 
weil dadurch ein Punkt, den das Gesetz selbst im Interesse der 
Verkehrssicherheit durch kategorische Anforderungen an die Ge- 
Gewissenhaftigkeit der Betheiligten zu regehi hat, deren Beliebeu 

flbeiiasaen whrd*). 

»• ' . ... 

Inoompetenz des SäGhsiBOlieai Oeaetzes in Bemg 
„eingetragene Genosseasohalten*', 

War nach alledem der eingeschlagene Weg schon im Allge- 
gemeinen kein glücklicher, so stellte er sich für Sachsen noch aus 

einen ganz speziellen, in der Zi^ehOrigkeit dieses -Landes zum 

- ■ ■ • . 

"*) Int Preu88. K&r^täeutschen Gesetz sind desshalb den Genossenschaf- 
ten ganz allgemein (§. 11 al. 3) die Rechte und Pfliditen der Kaufleute 
s;^oli dem A)!n:om. Deutschen Handelsgesetzbuch, wie den Handelsgesell- 
scliafteü, beigelegt. 
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Nitrddeuttchm Bunde liegoudea Gjnmde gerad«en. als luvsoUsag 
lUur» weil er zn ein^ia Eonflilct mit der BmidesgeBeiixgelMnig. iahrti. 

Nach Art* 4,, der Ver/aeeunff des NiH^deuUaken Bundee 
unterliegen gewisse Gegensttode der BeauMobtigung und Giesetz- 

gebung desselben, und nach Art. 2. daselbst geben die darüber 
erlassenen Bundesgesetze den Landesgesetzen vor. Hieraus folgt 
unseres Erachtens: 

,,dafls seit Einführung der Bundesverfassung in den zum 
Bunde gehörigen Staaten keine PartLkolaigesetzgehong sieh 
mit Q^enst&nden der bezochneten Art be&ssen darf, dass 
deren geseWche Ordnung vielmehr ausschliesslich durch 
Bnndesgeeetze erfolgen mnss*. 
Aber auch wenn iiiau sich dieser strengeren Auffassung nicht 
anachliesst, sondern — wie dies von einigen Seiten c^esi-hieht — 
der Partikulargesetzgebung auch in solchen Materien so lange noch 
Spielraum zuerkennt, als die Bundesgesetzgebung sich nicht selbst 
damit befiust hat^ steht doch soTiel unumstösslich fest: 

dass, wenn der letztere. Fall eintritt, wenn die Bnndes- 
gesetKgebniig die Ordnung eines ihrer Kompetenz unter- 
steDtm Gegenstandes in die Hand genommen hat, alle 
Partikuiargesetze soweit sie mit einem solchen Bundesgesetze 
in Widerspruch stehen, vor demselben zurücktreten müssen. 
Dass nun die Genossemchaften im eigentlichen Sinne, als 
Yer^nigungen zu kommerziellen Zwecken, in die der Bundesgesets- 
gebung Torbehaltenen Materien einschlagen, kann nicht bestritten 
werden. Der angezogene Art. 4. der BundesTer&ssung bezeichnet 
als solche: 

den GewerhehOriehy das Bankwesen^ die SandeUgeeeiz- 
gchunij. s >\sie das genieinsame Handelsrecht^ 
und mit allen diesen Dingen haben es die Genossenschaften zu 
thun. Wie mittelst der Vorschuss- und Kredit- V ereine eine neue 
Gattung von Banken eingeführt wird, stellen die Produktivgenae-' 
eeneekafien eine eigenthümliche Form des Gewerbetriebea dar, und 
a]le,.mit Einsehluas der Rehsiof-' und Konsum- Vereine ^ welche 
den Einkauf von Waaren zum Bbhuf des Yerkaufs üben, treiben 
SandeUffesi^äfte (cfr. Art 271, 272 AUg. Deutsches Handels- 

■ eh alt«. Oeaottemtfliiftsgeteti. 2 
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gesetzbuch). Bliebe aber wirklich hierbei noch dor Schatteu eiaes 
Zweifels übrig, so ist dieser dadurch beseitigt, dass der Nord- 
detUaeke Bund seine Kompetenz in Bezug auf den fraglichen Ge- 
genstand, ohne Widerspruch, ja unter Mitwirkung der Vertreter 
dtstSäMschen Begierung im Bundesrath, durch Erlass eines Bnndes- 
gesetzes darfiber thatsächlich gewahrt und den fraglichen Genossen- 
schaften, wie bereits erwähnt, ausdrücklich die Rechte und lyiichten 
der Kavßeuie verliehen hat. Das Sac/tsixchc 0<'>(ef: durfte diilier 
diese Genossenschaftern (nach der strengen Auffassung auch die- 
jenigen Aktien- und Kom7na7idii- Aktien -iieseUäCh&ftdü^ deren 

Zweck im Betriebe ron Handelsgeschäften besteht) nicht in seinen 
Bereich ziehen. Dadurch, dass es dies gethan, hat es einen 
TJebergiiff in die Kompetenz der Bundesgesetzgebung begangen, 
welcher um so schroffer hervortritt, als die letztere zu gleicher 

Zeit selbst mit dem J-.ila.-s des Geüu3senschaft^^gesetzos befasst 
war. Das Singlis! sehe Gesetz hat nämlich erst im Tmii dieses 
Jahres die Kammüru passirt, während der Gesetzentwurf des 
Verfassers über die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenossenschalten am 16. Aprü c. beim Reichstage des 
' Korddeutschen Bundes eingebracht, der Bericht der zu dessen 
Yorberatliung erwählten Oommission am 23. Mai c. in Dmck 
ging und die erste Berathung des Beichstags darüber, welche in 
allen wesentlichen Punkten schon zum Einvernehmen führte, am 
28. Mai d. J. Statt fand. 

Sonach kann das Sächmclte Gesetz in Bezug auf die AV- 
werbs und Wirthschaftsgenoisenschaften keine Geltung bean- 
spruchen, sondern nur for die von ihm mit behandelten übrigen 
Gattungen der Vereine. In Bezug auf die Genossenschaften war 
es entweder yon Haus aus ungültig, oder ist durch Erlass des Bun- 
desgesetzes beseitigt, indem dadurch sein mit diesem nicht in Ein- 
klang stehender Inhalt aufgehoben ist. Wollte es neben dem 
letzteren bestehen, so musste es sich auf Ordnung der liechtsver- 
hältnisse ^ nich t eingetragener GenoMemchaften * beschränken, 
welche das Bundesgesetz insofern der Partikulargesetzgebung 
ftberlässt, als es seine Bestimmtmgen auf dieselben nicht ange- 
wendet wissen will (cfr. §. 71 desselb.) Dies ist aber hinsichtlich des 
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Säc/mscheu Gesetzes nicht der Fall. Vielmehr bezieht es sich 
ausdrücklicli und lediglich auf eingetragene Genossenschaften, wie 
da? Bundesgesetz, versteht auch darunter genau daäselbe, wie 
dieseSi nämlioh: solche Genostenachaftenf welche durch Eintrat 
gung in die von den Crmehte» geführten öffentlichen Register 
die rechtliche PereonUehkeit nach Analogie der ffanddegeeeU- 
Schäften im AUg. Deutschen Handelsgesetzbuch erhalten. Wollte 
man demnach das Sächsische Gesetz über dtii iraglichen Gegen- 
stand ne])en dem Bundesgesetz bestihen lassen, so würden in 
Sachsen zweierlei Alien eingetragener Genossenschaften, die eine 
nach Bundes-, die andere nach Landes-Recht neben einander her- 
laufen, denen beiderseits die gleiche Bechtsföhigkeit mittelst des 
gleichen ötfentlichen AJets der Eintragung, aMn unter Terscbie- 
denen Bedingungen und mit yerschiedenen Folgen yerliehen wäre. 
Dadurch wflrde aber offenbar der klar ausgesprochene Zweck des 
Bundesgesetzes, wonach eben die Kechtsverhältuisäe der eingetra- 
genen Genossenschaften im Bundesgebiet nach Bundes- und nicht 
nach Landes-Recht geordnet werden sollen, geradezu vereitelt. 
Dies scheint so zweifellos, dass man meinen sollte, die Sächsische 
Begierung müsse von selbst ihr Gesetz in dem fraglichen Punkte 
durch den späteren Erlass des Bnndesgesetses als aufgehoben be- 
trachten. Allein dass dies keineswegs der Fall ist, erweist die 
von ihr ^lassene Ausfuhrungs^Verordnung vom 23. JuU er. 
(Ges. und Verordn. VA. iür das Königreich Sachsen Seite 499), 
welche sich ausdrücklich auf Ijeide Gesetze auf das Landes- wie 
auf das Bundesgesetz zugleich erstreckt. Dieselbe hält das erstere 
dem letztern gegenüber auch in Bezug auf die eingetragenen Ge- 
nossenschaften aufireeht und fällt (cfr., §. 14—16) zur Beseitigung 
des Kompetenzkonflikts auf das folgende sinnreiche Ausknnlismittel, 
welches eine besondere Belenehkng verdient. 

Nach dem Bundesgesetz muss nämlich jede sich ihm unter- 
stellende Genossenschaft den Zusatz , eingetragene Genossenschaft* 
ihrer Firma hinzufügen. Der Grund dieser Bestimmunfr ist klar. 
Jedermann, der mit einer Genossenschaft in Verbindung tritt, 
soll dadruch sofort w^en ihrer Bechts&higkeit, der Legitimation 

2» 
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ihrer TerMer n. s. in Eeimtmss geaeiasb und an die Öffent- 
lichen Register verwiesen werden. Hieran hält sich nun die Säch- 
sische Ausführungsverordnung und weist diejenigen Genossen- 
schaften, welclie den Zusatz annelninn, unter das Bundesgesetz, 
dessen Erfordernissen sie als dann zu genügen haben. Dagegen 
braucht eine Genossenschaft, welche die Erfordernisse dieses Ge- 
setzes nmgefaeii und dennoch der Yortiieüe desselben theühaffcig 
werden wül, nur die erwftlmte zusätslicbe BeKeicbnnng bei ihrem 
Namen wegzulassen, dann fBllt sie unter das Sftehsiseb^ Gesetz, 
und erlangt die Hechte einer eingetragenen Genossenschail nach 
diesem. 

In der Tbat weiss man kaum was man zu dieser Tnterpre- 
tationskunst sagen soll. Ja, wenn §.71 des Bundesgesetzes ver- 
ordnete, dass seine Bestimmung^ auf Genossenschaften: 

jfdie den Zu9ate: eingetragene Genoseenaekaften meht 

in ihrer Firma führten,'^ 

kerne Anwendung finden sollten, könnte man so deduciren. Allein 
?on einer solchen Anordnung ist dort keine Kede, sondern ganz 
allein die Eintragung oder Niehteintragvng als das Moment, 
wovon die Anwendbarkeit des Gesetzes abhängt, betont. Dagegen 
stellt das Bundesgesetz die Au&ahme des fraglichen Zusatzes in 
der Firma in §. 2 daselbst als eines der nothwendigen Eequisite 
auf, von denen die Eintragung, und mit ihr die Erlangung der 
Hechte einer eingetragenen Genossenschaft ahhängen. (cfr. §. 2 
und 5 daselbst). Kein Verein soll nach der unzweideutigen Ab- 
sicht nnd dem Wortlaut*) des Bundesgesetzes die Hechte einer 
eingetragenen Genossenschaft innerhalb des Bundeegebitte haben, 



*) efr. Eingang und §. 1 des Gesetzes: „Wir etc. verordnen för das 
ganze Gebiet des Bnndes was folgt: Gesellschaften etc. erwerben die im 
gegpnwrirtigen Gesetz bezeichneten Rechte einer eingetragenen Genossen- 
schaft unter den nachstehend angegebenen Bedingungen." Dazu tritt dann noch 
das Motiv in dem Bericht der Prozessdepntation an den Bundesratb, nach 
▼elebem die Fassung des §. 71 d. Ges. vorgeschlagen tnd angenommen ist, 
welches autdrttcUicli besagt: dass es nielit von der Oenossenscbaft abbftngti 
Bich unter das Gesetz zu stelleDi sondern dass das Gesetz sie ergreift, so- 
bald die lechtlichen Yoraossetziingeii seiner Anwendbarkeit vorliegen,*' wo- 
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der jenen Finnmasatz sieht minist, und sich jdclit dadwdbi 
Tor dem Pnblikiim als das dokni^ieatirt, was er ist.. Aber da 

kommt die Sächsische Ausführungsverordnung und kehrt die 
Sache um. Anstatt der einfachen Folgerung: »wer die Bedinguu- 
gen des Bundesgesetzes nicht erfüllt, wird von der darin garan- 
ürten Stellung inuerhaU) de^ Bundesgebietes ausgescblpsseu"; sagt 
sie: freilich nach diesem, nach dem Bundw^ aber nicht nach dem 
Landeigmis^ h. nicbt nach dem Gesetz, welches durch das 
Biradesgceete angehoben ist! TTnd so werden die Vereine als 
eingetragene Genoseenecht^en zugelass^, unter der Bedingung, 
dass sie sich nicht so nennen, üeber die ünhaltbarkeit dieses 
Experimentes kein Wort weiter. 

Aber ausser dem dadurch herbeigefuhrlL-n speziellen Konflikt 
zwischen den beiden Gesetzen hat der Yaxgaog, noch in politischer 
und handelsrechtlicher Hinsicht eine weitere prinzipielle Bedeu- 
tung. Lässt man den Fall ohne Einschreiten von Seiten der 
BundesbehOrde hingehen, so giebt es wirklich keine bequemere 
Methode, die ganzis Bnndesgesetzgebung durch solche Pärtikiilaiw 
erlasse lahm zu legen. Die Einzelstaaten erlassen dann nach 
Belieben bei jedem Bundesgesetz nebenherlanfende Verordnungen, 
welche denselben Gegenstand in anderer von ilincn beliebten 
Weise behandeln. Die Interessenten für die das Bundesgesetz ge- 
geben ist, brauchen alsdann nur dasselbe in einzelnen Bestimmun- 
gen nicht zu beobachten, dann werden sie nicht darnach benrthdit, 
sondern stehen unter dem Partlknlargesetz. Dass damit das Vor- 
schreiten eSnheitücher Bechtsentwickeluug iu dem Bundesgebiete, 
an welches von Seiten der Wissenschaft, wie von Seiten des prak- 
tischen Bedürfnisses, täglich immer dringendere Anforderungen 
gestellt werden, schon im Allgemeinen nicht bestehen kann, springt 
in die Augen. Noch mehr fallt dies aber auf einem Gebiete iu 
das Gewicht, für welches nicht blos im Norddeutschen Bunde, 
sondern in gani Deutsehland b^ts dne solche Bechtseinheit ge- 



ntul sofort aosgeBpFoebeo wird, dftts die Amreodbarkeit nur für «*eAI 

eingetragene Genossenschaften ausgeschlossen werden müsse, cfr. Bericht 
der Gmlpro^osv-Dcputation Kr. 103, Draduaclien des Norddeutfliihen 
.Beichßtags, Siteungsper. S«ite ö. 
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Wonnen ist, und wo sie auch mehr Noth thut, wie für jedes an* 
dere. Wir haben geseheiif in welcher Weise die Genossenschaften 
mit Handel und Verkehr za thnn haben, weshalb wir im Sächsi- 
schen Gesetze selbst die l^rinzipien des Allgemeinen Deutschen 

Handelsgesetzbuches bei Bemessung,' ihrer Bechte auf sie angewen- 
det üiideii. Wi'lehe grosse Interessen aber uns zu einheitlicher 
Kechtsgestaltuug auf diesem Felde drängen, ist leicht einzusehen. 
Dazu hat die Praxis in höchst wirksamer Weise hier seit Jahr- 
hunderten Bahn gehrochen, und durch ihre weitverzweigten Ge- 
schäftsverbindungen über grosse entlegene Länderstrecken auf Aus- 
bildung aUgemehi gültiger Bräuehe, so zu sagen eines iniematio- 
Un BandeUrechtea hingearbeitet. Dies konnte auf die Gesetzge- 
bungen silier civilisirten Staaten nicht ohne Bückwirkung bldben, 
und hat die allmählige Eiiiiulii JiLi gleichmässiger liechtsnormen 
in Handelssachen mein und mehr zur Folge, welche nicht wenig 
dazu beitragen, den einschlagenden Geschäftsoperationen grössere 
Sicherheit durch Vereinfachung ihrer rechtlichen Unterlagen zu 
bieten. Die mühsame und unzuverlässige Information über das 
Handelsrecht verschiedener Länder, zwischen deren Einsassen Haup 
delsbeziehungen bestehen, erschwert und gefährdet den Yerkehr, 
besonders die Geltendmachung gegenseitiger Ansprüche. Und 
wieviel mehr müssen diese JMissstilnde in einem Lande empfunden 
"werden, welches, gleich Denfschland, in eine Anzahl politisch und 
wirthschaftlich nicht lebensfähiger Staaten zerrissen ist, die erst 
zusammen ein Produktions- und Handelsgebiet ausmachen, und 
deren Güterleben in der Trennung weder zu emem irgend erträg- 
lichen Ausgleich in sich, noch zu der unentbehrlichen Geltung in 
der grossen Gesammtwirthschafb der civilisirten Welt zu gelangen 
vermag. So unwiderstehlich machte sieh dieses Bedürftiiss mit 
den grossen wirthschaftlich en und politischen Ijugestaltuni^en des 
Jahrhunderts geltend, dass man sogar während der li.»sen Verbin- 
dung unseres Gesammtvaterlandes unter dem alten Bunde die 
Schöpfung eines gemeinsamen Deutschen Wechsel- und HandeU- 
reehiw bewerkstelligte > deren wohlthätige folgen allgemem aner- 
kannt werden und noch jetzt während ernsten politischen Zwie- 
spalts, ein wichtiges Element nationaler Zusammengehörigkeit 
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in der Pflege der materiellen Interessen repräsentiren. Von die- 
ser Gemeinsamkeit des Kechtsbodens die Genossenschaften aus- 
scUiessen, gerade in dem Augenblicke, wo sie im hoffnungs- 
vollen Aufschwünge beginnen eine sehwer empfundene Lücke im 
Wirthachafteleben unseres Volkes auszufüllen und das unabweis- 
bare materielle Bedurfbiss zablreicber Klassen mit den böberen 
Eultnrbestrebungen zu vermitteln, beisst ihnen, wie den nationalen 
Interessen den schlechtesten Dienst erweisen. In richtiger Er- 
fassung ihrer Aufgabe, die bei uns in noch höherem Grade als 
anderswo eine nationale ist, haben sie selbst ihre festgegliederte 
Organiäatiou im engen Zusammensclüuss zu A\'abrung gemeinsamer 
Interessen mit gemeinsamen Mitteln und Kräften, ohne Hücksicht 
auf poUtiscbe Grenzen, über ganz Deutschland ausgedehnt und 
einen aügemeinm deuUc^n Genossmsehafisverband gegründet. 
Und nun sollen sie der partikularen Gesetzgebung in Feststellung 
ihrer Kechtsverhältnisse sogar imiei'halh des Norddeutschen Bun-' 
des anheimfallen, trotzdem, dass dies in eine Materie schlägt, welche 
der Bundesgest'tzgebnntr verfassungsmässig vorbehalten und von 
ihr bereits in die Hand genommen ist? — Das beisst, einen Riss 
nicht bloss in die BtnidesverfaHsuny^ sondern in das über das 
Bundesgebiet hinausreichende gemeinsame Deutsehe Handdsreckt 
machen, und dem kommerziellen Verkehr der ganzen Nation, in 
welchen die Genossenschaften immer bedeutsamer eingreifen, eüien 
empfindlichen Schlag versetzen. Nicht nach der Seite des Parti- 
kularismus hin sich verengen und absciiliessen, darf die Tendenz 
der hierher gcliörigen Gesetzgebung sein: vielmehr muss man die 
Konsequenz eines gemeinöamen Deutschen Handelsrechts auch auf 
die dazu gehörigen Genossenschaften zu ziehen und die Geltung 
desselben Genossenscbafisgesetzes für ganz Deutschland zu erreichen 
suchen. Dazu gehOrt aber unbedingt, dass zunächst der Nord-^ 
deutsche Bund in seinem Gebiete an dieser Gemeinsamkeit fest- 
hält, indem von einem solchen die ganze Läudergruppe desselben 
umfassenden Einigungspunkte aus mit den süddeutschen Staaten 
weit wirksamer über deren Ansehhiss verhantlelt werden kann, als 
^venn man die bereits dazu gethanen Schritte wirkungslos machen 
lässt, und die getroffenen Feststellungen den willkürlichen Kin- 
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griffen ^er OTözelnen BundcsiaÄÜe* Prefe ^ebi Vöhmsaichtlich 
werden die GenosseuHchaften ihrerseits energisch für die Sache der 
Einigung auftreteu. Denn dass durch eine so vielfach gespaltene 
Gesetzgebung ihre Interessen keineswegs gefördert werden, die- 
dßUtie vielmehr ihren (^chäftsverbindungen im Einzelnen wie ihren 
grossattfgen gemeinsamoi ÖperationeA im Ganzen im hindedidi 
iBti haben sie praktisöh berella Tiel&eh erfäüireh; tmd irerden daher 
um 80 weniger geneigt sdn, das in freier IniüatiTe gewonnene Feld 
irgend wie sitli Tmugen zu lassen. 

■ • » * - 

Zweite Grappe. 

Von den der zweiten Hauptgruppe ungehörigen Gesetzen etc. 
sehen wir wiederum zwei verschiedene Wege verfolgt, von denen 
wir indessen keinem von onserm Standpunkte aus die Berechtigung 
bestreiten können, indem nur ZweekmSssigkeitsgrOnde, besonders 
der allgemeine Stand der Gesetzgebung in jedem Land^, bei der 
Entscheidung für den einen oder den andern iö Betracht kommen. 

Während das Französische Gesetz und der Oet^tevreichische 
Entwurf die Uenossensdiaften bei Gelegenheit einer Revision des 
in der Handelsgesetzgebung enthaltenen (lesellschaftsrechts, also 
in einer NoveSU zu den betreffenden Handelsgesetzbüchern, mit 
behandehi, ihnen aber dabei besondere Abschnitte 'widmen, tret(»i 
uns das erstaugeföhrte EngHethe und Ptettse.'Nwddeute^ Ge- 
setz, als specieile ausschliesslich auf die Genossensebaften bezüg- 
liche Akte entifegen, wobei in dem letztern die Prinzipien des J%. 
Deutschen Hundehgesetzbuchs für kommerzielle Gesellschaften der- 
gestaUt gewahrt sind, dass es diesem, als besonderer Absdiuitt, 
jederzeit eingefügt werden kann. 

Mit den zwisoben diesen Getzen in materieller Hinsicht ob- 
waltenden Unterschieden haben wir uns in den späteren Abschnitten 
zu beschäftigen und hier nur, wie bei der eesteu Gruppe, auf die 
Fassung des RechtsbegrilTs der Genossenschaften aufmerksam zu 
machen, weil dieselbe regelmässig, wie wir gesehen haben, uuf die 
Gesammtökonomie des Gesetzes bestimmeud einwirkt. 

In dieser Hinsicht behandelt ^FranzöeM^ Ge9et» die Ger 
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]ip9i^dii8chaft6ft /(Ari .48 .fi>]gd.) als Soüi^^s ^ oaipjital i variable, 
G^üschaften mit veränderlichem Kapital^ anstatt nach unaern 

obigen Au.-fuluuügcu als Geseliiaciiiiilea ii personal variable, mit 
icech^ehider MügU,ed»cliajt ^ und verfehlt somit das wesentliclie 
Merkmal, da die Veränderlichkedt des Geselischaftskapitals soweät 
sie hier in Betracht zu ziehen ist, als Folg$ des Zu- und Abgangs ' 
TOKtMitgliedi^ also ddrYerftnd^ctik«itiinP«8Qa^^ 

sicli hersQBsuzieheB gesucht hai^ werden wir im IIL Abschmljl; Mben. 
Dagegen wird der Begrilf der Grenossensehafk in den beiden Eng^ 

lischen Gesetzen ohne jede prinzipielle Unterscheidung an das rein 
äusserliche Merkmal der Mit^liederzahl gekiiuplt, indem keine Ge- 
sellschaft von weniger als sieben Personen darunter subsumirt, uud 
wenn sie im Laufe der Zeit unter diese Zahl herabsinkt, aufgelöst 
wird. Verwickelter isjli . das Ineinandergreifen^ die ^ Kompetenz« 
abgrenzung zwii^chen beiden Aktien« Die «reU davxm &8st die- bis 
dahin über, dio sogenannte Indnstrial-, Frovident- und Friendly* 
Societies seit 1858 erlassenen Akte unter wesentlichen Abänderun- 
gen zusammen, uud gewalirt diesen Gesellschaften, worunter unsere 
Erwerbs- und Wii-thdchaitögenossenschaften — mit Ausuabme der 
auf Bankgeschäfte gerichteten — sowie Kranken- i^d| Unter- 
stützungskassen aller Art gehören, gewisse Begünstigungen, ausser 
der xeehtUchen Persönlichkeit die Befreiung von der Stempel'- und 
Einkomnieii-Stener u. a., jedoch mit des Beeohrftnkung der An* 
theüe d«r Mitglieder auf 200 Pfd.. St. Unter die gu^eU« Akte, 
welche das Gesellschaftsrecht, besonders der Handelsgesellschaften, 
überhaupt regelt uud demnach von uns bei der ersten Gruppe 
erwähnt wurde, können sich die Genossenschaften stellen, wenn 



*) Der Zuwachs des Kapitals durch allmäliges Aufsummen deP'regel- 
mäesigen Bei!?teuern der Mitglieder zur Erfüllung der im Statut iiormirtcn 
Gescbaftsantheile derselben, aus welchen das Gesellschaitskapital besteht, 
kann so wenig wie die Einzahlungen auf Aktien, hier als Vermehrung des 
Icüctarn gelten, indem ja jedes Mitglied durch seinen Beitcitt xur Genossen^ 
■ehafik, wie lAktioiuür dnr^ Zeicbnung der. Aktie, sich cor aUfniUigeii 
VdhEahlttiig yerpflichtet. Du GeaeUBdiafitekapital wird also durch diese 
Beisteuer nur realisirt, aber nicht erhöht, indem die eulgexahlte Baarschaft 
aa die Stelle des VereprediAiirtntkl . ■ 



Digitized by Google 



26 ^ OekonoBi« det G*ieta««. 

sie auf die PriTilogien der ersten Akte keiften Ansprach tnacben. 
Es mwMtff» sich Ihm aber nnteroVdiien! n) alte GesenschafCeii Ton 
mehr als 10 Personen, welche Bankge.u-häfte treiben; b) alle 
Gesellschaften zum Betriebe eines Gewinn briugondeu Geschäfts 
überhaupt von mehr als 20 Personen — Beides jedoch nur inso- 
weit nicht spezielle Parlamentsakte oder Patentbriefe ihnen dies 
ausdrücklich gestatten. 

Der 0«»fm*«t«At><;Atfj&«i<t(wf/ entlehnt die B^frittishestimmnngen 
wie den grOssten Theil s^nes hierher gehörigen Abschnitts dem 
Prenss. Norddeatsehen Gesetz. Daas der einzige Znsatz, den er 
dem eng-lischen Gesetz entnommen iicii, wonach mindestens 7 Mit- 
glieder bei der Gründung einer Genossenschaft vorhanden sein 
müssen (§. 7G dess.), nicht glücklich ist, darüber hat bereits die 
Praxis in Deutschland entschieden. Wir haben nnter unseren 
jungen Produktiv^enossenschaßm mehr wie eine, welche in jeder 
Hinsicht, namentlich dem wesentlichen Fnnkte des Ab- und Zut 
tritts von Mitgliedem, durchaus auf dem Qenossoischaflisprimip 
steht, beim Beginn aher weniger wie 7 Mitglieder zählt, und es 
liegt nicht der mindeste (irund vor, solche Gestaitmigen, die nicht 
selten in ihrem Aufringen aus dem Kleinen und Engen die ge- 
sundesten Keime enthalten, von den WohlUiaten des Gesetzes aus- 
znscbliessen. 

Das Freu88» NorddeuUdie Ge$etz selbst ist das einzige, wel- 
ches den Ton uns entwickelten Anforderungen genfigt, indem es 
das wahre Wesen der Genossenschaften, ihr Vergesenschaftunga- 
prinzip wie ihre wirthschaftlich sociale Aufgabe, yollst&ndig dar- 
legt. Xach §. 1 versteht es darunter: ^^Gesellschaften, mit nicht 
geschlossener Mifgliederc'nhJ , Vielehe die Förderung des KrediU, 
de» Erwerbs oder der Wirthschaft ihrer Mitglieder mittelst ge- 
meinschaftlichen GcsrhäftsbAtriebes bezwecken'''' , wozu die Ver- 
pflichtung der Mitglieder zu unheBckränkter solidarischer Haft 
för die Genossenschaftsschulden (§. 3 No. 12 u. §. 12 d. Ges.), 
sowie zur Aufbringung eines GesdhchaftskapiUtU durch Gesehäßs- 
anf heile der einzelnen tritt, deren Betrag und Art der Bildung 
im Gesellöchaitsvertrage (dem Statut) bestimmt werden müssen (§. 3 
No. 5 des Ges.). 
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Wie man Itlerauf ersiebt, aind sSnuntUalie .vei^ iub aufge» 
stellte weseutHohe Kequisite &xipt PeraonalgenomMeke^t im eigent*» 

liehen technischen Sinne, vollkommen gewahrt , die Spezialität 
dieses Rechtsinstituts, der juristische Begriff desselben in seinen 
iiiitersciieidtjnden Merkmalen nach allen Seiten hin scharf abge- 
grenzt, ^ehen der Soiddarhaft der Mitglieder haben wir die Zu- 
lassung des Wechsels im Fersonahtandey die volle Freiheit des 
£in- und Austritts der Mitglieder, dessen Bedingangen (nach 
§, 3 No. 4 und §. 38 des Ges.) -die GenosBeoschailb im Statut zu 
regeln hat, so jedoch, dass der Austritt keinen Genossensidiafter 
gewehrt werden darf, selbst wenn die Gesellschaft auf bestimmte 
Zeit eingegangen ist. Sodann finden wir den auf wirthschaftlicho 
und Erwerbszwecke gerichteten Gesdiäfishetrieb^ der ein „gemein- 
Hchaftlicher^' sein soll, d, h. bei welchem sich die Mitglieder selbst' 
thätig, nicht blos mit Vermi^genseinlageQ oder Eintritt in das 
Kisiko, zu betheiligen .haben, wesshalb ihnen die Ausftbusg der 
wdjfcgehwdsten Befugmsse in der GeneialTersammlung (z. B. oberate 
Entscheidung allerGeseUschaftsangelegenheiteni durehgreifendeKon- 
trole der Verwaltung durch Wahl und jederzeitige Absetzung des 
Vorstandes u. a.) zupfesichert sind. Weiler ist die AufbringirnQ 
eines GeselUchajtska^ital^ erfordert, weiches natürlich, der fluk- 
tuirenden Mitgliederaahl halber, nicht in sich, sondern nur relativ 
* durch den Betrag des GeschäftsantheLU der Einzelnen bestimmt 
werden konnte, den das Statut ebenso, wie die Art seiner Auf- 
bringung, meist durch alhnfllige Beisteuern und Zuschreihung von 
Dividenden, festsetzen muss. 

In der bereits erwähnten Verleihung kaufmännischer Rechte 
und Pflichteil (§. 11 al. 3) au die Genossenschaften vollzieht sich 
endlich die Einreihung derselben in das (ieseiischalL.-iecht des 
üandelsgesetzbuchd Tollständig, womit die Materie ihren sachge- 
mftssen Abschlnss erreicht. 

* 

% 
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Haftbarkeit. 

Beim Eintritt in die Behandhinj];' der materiellen Unterschiede, 
"welche unter den bezeichneten Gesetzen und Entwürfen in Fest- 
stellung der Kechtsverhältnisse der Genossenschaften obwalten, 
bemerken im mvMßt&t, dass wir uns auf das Wesentliche da- 
bei besehrfinken, vovoA die QoeatedeteiUi mdur oder ireniger ab- 
hängen, auf diese Details aber nur insoweit eingeben, als es gilt^ 
die Konsequenz der prinzipiellen DiJGferenzen anschaulich sn 
machen. Der Kernpunkt derselben liegt ohne Widerrede in der 
Eegelung der Ilu ftbarkeit der Genoadeusehafton und ihrer Mitglieder 
für die Gesehüfts Verbindlichkeiten , weiche daher den Mittelpunkt 
unserer Erörterungen bilden wird. 

Die uns vorliegenden gesetzgeberischen Akte gehen hierbei 
in zweierlei Hinsicht auseinander. Einmal lassen die einen, und 
zwar das SäehsUehe Gmt* und die englische Komitanies-Acte, der 
Bairü<^ und Oesterreiekiaehe Entwurf,*) den GenossenschaHien 
die Wahl zwischen beschränkter und unbeschränkter Haft der 
Mitpflieder , während die andern — die Englische konsolidirte 
Industrial- und Providentsocieues-Actt' , das Französücke und 
Fr eusswch- Norddeutsche Gesetz dies nicht thun, vielmehr diesen 
Punkt definitiv festsetzen. Sodann aber gehen wiederum die 
letzteren in Bestimmung der Art der Haftbarkeit selbst, sowie 
der Folgen davon för die Mitglieder der Crenossenschaft^, etheb- 
lich ausemander. Wir werden danach folgende Fragen zu be- 
antworten haben; 



♦) Dasa und inwiefern dies nur sehr bedingt, mehr der Forin als der 
Sache nach iin Sächsischen Cresetz nnd in dor Englischen Kompaniea-Akte 
der Fall ist, wird im III. Abschnitte gezeigt werden. 
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H&ftbftrkeit. 2^ 

1) Ist es mit der Aufgabe des Gesetzgebers vereinbar, die 
Wahl der Haftart in das Belieben der Genossenschafter 

zu stellen? 

2) för welche Art der Haftbarkeit, die beschränkte oder un^ 
beschränkte, hat sich der Gesetzgeber bei den Genossen- 
sehaften zn entscheiden? 

3) In welcher Weise sind die Folgen der unbeschränkten 
Haftbarkeit in Bezug auf die Mitglieder der Genossen- 
schaften in dem einen oder anderen Falle zu ordnen. 

1. 

Sie Wahl der Haftart bei kommerssiellen Gesdhschaften 
eiikseUiesBlioh der GenosBensehafteii durch deren Mit- 
glieder. 

In Bezug aqf die erste Frage begegnen wir einer Unklarheit 
der Yorstellungen nicht blos bei der grossen Menge der Bethei- 
ligten, sondern bis in die Kreise der Gesetzgeber hinauf, dasa 

wir um so mehr den hier maassgebenden Prinzipien einmal auf 
den Grund gehen müssen, als wir dadurch zugleich für die Be- 
antwortung der weiteren Fragen erst den richtigen Anhalt ge- 
winnen. Besonders gilt es zu zeigen, wie sich alle solche auf 
den gesellschaftliehen Verk^r bezüglichen Yerbältoisse durchaus 
nicht Willkurlich, nach dem was gerade irgend emem Bethäligien 
zu passen scheint, ordnen Ussen, sondern auf inneren Kothwen- 
digkeiten beruhen, indem sie, wie der gesammte gesellschaftliche 
Verband, mit dem sie es zu thun haben, aus dem natürlichen 
Wesen des Menschen abgeleitet und darauf zurückbezogen werden 
müssen. Halten wir diesen Ausgangspunkt fest, so gelangen wir 
rücksichilich der Fundamente der Haftbarkeit, zu nachstehenden 
Folgerungen. 

Das natürliohd Fnndainent aller Haftbarkeit. 

Als Marksteine, welche Eecht und Pflicht im Leben des 
Menschen nach allen Seiten hin abgrenzen, gleichsam als Pole 
der Acbse, um welche sich der ganze Prozess iu dieser iiphäre 
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bdvtBgfl, sind ron der Katnr die beiden grossen Prinzipien der 

Freiheit und der Verantwortlichkeit gegeben. Schon bei dem 
Menschen als Individuum tritt uns die Freiheit als erste Forde- 
rung für den normalen Verlauf seines Daseins entgegen. Nur 
durch Entwickelung und t)iätigen GebrancJi der ihm eingeborenen 
Anlagen und Kräfte gelangt der Mensch zur Befriedigung seiner 
fiedCbr&isse, an welclie die Möglichkeit seiner Existenz geknflpft ist. 
Zu beiden bedarf er aber des iVeien Spielraums, ohne welchen er 
niemals mit voller Leistungsfähigkeit in die gestellte Aufgabe ein- 
zutreten vermag. Dalier erkennen wir in der individveUen Fret- 
heil das Element aller Entwiekelunir, die Gewähr alles nachhalti- 
gen Erfolgs, m zu sagen die eigentliche Lebensluft des Menschen, 
in der allein das Wesen desselben der vollen Entfi\ltung, die 
grossen Aufgaben sdnes Daseins einer gedeihlichen Losung ent- 
gegen geffihrt werden kOnneA. Damit befinden wir uns aber auch 
schon an der Schwelle der Verantwordichkeit, wenn audi nur erst 
der des Emzelnm gegen sich selbst. Aus unserer natürlichen 
Ausstattung mit den zur Beschaffung unserer Existenzmittel er- 
forderlichen Kräften ergieht sich die Pflicht der SelhHtmrge^ ver- 
möge deren Jeder - in dieser Beziehung an sich selbst gewiesen 
ist, die Folgen seines Thuns und Lassens sich selbst zuzurechnen hat. 

Eine weitere und tiefgreifendere Bedeutung gewinnt aber die 
Sache in den getelU(hafäi(^ Beziehnngeii der Menschen, in Ihren 
Berfihrungen mit Dritten. Hier ist dem von der Natur selbst 
yerltehenen Ür- und Grund-Beeht auf freies Gebabren im Erpro- 
ben und Gebrauch unserer Kraiie, uul Verfolgen selbstgewählter 
Ziele und selbsständi£ro Gestaltimg unseres Geschicks, von derselben 
Natur zugleich die Schranke gezogen in dem gleiehen BecJd aller 
unserer Mitmenschen, Wir sind nicht allein auf der Welt, neben 
und mit uns bewege sich Wesen derselben Gattung, mit gleichen 
Bedürfnissen und Er&ften und gleichmässig auf den Gebrauch der 
letzteren zur Befriedigung der ersteren angewies^, wie wir. In dieser 
gleichen Organisation mit uns, dem gleichen Naturgebot, unter dem 
sie mit uns stehen, ist auch das gleiche Kecht derselben auf 
freie Lebensbethätigung begründet, welche sie, gleich uns, für sich 
in Anspruch nehmen. Unsere Achtung vor diesem Becht der Andern 
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enthfilt aber zugleich seine Qew&hxsehaft für uns selM. Nur wenn 
irir die iez. natQrliehe Schranke in unserm Thw reapdE&en und uns 

hüten, iii den JioTiich der Andern überzugreifen, sio in Verfolgung 
ihrer Lebenszwecke zu hemnien, dürfen wir das Gleiche von ihnen 
erwarten. So tritt der Freiheit des Individuums die Verantwoi-t- 
UchkeUfv/r deren Gebrauch hinxu, und in der gegenseitigen Recht»' 
aaSOmg wird das Band gesehlung^ weldies die Geaammtbeit zu 
geordneten gesellschafEliohen Zuständen Tsreinigt. In dem be- 
stimmten Beohtskreise, welcher auf diese Weist^ för die Einzelnen 
zu imgestdrtar Lehensentfeltnng gewoionen wird, erblicken wir den 
Quell friedlicher Beziehungen derselben unter einander, das erste 
Erforderaiss aller Kultur. Erst die aUgemeine Sicherheit ist die 
realisirte allgemeine Freiheit ^ die gleiche Möglichkeit zu unge- 
hemmten Spiel des Willens und der Kräfte für ^Vllc. Indem das 
9ub!^ek6io0 Mecht des fiinzelneu in dem gleichen subjektiTen Bedit 
aller Andern n^ben ihm seine Ausgleichung, sein Gegengewicht 
findet, eidbolten wir das ohjekthe fiecht in seiner ^jemeingultigkeit, 
als Lebensnorm der Gesammtheit. 

Tritt hiernach in der Kespeküi uug eines Jeden durch einen 
Jeden die Gegemeiiigkeit als Grundlage des EechtdeOens der 
Gesellschatt auf, so geschieht dies in ebenso durchgreifender Weise 
im Wirthscha/taleben der Menschen. Ja, wenn die Gegenseitigkeit 
In ersterer Hinsicht sich nur in negativer Eem bethätigt, als 
Enthaltung von Störungen, greift sie in letzterem Gebiete p^aiH» 
eoya, und das blosse Unterlassen gestaltet sich sum wirklichen Thun, 
zur Förderung unserer Hitmenschen durch positive Leistungen. 

geschieht dies in Folge des Naturgesetzes der ArbeiUtheilung^ 
welches, als unmittelbarer Ausliuss unseres Wesens, nicht nur den 
gesanmiten wiithschaftlichen Verkehr, sondern überhaupt alle Ge- 
biete schaffender Thätigkeit der Menschen beherrscht. Vermöge 
der unendlichen Vielseitigkeit der Bedärfoisse bei den Einzelnen, 
wie der ausserordentlichen Y erschiedenartigkeit in ihrer fi^abung 
und Ausbildung, wie in ihrer ftuasem Lage, ist keiner YOn ihnen 
im Stande, ausschliesslich durch seine Leistungen auch nur eni>* 
fernt den eigenen Bedai'f herzustellen, sich auch nur das Noth- 
durftigste, geschweige denn das Nützliche, das zu einer angenehmen 



Digitized by Google 



32 



BalMMrkcit. 



und wtrdigen Existenz Gehörige zu beschaffen. Yiebnehr bleibt 
man stets auf die Leistongen der Andern dabei angewiesen, nnd 

rnnss dieselben sich zu TerscbaiTen suchen. Da aber diese Andern 
sieb genau in derselben Lage befinden, ebenfalls fremder Erzeug- 
nisse zu ihrem Dasein nicht entbehren können, so wird dies natür- 
lich nicht anders zu erreichen sein, als dass derjenige, welcher 
Produkte oder Dienste Dritter für sieb in Anspruch nimmt, daför 
d^ Dritten Früchte seiner eigenen Tbätigkeit gewähren muss, 
mittelst deren diese zn ihrem Bedarf gelangen. Nur bei einem 
solchen allseitigen Eingreifen ist die Bihmz zwischen Produktion 
nnd KonsomtioD, die Herstellung der zn Befriedigung des Ge- 
sammtbedürfnisses erforderlichen Gedamiiituiasse von Gütern und 
Diensten, möisflich, an welche jeder nach dem Maasse Anspruch 
hat, als er zu ihrer Herstellung beigetragen. „Leistung für Lei- 
stung^' ist demnach die Formel, unter welcher die Gegenseitigkeit 
in der wirthschaftUchen Welt zur Geltang gelangt. 

Damit wäre freilich die Sache am Ende, wenn der wirth- 
schafüliche Prozess in der bbssen ümwedislung von beiderseits 
bereit gehaltenen Erzeugnissen seinen Absehlnss fönde nnd niebt, 
gemäss seiner vielfach verzweigten Aufgaben, weit ilaiübcr iiiiiaus- 
griffe. In so einfachen, vorweg abgemachten Operationen vollzieht 
sich die Versorgung der Gesellschaft nicht, vielmehr moditizirt 
sich der Vorgang dabei auf vielfache Weise. Einmal sind die 
Bedorfoisse der Menschen eine dehnbare, stetig wechselnde Grösse, 
die sich nicht in der Art zmn Voraus übersehen Iftsst, dass man 
die Befriedigungsmittel in richtigem Maasse immer zum Yorans 
hertat halten könnte. Andererseits spielt wiedemm die Vorsorge 
für die Zukunft eine grosse Rolle, und bei vielen Branchen der 
uothw endigsten Artikel sind weit in die Zukunft greifende Ver- 
anstaltungen zu ihrer Herstellung erforderlich. Wie engbegrenzt 
wäre der Verkehr, wenti er es lediglich mit dem Austausch der 
Besultate bereits abgeschlossener Arbeitsakte zn thun h&tto, und 
nicht zugleich zn erst nach vorzunehmenden Arbeitsakten Anstoss 
gäbe, der zuktinfHgen Produktion zur Unterlage diente, m vielen 
Fällen sie erst ermöglichte ! So aber treten in seinen vielverschlun- 
genen Getriebe nicht blos wirkliche Leistungen, sondern auch 
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ohne das Piinzip' der Gegeüseitigkeü sis^ren« welohes Tielmabr 
dadurch erst zu - seiner YoUon Fruchtbarkeit sich entfaltet. Wie 
<rft giebfe fler Eine sein Produki für eine von dem Andorn erst in 
Ziokuaft versprochene ijregetiki6taug i)iji, wie oft. erfolgen Einigun- 
gen tber Kukünftige Leistungen von beiden Seiten, zu deren Fertig- 
gUDungimeist Anfweiidangeii aUer Art erfordeEiich aind. .-Nur in 
dusem Iii^aandergreilba «Her lodglidifia Bwlitimgeii der Tbfttig- 
Ml;, gespixmi vom Bedärfiiue der Gegeuwartt •wie Ten der Yoi- 
eorge um die Zukunft, liegt das Wesen eines geerdneteii Smeshaita 
der GeiscUdchaft., wie der Einzolneu, einer eigentlichen Volhwirtk- 
Achnff, ohne welche an eine irgend befriedigende Losung der Auf- 
gabe nicht zu denken wäre. Nun aber ist es klar, dass dieser 
ganze im Prinzip so ein^ndta, in der Praxis so > koniplizirte wirth- 
eelialliiidie J^rOzesB in der enftöhnti» 'Weiae'gar uieht Slatt finden 
könnte, ohne GMnranlieen idafiir:. daä» ^e bezügüdhen Abkommian 
von den Beiheiligten auoh innegelisklton.'werden. Wer sollte dem 
Andern da» Produkt seiner Thätigkeit Inngeben, Muhe und Kosten 
zur Herntellung von Bedarf des Andern aufwenden und somit sich 
der eii^enen Kxist'^nzmittel zu Gunsten des yiudern entschlagen, 
ohne sicher zu sein, Yon diesem zur Zeit dea eigenen Bedarfs die 
Gegenleistung dafür m empfangen? .Nicht bioe die Nothdnrft 
eines liiinaelneo, nein, die Yarsorgnng ,der Oesammtheit bembt, 
irie wir^Bttb^ik, anf^dem g^fonseiMgen Fareiiianitereintieteii in den 
irirtlMi^aftHclieD Thatigkeiten. Wiridich' ist die Somzne der fOr 
Alle erfordernden Beftriedigungsmittel gar lacht anders zu be- 
schallen, und Alles, was hier störend eingreift, führt in weiterer 
Folge zu allgemeineiu Nothstand. Um dem vorzubeugen, hat daher 
die Gesellschaft das allergrösste Interesse, die erwähnten Garantieen 
in wirksamer Weise ordnen, und überall gilt dies als Haupt- 
tinfgabe jedes Gemeinwesens. So erbebt sieh Tor -nnsem Angen, 
^ich einem Ban, der eein echützendes Dach über alle breitet, 
die fitöts Ordnung TemmOgensiecbtlicheir Befiignisse nnd Fffiehten 
mit ihrer HanptqneUe, dem friedlichen Verträum über die Lei- 
stungen, deren niun sich gegenseitig untereiuander versichern will. 
Die Verantwortlichkeit aber, die Jeden für die freie Seibstbestim- 

ä c b u J s e , Genossou«cbafuge«etz. o 
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niun^^ triflft, mit welcher er dabei seine Stellung nimmt, gestaltet 
sich zur privai rechtlichen llafhing für die Erfüllung der desshalb 
eingeganf^'enen Verpflichtungen. Tn dem Angenblicke, wo, in Folge 
der Verheissung einer Gegenleistung von meiner Seite, ein Dritter 
das Produkt seiner Thätigkeit mir zu Gebot stellt, bindet mich 
mein dgener freier Willensakt, der Leistung des Andern meine 
yerbiessene Gegenletstong folgen zn lassen. Diese Kothwendigkeit 
ist Frodnkt des Gebrauchs meiner Freiheit, diese Verpflichtnng 
nur die Kehrseite der dadurch erworbenen Befugniss, über die 
Leistung des Andern zu disponiren. Das Gcgentheii würde einen 
jener willkürlichen Eingriffe in den Rechtskreiä des Andern ent- 
halten, welche nicht geduldet werden können. Ob ich durch An- 
wendung brutaler Gewalt oder durch Verheissung einer Gegen- 
leistung welche nicht erfolgt, mich in d^ Besitz fremder Arbeits- 
^»ugniBse setze, bleibt sich sowohl binsiehtlich der GemeinschAd- 
licbkeit, wie hinsichtlich der Folgen für die Betheiligten gleich, 
selbst wenn eine Täuschung niclit Yon Haus aus beabsichtigt war. 
Denn jedenfalls wird der Geschädigte wider alles Eecht der Früchte 
seiner Thätigkeit für seine eignen Lebenszwecke beraubt, und der 
Schädiger geniesst dieselben ebenso wider alles Eecht, indem der 
zur legitimen Uebertragung an ihn erforderliche Willensakt durch 
den Wegfäll seiner Voraussetzung nichtig wird. Da der Schädi- 
ger durdi solches Verhalten die Grundbedingungen verletzt, unter 
welchen allein die wechselseitige Aushülfe im wirthschafiilichen 
Verkehr sich vollziehen kann, ilnd in ibnen das Prinzip der Gesell- 
schaft antastet, setzt er sich selbst ausserhalb derselben, als Feind, 
den sie um der eigenen Existenz willen, nut allen Mitteln zu be- 
kämpfen hat. 

Peststellxmg der Haftart durch dar Qesetz, mit Anschluss der 

Wahl der Betheiligten. 

Mittelst des Yorsteb enden glauben wir dargethan zu haben: 
dass bei Ordnung (!er privatrechtlichen Stellung ir^rend eines 
Ilechlsinstituts durcli die Gesetzgebung die Feststellung der Haft- 
barkeit der Betheiligten nicht dem Belieben derselben überlassen 
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werden darf, sondern allein dam Gesetzgeber gebührt. Bei jedem 
einzelnen Gescliäftsabachluss , wie bei jedem Gewerbe oder Ge- 
schäftsbetrieb im Ganzen, ist die Rtftbarkeit dasjenige Moment, 
wo der staatliche Rechtazwang eintritt Mit ihm aber hat es das 
poHtisehe Gesetz gerade zu thnn, da dessen Aufgabe auf dem Ge* 
biete des YermOgensrecbts wesentlich darin besteht, eine natur- 
rechtliche Verbindlichkeit zu einer zwangsrechtlichsn zu machen, 
die Bedincriingen und Formen festzusetzen, nach welchen durch 
die öffentliche (Gewalt die Erfüllung übemommenev Verpflichtungen 
erzwungen werden kann. Diesen Punkt, um dessentwüien das 
G^etz hauptsächlich gegeben wird , offen und der Bestimmung 
Ton irgend einer andern Seite her überlassen, läuft daher im 
Grunde darauf hinaus, die ganze Angelegenheit der gesetzUchen 
Begelung mehr oder weniger zu entziehen. So Icann der Gesetz- 
geber nicht verfahren, will er nicht den Verkehr der Gefahr aus- 
setzen, sich im GJewirr widerstreitender Sonderinteressen zu ver- 
wickeln. Die Frage der Haftbarkeit ist eben der Art, dixs3 bei 
deren Ordnung die Forderung der betheiligten Einzelnen, des Be- 
rechtigten und Verpflichteten, aus^nander gehen und nur im all- 
gemeinen Interesse der Gesammtheit der Ausgleichungspuskt daför 
gefhnden werden kann, welches im Gesetz, als dem Akt des Ge- 
sammtwiUens, seinen Ausdruck findet. Jemehr der freien geschäft- 
lichen Bewegimg der möglichste Spielraum zu sichern ist, um so 
mehr muss andererseits auf die definitive Feststellunfsr desjenigen 
Moments Bedacht genommen werden, durch ^velthod die Verant- 
wortlichkeit für den Gebrauch dieser Freiheit in Wirksamkeit tritt. 
Der Gesetzgeber hat daher jedesmal die wirihschaftliche und recht- 
liche Natur des Verhältnisses zu prfifen, welches die gesetzliche 
Sanktion erhalten soll, und hiemach die Haftbarkeit der Betei- 
ligten in einer Weise zu bestimmen, welche deren geschäftliche 
Bedürfnisse mit den für den Verkehr im allgemeinen Interesse 
unerlääslichen Garantien in Einklang setzt. Dass er dabei auf 
zwei direkt entgegengesetzte lUchtungen zugleich hingewiesen wer- 
den könnte, dass zwei einander ausschliessende Haftarten, wie die 
heachränkte und unbeschränhu^ aus dem Wesen eines und desselben 
spezielien Bechtsinstituts abgeleitet weiden könnten, müssen wir 

8* 
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im Allgemeinen bestreiten. Eben diese SpezialiiSt setzt schon 

begrifflich ein einheitliches Iveehtsfundament voraus, aus welchem 
die Fulgeruügeu in don Einzelheiten des Gesetzes sich mir nach 
einer bestimmten Seite hin treffen lassen, wül man nicht in in- 
nere Widersprüche verfallen. Abweichungen hiervon werden meist 
auf mangelhafbe Begriffsunterscheidungen, auf Yermengung des 
nicht Zusammengehdrigen zurückzuführen sein, wie wir dies bin-, 
sichtlich der Behandlung der Genossenschaften im Bairüdien Ent- 
würfe und Sächsischen Oesetz oben nachgewiesen zu haben glauben. 
Durch Zusamineiiweii'en von Vereinen aller Branchen, welche ver- 
möge ihres verbchiedencn Charakters eine verschiedene Haftbasis 
erforderten, hat man sich dort geuöthigt gesehen, weil man mit 
einer Art der Haft für alle nicht auskam, alle Arten der Haft 
für jede einzelne Klasse zuzulassen, und auf diese Weise die ge- 
rügten UnzutrS^Uchkeiten herbeigeführt*). 

Dass die Praxis der Gesetzgebung in diesem Funkte auf un- 
serer Seite steht, ergiebt schon ein flüchtiger IJmblick in den 
Kechtdhüchern der verschiedene]! Staaten. Vielfach gilt die Art 
der Haftbarkeil, für sich allein schon als Markstein, welcher eine 
scharfe Abgrenzung der einzelnen Institute und spezielle, meist 
örtlich getrennte Fest^jetzungen in Betreff ihrer rechtlichen Vor- 
aussetzungen und Folgen bewirkt. Bas mit unserem Gegenstande 
eng zusammenhängende Gmüschaftsrecht des AUgem, Deutschen 
Eandekgeseighuchs mag uns darin als Fingerzeig dienen. Hier 
sehm wir die einzelnen Arten der HanddsgeBeUsehaften lediglich 
nach der Verschiedenheit der Haftpflicht in ihrem Rechtsbegriffe 
hestirnint und streng auseinander gehalten, daraus auch für jede 
iu ciixem besonderen Abschnitte die Bedingungen ihrer i^richtuug, 

*) Ein unbewusstes Zeugniss dafür findet sich in den Motiven zur 
Gesetzcsvorlage der Sächsischen Begiernvfj (Dekret v. 17''12. 68. Ko. 106 
Seite ö5b)^ wo ausgesprochen wird, „dass die Vorschriften über Genosaen- 
schaften mit wuhssdurüitiUer Haftpflicht vor Allem auf die die SelbäthUlfe 
der arbeiteDden ElasBea erzielenden GenoBseoschaften als Vcrv^ttss-^ 
Konsumtions- und JPrvdukUv'Vereinef Anwenduiig finden/' Trotsdem data 
also d«r Geaetageber selbst eine bestimmte Art der Haftpflicht für diese 
Gattung von Vereinen für anpeT))ogsn erklärt, lässt er auch für sie die An- 
nahme der entgegtiiigesetzten Art, wenn auch nur formell, zu. 
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-wie die Formen und recbtlichen Folgen ihrer Gesebftftsoperationen 
al)geli^tet XJeberall aber gescbiebt die Anordnung der Haftbar- 
keit in kategorischer Weise, ohne Zulassung irgend einer Alter- 
native, üiid dass die Personalge no.i.senschaften^ in keiner dieser 
Beziehungon m einem anderen Vorg'ehen in der Gesetzgebung 
Anlass bieten, werden wir ausser dem schon beigebrachten, im 
nächsten Abschnitt zeigen.' 

2. 

Bie reststellimg der Haftbarkeit bei den Personal- 

6euosseii9chaftea. 

Gehört es nach alledem zur Aufgabe des Gesetzgebers bei 
jedem privatrechtlichen Institut die Haftbarkeit der Betheiligten 
nach dessen Spezialität einheitlich und definitiv anzuordnen, so 
haben wir uns nunmehr für eine bestimmte Art derselben, als die 
den rechtlichen Verhältnissen und wirthsChaMchen Aufgaben der 
Feraonal-Genössenschui entsprechende, bei Begelung ihrer ge- 
setzlichen Stellung zu entscheiden. 

Die Verschiedenheit der uns yorliegenden Gesetze hierin ist 
eine durcligreifende. Neben der Statuirung einer Wahl der Ge- 
nossenschaftsmitglieder zwischen beschränkter und unbeschränkter 
Haftbarkeit, dip uns in der vorstehenden Abtheilung beschäftigte, 
erhält in den Gesetzen, in denen die definitive Feststellung dieses 
Punktes erfo^t ist« bald die eine, bald die andere Haftart den 
Vorzug. In dieser Hinsicht stehen namentlich die Englisehe eon- 
Mlidifie Industrial- und Fro\ident-Socleties-Act und das Fran^ 
sroHisehe Gesetz mit der limitirten Haft dem Prevssüeh-jtford' 
dei'tsrhen Gesetz entgegen, welches die unbeschrfinkte Haft der 
Mitglieder für die Gonogsenschaftsverbindlichkeiton durchführt. 

Wie man sieht, befinden wir uns an dem Kernpunkte unserer 
Untersuchungen. Haben wir uns im vorigen Abschnitt mit dem 
Reehfsgrunde der privatrechtlichen Haftbar]!:eit überhaupt be- 
schäftigt, so müssen wir nunmehr auf das Objekt derselben ein- 
gehen, nnd der Frage „weiehalh haftet man?* die andere: „t9o- 
mt/it haftet man, vromit steht man für Erfüllung übernommener 
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privatrecbtlicher Verpflichtmigeu einf*^ folgen lassen. Nur durch 
eine solche Kückführuug des Verhältnisses auf seine natürliche 
Untcilac^e gewinnen wir einen sicheren Halt für die zu ioreffende 
Entscheidung. 

Die persönliche Haftbarkeit als natürlione Kegel hei priyatrecht- 

liohen VerpfliChtimgen. 

Der Grund der Haft giebt uns zugleich den Schluss auf ihr 
Objekt an die Hand. Finden yni diesen Grund in der VeranU 
wortlichkeit des Menschen für den Gebrauch seiner Freiheit, also 
in denajenigen Moment, welches ihn in das Bechts* und Wirth- 
adiaftsleben der Gesellschaft überhaupt erst einfohrt, ihn zum 
TrSger von Beehten und Pflichten macht, so sehen wir uns auf 
seine Persönlichkeit hingewiesen, welche bei dem ganzen Yerfaftlt^ 
niss woiCütlicli atficirt wird. Der w iiLliöchulUiche Prozess, in 
welchem dasselbe auf das Tiefste eingreift, ist so innig mit der 
Existenzfrage jedes Einzelnen von uns verknüpft, dass man eben 
sich selbst, seine Person dabei einsetzen muss, um seine Stellung 
darin auszufallen. Das Prinzip der Gegenseitigkeit, welches hier 
herrscht, bringt es eben nicht anders mit sich, als dass der Erwerb 
von Rechten durch die Uebemahme yon Pflichten bedingt wird. 
Worauf — so fragen wir — sieht sieh Jeder bei solchen ver- 
mögtmärechtlichen Abschlüssen den Andern an, was ist ilim gut 
dafür, dass der Andere seineu Verbindlichkeiten nachkommen wird? 
— Sicher der ganze Mensch, seine Tüchtigkeit, die Summe der 
Eigenschaften, und Zustände, welche den Willen, wie die Möglich- 
keit n Bezug auf die Erfüllung der eing^angenen Verpflichtungen 
Toraussetzen lassen. Die deon<müehe Liütungsfahtffkeü eines 
Menschen ist es, welche seinen Mitmenschen in den genannten 
Begehungen einsteht, an welche sie sich halten, mit anderen 
Worten: seine Persönlichkeit von der loh'thschttftlicJie/i Seite, sie 
ist das Objekt der Haft für alle auf das Vermögen bezüglichen 
Verpflichtungen. 

Freilich ist eine solche einzelne Seite unserer Persönlichkeit, 
von deren Totalit&t, als dem Inbegrifl" aller Bechtafähigkeit, der 
Gewähr Toller lebensbethfltigung auf allen Gebieten menschlichen 
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Dasems, sidit leicht zu trennen. So strenge hat man es daher im 
Alterthnm, in den frohesten Gestaltangen staatlicher Bechts^ 
Ordnung, damit genommen, dass man die wirthschaftlidie La« 
fltungsfthigkeit des insolwenten Schuldners nicht anders, als in 

seiner gt^saiiiuiLeu KechtsfaMgkeit treffen zu können meinte, dass 
man ihn der Persönlichkeit überliaupt, seiner Freiheit für immer 
beraubte, dem Gläubiger gegenüber als blosses Kechtsobjekt be- 
trachtete, ihn als Sklaven, die Person an Steile der schuldigen 
Leistung, jenem uberlieferte. Und seihst nach Beseitigung dieser 
aussersten Härte hat sich die mangelhafte Auffassung des obwal- 
tenden Yerhaltnisses bis auf unsere Tage geltend gemacht An 
die Stelle der Sehuldknecktschaft trat die Schuldhaft ^ an die 
Stelle der immerwährenden die zeitweise Freiheitsberaubung oder 
Suspension der Persönlichkeit, welche Jiicht den .Missgriff selbst 
abstellte, sondern nur die Folgen für den Schuldner milderte. 
Erst der aufgeklärten Gesetzgebung unserer Tage war es vorbe- 
halten, jene Scheidung zu vollziehen , und die Scfauldhafb zu be- 
seitigen, indem sie dea Grundsatz festhielt: dass der gegen den 
säumigen Schuldner anzuwendende Zwang nicht weiter gehen 
dürfe, als sein Zweck, die Befriedigung des Gläubigers, es durch- 
aus erfordere, weil sonst das Gegiülhcil von dem bewirkt wird, 
was bewirkt werden soll Die wirtlischaftliche Leistungafilhigkeife 
des Menschen, durch deren Bethätigung allein er seine Verpflich- 
tungen genügen kann, soll nicht irgendwie durch eiekutivische 
Massregehi gehrocben, sondern zu Gunsten des Gläubigeis' mOg» 
liehst gesteigert werden. Als Sate seiner Persönlichkeit ist sie an 
deren Lebenselement, den freien Gebrauch des Willens und der 
Kräfte, dergestalt gebunden, dass sie damit steht und fällt. Die 
Persönlichkeit eines Menschen überhaupt aufheben oder aucli nur 
zeitweise suspendiren, hat daher nothwendiger Weise, so lange 
dies dauert, zugleich die Aufhebung, zum mindesten die Lähmung 
der ökonomischen Leistmigsfäbigkeit desselben zur Folge. Dies 
läuft aber nicht blos gegen des Gläubigers wahres Interesse, son- 
dern zugleich g^en das der ganzen Gesellschafb. Denn sofern 
dieselbe zur Beschaffung des Gesammtbedürfbisses auf die Gesammt- 
kräffce ihrer Mitglieder angewiesen ist, wird sie durch Maassregeln 
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in Mitleidenheit gfezogen, welche ihr die Mitwirkung Einzelner 
bei Lösong der Gesammtaufgabe entziehen, Sie soll daher« wenn 
Jemand in einem Falle mit dem Maass seiner Leistungen hinter 
seinen Verpflichtungen zurückbleibt , nicht die Hand dazu bieten» 

ihn überhaupt leistungsuni^hig zu machen, weil ja dadurch die 
wirthscliaftliche Unterbilanz bei ihm nicht abgestellt, sondern ver- 
stärkt, eine vielleicht nur vorübergeheiide in eine permanente ver- 
wandelt, und obenein aus dem Privathaushalt des Betroffenen in 
den Qesammthaushalt der Gesellschaft selbst hineingetragen wird. 
Dagegen hat man den einzigen wirksamen Weg eingesehlagen, 
die ökonomische Leistungsfähigkeit mittelst des Bechtszwanges 
heranzuziehen, ohne die Fersönliehkeit selbst in ihrem innersten 
Kerne anzutasten. Statt an die Freiheit des Schuldners, hält 
Dictn sich an sein Vermögen. Dieses, dus Vermögen, wird Exeku- 
tionsobjekt; das Vermöf^en, der Inbegriff dessen, was Jemand 
auf wirthschaftlichen Felde geschafft hat, und noch zu schaffen 
vermag, seine jetzt oder in Zukunft realisirfe Leistungsfähigkeit 
in ihren greifbaren fiesultaten, gleichsam d«i Abdruck der Per- 
sönlichkeit in der Saehenwelt, die konkrete Samme ihrer ökono- 
nomischen Potenz. Demnach unterliegt die gesammte Habe des 
Schuldners, die gegenwartige wie die zukünftige, dem Recht des 
Gläubigers, Befriedigung daraus zu suchen. Selbstverständlich 
kann bei augenblicklicher Insufficienz des Stbuldnerischen Ver- 
mögens das Schuldverhältniss keineswegs als abgeschlossen be- 
trachtet werden. Gerade die Gewähr der Freiheit, welche den 
Schuldner belSihigt, das im Augenblick Mangelhafte seiner Lei- 
stung durch fernere Thftldgkeit nachzuholen, hält seine Verpflich- 
tung aufrecht, wenn er später etwas vor sich bringt, dem Gläu- 
biger daraus gerecht zu werden. Darin aberliegt für Jeden, bei 
dem überhaupt von einem Wiederaufkommen noch die Rede ist, 
der Sporn, sich von der Yerptlichtung zu löseu, dass er, so lange 
dies nicht geschehen, der Früchte seines Thuns nicht froh wird. 
So ist überall die Regel, und Niemand kann den Gläubiger auf 
den augenblicklichen Stand seiner Habe, oder auf ein speziellea 
St6ck davon beschränken, soweit nicht die ausdrückliehe Einwilli- 
gung desselben entweder bei oder nach dem Geschäftsabschlüsse 
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Statt g^fkinden hat, wie s. B. bei einer yom persönliclieii Schuld* 
nexuB völlig getrennten Hypothek. In diesem und Ahnlichen Fftllen 
liegt ein ausdrücklicher Verzicht anf Einsetzung der Persönlich- 
keit des Schuldners vor, und der Gläubiger hat anstatt der Lei- 
8tung8fahi[,^keit desselben überhaupt, ein bestiiiimtes Produkt frü- 
herer Leistungen als ßefriedigungaobjekt angenommen. Indessen 
ist dies doch Alles nur bei einzelnen, bestimmten Geschäftsabschläs- 
sen, als Ausnahme, zulässig, und auch selbst da nicht ohne aus- 
drücldiches Uebereinkommen. Auf keinen Fall aber gilt es für 
den Haushalt, den Gewevbe-, oder Geschftfts-Betrieb eines .Men*- 
sehen, rficksichtlich deren Activ- und Passiy-Standes, im Ganzen. 
Kein Kaufmann, Fabnkiinl oder iiiindwerkcr, übei liaupt kein wirth- 
sclialttUKler Mensch kann irgendwie fesst<?Ilen oder prätendiren: 
er hafte für die Verbindlichkeiten seiner Wirthschaft oder semes 
Gewerbes nur mit diesen oder jenen Vermögenstücken, oder bis 
zum Belauf einer bestimmten Sunune, mit der Wirkung: dass nun 
bei Insuißclens seines Vermögens der Ueberschuss über jene Hafb^ 
objecto ihn von den Glftubigera freigelassen verden mQsste. Der<- 
gleichen wird nirgends gestattet, vielmehr die volle Verantwort- 
lichkeit, die nnbeschränkte Haft mit dem ganzen Vermögen, über- 
all als unenibehrlicheä Fundament deä wirtbscbaftlichen Verkehrs 
festgehalten. 



Die Solidare HaftpfllOht MOhzezer. 

Haben wir demnach in der persönlichen oder unbeschrftnklen 

Haftbarkeit des Eir.zelnen die natfirüche Regel bei privatrecht- 
lichen Verpflichtungen, so ergicbt sich das solidare Einstehen 
Seitens mehrerer Mitverpflichteter, weiche dabei nicht ausdrücklich 
ZU bestimmten Antheilen konkurriren,, als die eigentliche Kon«^e- 
quenz von selbst. Sie müssen Alle für Einen, und Jeder für das 
Ganze dem Gl&ubiger gerecht werden, dieses folgt aus der ge* 
meinsamen Vornahme des Twpfliehtenden Aktes und aus ihrem 
gemeinsamen nngetheilten Interesse daran, namentlich wenn die 
Verpflichteten als eine Gesammtheit gehandelt haben, die Ver- 
bindlichkeit in Verfolgung ihres ungetheilten Gesammünteresse 
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eiagegaugen sind. Der Gläubiger liat ihnen alsdann nur Allen 
zugammea das Ganze kreditirt, sich nicht mit jedem Einzelnen 
auf einem Theü (in qoanto oder in qnota), eingelassen, nnd der 
SehuldYerband wurde auf unzulässige Weise in seinem inneren 
Wesen umgewandelt, wenn die Sebnldner den Gläubiger an jeden 
von ihnen auf Einzielmng bioser Aütlieilo verweisen könnten. Das 
ursprünglich einheitliche, ungetheilte Creditgeschäft würde dadurch 
in so viel Einzelgeschäfte zerlegt, als Theilverp^ichtete vorhanden 
wären *) 

Die besolträiilcte Hiaftlmrkeit bei lEommersiellea OesöUsoSiafleii. 

Schon in der Einleitung haben wir auf Abweichungen yon 
den Yorstehend entwickelten Grundsätzen hinsichtlich der HaCtbasis 
und Etablirung emer von der Persönlichkeit abgezogenen auf 
sachliche Gegenstände, meist bestimmte Kapitalbeträge, beschränkten 
Haft bei com/Heniellen Gesellschaften hingedeutet, und diese Er- 
scheinung- wesentlich mit der modernen Wirthschaftsentwicktliing 
in Zusamtnenhaug gebracht. Allerdings kommen von Alters her iu 
den verschiedenen. Rechtssystemen fingirte Pey-sö/ilichkeiten^ blosse 
Vermögensmassen als Träger ron Rechten und Pflichten vor, z. B. 
Gemeinden und Kollegien, dimn dauernde Zwecke in den Personen 
und Einzelinteressen der jeweiligen Mitglieder nicht aufgehen. 
Allein bei Gesellschaften zu kommerziellen Zwecken, im Dienst 
der wechselnden Interessen der jeweiligen Mitglieder und gel)ildet 
durch Einwerfung von Antheilen ihres beweglichen Vermögens, 
mit einer auf diese beschränkten Haftbarkeit für die Gesellschafts- 
verbindlichkeiten, ist die Einrichtung neueren Datums, unmittelbar 



*) Dmb hier Ton der Terschiedenartigen Gestaltung des berOhrten Yer^ 
biltnUses in den verscbiedenen staatlichen GeBetzgebiingcn ganz absesehen 
wird, und es sich nur darum handelt, die natarlichen Folgerangen aus dem 

von uns aufgestellten Hnftprinzip in Bezug auf mehrere Mitverpflichtete 

zu '/iohen, biauelien wir wohl kaum zu bemerken. Doch ist di*' Sulidar- 
halt als Regel iiidit blos im Preussischen Lnndrccht, sondern in ilatidels- 
• Sachen (und mit ihnen haben es die Geuossenscbaften zu thun) für ganz 
Deutschland in Art. 26^. 2öO. 281. Allg. Detttechcs Handesgesetz-Buch an- 
ericannt 
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entsprungen dem wirthscbaftlichen Bedur&ifls unserer Tage. Die 
Aufbringung der grossoi Kapitalien zu den gewaltigen Untemeh- 
mnngeni wie sie täglich vor unseren Augen entstehen, ist nur 
durch das Zusammentreten einer grosseren Zahl von üniemehmem 

zu ermöglichen. Nun bleibt aber das lüsiko dabei docli gerade 
für solche Theihaber, welche hauptsächlich die Mittel dazu her- 
geben können, höchst bedenklich, wenn sie unbeschränkt und soli- 
darisch dafür eintreten sollen. Ungeheure Summen stehen dabei 
auf dem Spiele, und der Umfang der bei schlimmen Gange der Ge- 
schäfte zu deckenden Verpflichtungen, wie der den £lnaelnen treffende 
Antheil davon, lassen sich nicht einmal annähernd übersehen, 
well Jeder obenein auf TJebertragung von Ausfällen Mitverpflich* 
teter gefasst sein muss. Will man also die Bildung solcher Ge- 
sellschaften ermöglichen, so m\\<> man die Betlieiligung daran 
activ und passiv, auf fest be^Limmte Beträge bescliräiiken, und 
die Theilhaber mit ihrem übrigen Vermögen ganz davon loslösen. 
Natürlich, Leute, die bereits etwas vor sich gebracht haben, sich 
ohnedies schon in gesicherten Lebensrerhiltnissen befinden, dabei 
nicht erst ihren Erwerb zu suchen haben, mögen wohl einen be- 
stimmten, grösseren oder geringeren Einsatz aus ihrem Vermögen 
an ein solches, jede Einzelkraft übersteigendes Unternehmen wa- 
gen, nicht aber ihre ganze Avirthscliaftliche Existenz dabei auf das 
Spiel setzen. So gelangen wir zur Kapitulyenosüemcliajt mit 
der ihrem Wesen einzig zusagenden ^beschränkten Haftbarkeit,'^ 
Durch Zusammenwerfen von Kapitaleinlagen wird eine Vermögens- 
masse geschaffen und mit rechtlicher Persönlichkeit ausgestattet. 
Sie allein steht als Trägerin des Unternehmens da, erwirbt Beohte 
und geht Verbindlichkeiten auf ihren Oesammt-Namen ein, für 
welche letztere über oben auch nur sie allein haftet, ohne dass 
bei ihrer Erschöpfung die Einleger, die Aktionäre, irgend weiter 
dafür in Anspruch genommen werden könnten , deren ganze Ver- 
pflichtung sich auf Einzahlung der von ihnen zum GeseUschaits- 
fond gezeichneten Kapitalbeträge (Aktien) beschränkt. 

In. diesen Grfinden der Entstehung von Kapitalgenossensehafboi j 
oder Aktiengesellschaften liegt zu^^eich ihre wirthsd^afÜüAe Be- 
richUptng, Sie entsprechen einen unabweislichen Bedürfiiisse un- 
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eerer Zeit, die industrieUe Entwickeliing drängt darauf hin. Nieh^ 
bIo8 FriTatnntemehniimgen im gröswn Styl wären ohne sie in 
vielen Fällen unmöglich, oder blieben das Monopol weniger Hände^ 
sondern man könnte auch an eine Menge der wichtigsten s^emein- 

nützisfcn Unteraeliraungcn gar nicht denken, wobei wir im Eisen- 
lalinen, Kanäle, Bergwerke n. der<(l. eriunern. Nur i^iitteUt ihrer 
wird man die Ansammlung von Privatkapitalien in dem Maasse 
wie es zu dem voigedachten Zwecken erforderlich ist, in das Werk 
setzen, und ausserdem eine höchst widitige Aui^leichmig zwischoL 
Klein- und Gross-Besitz ermöglichen, insofern man es in der Hand 
hat, bei Bemessung der Aktienbeträge auch den kleinen Eapita^ 
lien die Theilnahme zu ermöglichen. 

Bedlngimgeii der Zulaasung der hestihrftnlcten Haftbarkeit. 

Aber dieser Berechtigung, dieser Noth wendigkeit der Zulassung 
solcher kommerzieUen GeseUschalten mit beschränkter Haftbarkeit 
steht auf der andern Seite ebenso gebieterisdh die Nothwendigkeit 
gegenüber: die wegfallende pereönliche Verantwortlichkeit der 
Theilkaber für die geschafilif^en Operationen ihrer Gesellschaft 
durch andere^ sachliche Garanlicn zu ersetzen. .Das Gesetz kann 
unmöglich die Hand dazu bieten, durch T^ckerung der Verlässig- 
keit rechtlicher Verpflichtungen, dem Betrug und Schwindel Thür 
und Thor zu öflfnen und die Grundlage alles gesunden Verkehr» 
zu erschüttern. Ohnehin bleibt die Loslösung der Haft von der 
persönlichen Verantwortlichkeit, als dem von der Natur selbst ge- 
gebenen wirksamsten Sporn zu Umsicht und Bedlichkeit in ge- 
schäftlichen Beziehungen, in allen Fällen bedenklieh. Je grösser, 
je weitverzweigter al-o die Interessen sind, in welche jene Gesell- 
schaften eingreifen, unsomehr ist es von Nöthen, dem mit ihnen 
negociirenden Publikum fest« Anhaltspunkte zu gesicherten Geschäfts- 
verbindungen zu bieten, durch welche allermindestens einer unred- 
lichen Abwälzung eingegangener Verbindlichkeiten entgegengewirkt 
wird. In diesem Streben ist die gesetzgeberische Praxis überall 
zu einigen Grundforderongen gelangt, der^ unerlftssliche Noth- 
wendigkeit allerdings so augen&llig ist, dass eine Zulassung t<mi 
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Gesellschaften mit beschränkter Haftbarkeit, welche diesen nicht 
genügen, als ein Holm auf die staatliche K^chtsordnimg' erscheint. 

Wir stellen der Erörterung dieser Bedingungen einen Grund- 
satz voraus, welcher im Aligemeinen für alle Geschäfte gilt, die 
dem Gläubiger wegen Erfüllung der Verbindlichkeit nur das Recht 
auf eine bestimmte Sache, nicht auf das ganze Vermögen des 
Schuldners ertheilen, den nämlich: 

«dass das VermSgensstück, welches Objekt der Hafk ist, 
i von allen andern wohl unterschieden, in seinem Bestände 
und Werthe — in Quaniität nnil Qualität — fest bestimmt 
und darin unter Au^^schhi?;^^ aller einseitigen Dispositionen 
des Schuldners erhalten werden kann.** 

Diese selbstverständliche Voraussetzung ist bei einzelnen hier- 
her gehörigen Gesehäftsabschlössen leicht und in durchaas zutref- 
fender Weise zu .realisiren, z. B. im Pfand- und Hypotheken^' 
Verlukr^ oder bei ganzen Yermögensmassen , derm Bestand und 
Verwaltung unter öffentlicher Kontrole steht Viel schwieriger 
stellt sich aber die Aufgabe rüeksichtlich des Fonds einer kommer- 
ziellen Geselhrhaff, welelier als ansschliessliches liuftobjekt an die 
Stelle der persönlichen Verantwortlichkeit der Theiihaber für die 
eingegangenen Verpflichtungen treten soll. Einer solchen Gesell- 
schaft die Disposition darüber entziehen, ja auch nur in einer Weise 
beschränken, welche die freie gesch&fiHiche Bewegung beeinträch- 
tigt, heisst: den Zweck, zu welchem sie den Fond aufbringt, ver- 
eitdn, und damit das Bestehn der Gesellschaft unmöglich machen. 
Demnach erleidet der obige Grundsatz hier gewisse Modifikationen, 
lässt sich nur annähernd durchführen, soweit das Institut, auf 
welches er in Anwendung kommen soll, nicht in Krreichung seines 
Zweckes gehindert, und dadurch in seiner Existenz gefährdet wird. 
Und so ist es geschehen, dass in der gesammten Handelswelt, 
unter Beracksichtigung dieser Umstände, ftber die Yon kommer- 
ziellen Gesellschaften mit beschränkter Haftbarkeit zu erfordernden 
Garantien in den Hauptpunkten eine grosse üebereinstimmung 
obwaltet, welche auch im AUgem. JJeidsche/i Ilandehgesetzbuche 
Ausdruck gefunden hat, auf welches wir deshalb unsere Bezug- 
nahme beschi'änkeu. 
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Au erster Stelle stellt sich liier als notliwendi«,^ dar: ^.das 
Verhandensein eines in sich fest hcstimmfen ^ iwn den Gesell- 
schnftern eingeschossenen Kapitals, dessen Betrag und Bestand- 
theile auf guverlasiiffe Weise zur ößenüichen Kenniniss gebracht 
foerdenJ*' 

Hat man hinsichtlidi der Haft einer solchen Gesellschaft 
gegenüber nicht mit den Personen zu thun, sondern lediglich mit 
der Ton ihnen eingeworfenen oder gezeichneten Gflter oder Geld- 
masse, 80 versteht es sich von selbst, dass man deren Summe und 
Bestandtheile kennen nniss, nm zu beurtheilen, oh und wie weit 
man in Geschäftsverbindung mit derselben treten kann. Andern- 
falls würde man sich mit einer völlig unbekannten Grösse ein- 
lassen, nnd jedes Anhaltes für den Umfang der mit dersdben ein- 
zugehenden Engagements wie für die Bealisirharkeit soner An- 
forderungen entbehren. Wie man bei der unbeachrftokten Haft 
die wirthsehaftliehen Qualitäten eines Mensehen in das Auge fasst, 
in ihnen die erforderlichen Garantien sncht, so liai man eben bei 
einer I (lassen Güt<)rmasse kein anderes Substrat dafür, als ihren 
Umfang und Werth. Daher erfordern die Gesetze: 

1) dass der Gesellschaftsvertrag die Höhe des Grundkapitals 
nnd der einzelnen Antheile daran (Aktien) enthalt; 

2) dass der Vertrag Tom Gericht in die (^flfentlicheD Begister 
eingetragen und seine wichtigsten Bestinmiungen, insbesondere die 
Höhe des Grundkapitals und der Aktien, in den Öffentlichen Blät- 
tern bekannt gemacht werde (cfr. Art. 209 No. 4, Art. 210 No. 4 
Allg. Deutsches Handelsgesetzbuch). 

Wenn indessen auf solche Weise, gleich bei der Einrichtung 
der Gesellschaft, dafür gesorgt -wird, dass sieh Jedermann, der 
mit ihr in Berührung kommt, über Plan, Umfang und Fundirung 
Ihres Geschäfts auf leichte und Terlftssige Weise unterrichten kann, 
so führt dies doch nur in Verbindung mit einer weitem Massregel 
zum Zwecke. Das in Gesellschafbsgeschäft angelegte Kapital ist, 
je nach dem Verlaufe dieses Geschäfts, erheblicher Zu- nnd Ab- 
nahme ausgesetzt, somit eine wesentliche Yeränderuiig des Ilaft- 
objekts im Verlaufe der Zeit in Aussicht gestellt. Hiervon aber 
muss wiederum das Publikum Ton Zeit zu Zeit sich Kenutniss 
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zu schaffen in den Stand c^esetzt werden, soll nicht dag Aüfrecht- 
halten der ersten Bekaniitniachimg in den öffentlichen Registern etc. 
geradezu Täuschungen über den Vermögeusstand der Gesellschaft 
begünstigen. Als natürlicher Anhalt hierbei dient die Bilanz^ der 
ohnehin ganz allgemein nach Handelsrecht nothwendige Bechnungs- 
abBchlnsfl am Ende jedes QeBchSfitegahres mit Akti?- nnd Passiv- 
Status und YennOgensnachweis (cfr. Art. 28 n. ägd. Art. 2S9 
Allgem. Deutsch. Handelsgesetzbuch) und deren YerOifentlichung. 
Diese Veröffentlichung wird thatsächlich bei Gesellschaften von sa 
grosser Mitgliedorzahl, wie Aktiengesellschaften schon durch die über- , 
all vorgeschriebene Mittheilung der Bilanz etc. an die Mitglieder 
und Verhandlung darüber in der Generalversammlung gewahrt (cfr. 
Art 224, Art. 225, al. 2, Art. 239 Allg. Deutsch. Handelsgesetz- 
buch), und Yon diesen Gesellschaften nach allgemeinen Brauch 
auch noch durch Publikationen in den öffentlichen Blftttem im 
eigenen woMTerstandenen Interesse zu voller Ansfiahrung gebracht. 
Würde imm diesen durch die Natur des Verhältnisses geböte- ' 
nen Vurgaug durch Einreichnn?^ der Bilanz etc. bei dem Handels- 
gericht und Veröffentlichung durch dasselbe obligatorisch machen, 
80 könnte dann sehr füglich die Einmischung einer administrativen 
AuMchtsbehörde völlig beseitigt werden, wie sie das Allgemtine 
DeutsiAe Handdiguebsbuek für den Fall, dass das Grundkapital 
auf die HSlfto gesunken ist, mit der Befugniss zur Auflösung der 
Gesellschaft anordnet"^. Sidier werden die Betheiligten, die Mit- 
glieder der Gesellschaft so gut wie die Gläubiger, in solchem 
Falle, wie überhaupt, wenn sie nur die erforderliche Kennt- 
niss von der Sachlage erhalten, weit besser im Stande sein, 
ihre Interessen wahrzunehmen und demgemftss über Auflösung oder 
Fortföhrung des Geschäfts zu beschliessen, als die Behörde. 

Die zweite unerl&ssliche Grundforderang, welche an dergleichen 
Gesellschaften gestellt wird, eigentlich nur die Konsequenz der 
ersten, ohne deren Hinzufögung diese sinn- und erfolglos sein 
würde, lautet: 

^ cfr. Art. 340 AUg. Deuisdi. HandeUgesetebueh; die Prenssische, die 
Kassanische n. a. EinfS^rungseercräiMiin^ dam schreiben die Einreichung 
der JahreBbllaas bei der AniUchtsbehörde in allen FftUen vor. 
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,^daa8 der dat Haftohjekt Inldende Gesehafts/ond» , da» 
von den Mitgliedern eingeschossene so genannte Grund' 

kapiud , de.)' Verfügung der Einzelnen völlig entzogen^ 
namentlich jede ganze oder theilwei^e Zurticknidtme der 
dazu gemachten Einlagen ohne ausdrückliche Zustimmung 
der GeseUscha/Ugläubiger unbedingt auegeachlomn »ein 
mues^*' 

Die absolute Nothwendigkeit dieser Maassregel leuchtet ein. 
Dien einzelnen Gesellschaftem muss die Yerfögnng über die von 
ihnen in den Gesellscbaftsfond eingeworfenen Antheiie in ihrem 

Privatinteresse durchaus entzog'en, jede Vermischung dieser An- 
theiie mit ihrem sonstigen Vennögi n unbedingt a«s<,'Ps( hlo«i><pn wer- 
den, wenn auch nur entlurnt von derjenigen gesonderten Eiistenz 
des Gesellschaftsfonds die Kede sein soll , olme welche er unter 
keinen Umständen als ausschliessliches Haftobjekt in Betracht 
kommen kann.*) Dem entgegen gestatten, dass die Ihlitglieder 
ganz oder theilweise ihre An&eQe, ans denen der Fond besteht, 
während des Fortbestandes der Gesellschaft nach einseitigen Be- 
lieben und ohne fönnlit lie Liquidation des Geschäfts herausziehen, 
würde soviel sein, als die Haftbarkeit der Gesellschaft überhaupt 
aufheben, die von ihr eintregangenen Verpflichtungen annulliren, 
die Gläubiger des ihnen durch amtliche Kundgebungen angezeigten 
Befhedigungsobjekts fOr ihre Forderungen berauben und sie voll- 
fltBndig der Gnade ihrer Schuldner Fr^ geben! Zu alledem würde 
die Gesetzgebung mitwirken, wenn sie nur einen Deut von den 
aufgestellten Forderungen Preis gäbe. Niemals darf das Gesetz 
Mittel bieten und Wege offen lassen, auf denen man in bequem- 
ster \\ eise sich seinen Verpflichtungen zu entziehen in den Stand 
gesetzt wird, ¥ielmehr ist das gerade Gegentheii sein Zweck. 



*) DaBs hierin der 0mnd liegt, aus welchem die beschrankte Haftp 
b«rkeit bei dem Wirtkednafte^ oder QeichäfMtetrieb eine» JBXntelnen un- 
möglich zugelaasen werden kami, «ie wir oben nndenteten, mag beUänfig 
bemerkt sein. Der Eincelne ist ausschh'esslicher Disponent über sein Ge- 
schäft etc. wie Über sein sonstiges Veimögen, und ein Auseinanderhalten 
der beide herfthreiiden Ki rliti' und PHichrei), jede KontroU; zur wirks.imf-a 
VerhiaderuDg von Uiutcrzicliuugcn und Yermenguugen deshalb unmöglich« 
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Desshalb finden idr denn auch den fraglichen Punkt in der 6e- 
eeizgebuDg aberall in YOller Strenge gewahrt So sichert das 
AUgem. Dtutsehe ffandsh.'Ges.-Bueh den selbststftndigen, der 

"Verfügung der ciiizelüen Aktionäre entzogenen Bf^siaiid des Grund- 
kapitals für Aktiengesellschaften durch die Bestimmungen der Art. 
216 alin. 2, Art. 223 alin. 2 u. 3, Art. 224, 227 und 234. Dar- 
nach sind die Verwaltung und jeder Einfluss auf die Geschäfte 
den £inzelueQ entrückt und in die H&nde erwählter Vorstande oder 
Beamten und der GeneralTersamnilung gelegt. Eine ganze oder 
theilweise Znräekgew&hnmg des Aktienkapitals an die AWonftre, 
wahrend der Dauer, oder bei Auflösung der Gesellschaft» ebenso 
■wie seiue Verschmelzung mit dem einer anderen Gesellschaft, dür- 
fen stets nur mit Zuziehung der Gläubiger und nach öffentlicher 
Bekanntmachung unter Mitwirkung des Handelsgerichts Statt finden. 
Cfr. All ff. Deutsche Handg6$h, Art. 243 , 245, 247, 248; für jeden 
die Gläubiger in ihrem Becht verkürzenden Yeratoss gegen diese 
VorsduriAen haften die Vorsteher der GeseUschaft pmönUek und 
soHdarisck cfr. Art. 241 alin. 2, Art 248 alin. 3 loc dt 

Sie Art der HaftlMtfkait 1>ei den TmonalgenoBsensohaflea. 

Haben wir hiermit das Verhältniss der unbeschränkten und 
beschränkten Haft zu einander, die Voraussetzungen beider im All- 
gemdnen kennen gelemt, so sind wir nunmehr in den Stand ge- 
setzt, zu entscheiden, welche Ton beiden fSr die Ton uns behan^ 
delten Genossenschaften sich nach deren wirthschaftUchen Charakter, 
nach der Lage der dabei zumeist Betbeiligten, in Gemässheit der yon 
uns aufgestellten Prämissen als angemessen ergieht. Dabei sind die 
folgenden Erwitfrnnr^'pn für uns maassgebend, vor Allem der von 
uns bereits erwähnte fundamentale Unterschied in den Voraus- 
aetzungen, weiche die in Bede stehende Haftarten rücksichüich der 
Äussern Lage der bei ihren Organisationen Betbeiligten machen. 

Die iinh$8ehrätikUf Qä.et penonUehe Haftpflicht bietet in ihrem 
Objekt, der wirthschaftlichen Leistongsfilhigkeit, etwas uns allen 
Gemeinsames, allen von Haus aus Inwohnendes. Jeder des Ge- 
brauchs seiner Glieder und Vernunft nicht in abnormer Weise be- 
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»ttbte Mensch, selbst bei uAVQUkaminener Eotwickelung, bedtsfe 
diese Fälligkeit in hOJMrem oder.geringerom Giade. Sie ist die Mit- 
gifk der Nato, ttnabbftngig von aller Gunst der äiuserak ümatftnde. 
Ganz anders bei der amf KapttaleinseM^ der TheHnd^aner 6e« 
sehmnMen ffafiharkeii^ welche eine bereits thatsächlich be- 
>vühi ifi LeistungsfciLigkeit, wirkliche Erfolge von Leistungen auf 
Seiteu tteb Botrefienden voraussetzt, und zwar in einein solchen 
Maasse, dasa dabei ein Ueberschuss dea Produkts über den Bedarf 
erzielt ist, welcher dem Konsum des Inhabers entzogen, bei dem 
Geacbftft als £insatz gewagt werden kann. Der Besita eines 
grOssttn oder geringem Betrags von disponiblem Kapital ist es 
demnaob, welcher unumgänglich dazu gehört, sich bei einem d^ 
artigen Unternehmen zu betheiligen. Dass und wie sieh daher die 
Genossenschaften je nach der verschiedenen socialen und tin mziel- 
len Lage derjenigen Bevölkerungsklassen, deren Bedürfniss sie 
dienen sollen, hierzu verhalten, ist leicht abzunehmen, und ergiebt 
sich die Kichtigkeit des schon in den frühem Abschnitten geltend 
gemachten Unterschiedes zwischen iCopiea^* und Ferwna^Genodten^ 
tehaften dabei von selbst Wie für die Veninigung von Kapita" 
litten zu den angegebenen grosssartigen Unternehmungen die Zu- 
lassung der beschränkten Haft eine Lebensfrage ist, wie aber auch 
nur sie im .Stande sind, die nothwendige Unterlage derselben m 
einem festen Kapitalstock aufzubringen, — so drängt bei den 
Personal- Genossenschaften die Natur des ganzen Verhältnisses 
zur unbeschränkten Haftpflicht der Mitglieder hin. Die sogen, 
kleinea, lieute, mittellose Handwerker und Arbeiter sind es TonugSi- 
weise, welche ihren Stamm bilden, und diese befinden dch m den 
meisten Füllen entweder gar nicht, oder in unzureichendem Maasse 
im Besitze disponibler in ihrer Wirtfaschaft entbehrHcfaen Kapitals, 
durcli dessen Einlage in die gemeinschaftliche Kasse sie von HauK 
aus einen genügenden Haftfond bilden könnten. Vielmehr wollen 
sie sich durch ihr Zusammentreten erst den Weg bahnen zur Ka- 
pitalwirthschaft in Haushalt und Ei-werb, wollen allmälig durch 
den geviQssenBchafttiGhen Geschäftsbetrieb erst zu dem Punkte ge- 
langen, auf welchem, die KapliiaJisten bei Gründung ihrer Gesell- 
schaften flidi bereits befinden. Das, was für letztere Anfangs- und 
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Ausgangs -Punkt ist, ist fär de Ziel- tmd End- Paukt, dem de 
mittelst ihrer Vereinigung erst zustrebe. Wohl mag eine solche 
^iitgeleitete Personalgenossenschaft nach einer Reihe von Jahren 
dem Stamm ihrer Theilnehmer s iweit zu den 'MitU']n. verhelfen, 
welche zur ßetheiligung bei einer Kapitalgesellschalt erforderlich 
sind, aber bei ihrer Gründung ist dies rücksichtlich degenigen 
BeTölkerongssehichten, welche wir des Bedürfiiisses halber TOizngs- 
weise hier in das Ange zn &8sen haben, nicht der FaU. Die 
peraOnHche Leistungsfähigkeit derselben ist es Tiebnefar ausscbfiess^ 
lieh, was de bei dem Unternehnien emrasetzen haben, und was 
sie daher rückhaltslos einsetzen müssen, wenn dasselbe überhaupt 
Bestand gewinnen und Erfolg haben soU. Und dies i^t <: rade 
die die Betheiligten unmittelbar berührende Seite der Sache. 
Nicht blos das öffentliche Interesse steht der gesetzlichen Sanction 
Ton haltlosen, der rechtlichen Unteiiage entbehrenden Gestaltungen, 
wie von Kapttalgmostensdiaften ohne Kapital, en^egen, sondern 
auch das PriTatmteresBe der dabei BetheiUgten selbst. Wer 
mit derartigen GeseDsehaftoi deb in GescbSite dnlassen, wenn er 
bei Eifulhmg der von ihnen eingegangenen Verpflichtungen, in 
Ermangelung jedes greifbaren Haftobjekts lediglich ihrer Willkür 
Preis gegeben ist? — Und wird nicht der Mangel einer eigent- 
lichen £reditbasis, der sich hierin bei ihnen daknmentirt, jemehr 
Sie der unzordcbenden eigenen Mittel halber, auf Kredit aoge- 
wiesen sind, defa um so enipfindlidier ihrem gesdiilffielien Auf- 
schwünge mtgegenstdlen? Wir haben lum üebeidniBs in 
Schrift und Wort gezeigt, wie sieb das Yerhfkltmss in dieser Be- 
ziehung praktisch gestaltet, und eine nahezu zwanzigjährige Praxis 
der deutschen Gonof?s(>iiscliaft'en hat es bestätigt. Der ökonomische 
Werth, die wirthschaitlieho Geltung des unbemittelten Arbeiters 
besteht in seiner Arbeits^igkeit, in der Summe der peradnlieben 
Eigenschaften, Ton denen seine wirthschafUichen Leistaqgen be- 
diqgt werden. Nun gilt aber im Yeikehr, besonders auf dem 
Kapitalmärkte, diese persQnUche Kapazitftt emes sonst Mittdkeen 
fSr dcb allein in der Kegel nicht fOr ddier genug fttr die Kredit- 
gewähi-ung überhaupt, oder doch nicht für dieselbe im genügenden 
Maasse und zu günstigen Bedingungen. Denn diese persönliche 

4« 
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Qualität ist einestheils zu Tielen zum Theü gar nicht iji der Qewalt 
des Ereditnefamers stehenden UnfiLlloi au^esetzt, andemtheils der 
Kontrole des Kreditgebers mehr&ch entzogen. Dies ändert sieh 

aber in dem Augenblicke, wo grössere Gruppen unbemittelter Ar- 
beiter zu einem Geschäftsbetriebe zusammentreten und eine Ge- 
samrathaffc orgauisiren, vermöge der die Einzelnen lti l^ :n>i3itig für 
einander eintreten und Jeder dem Gläubiger für das Ganze gut 
ist. Mögen dann auch Einzelne durch solche Terschuldete oder 
nnrerschuldete Unfälle insolvent werden, so wird doch der auf 
Viele rertheüte Aus&U leicht übertragen, und der Gläubiger hat 
in der Solidarbaft AUer die beste Hypothek, da wohl isolirte Ar- 
beiter, nicht aber grosse Arbeiterschaften insgesammt banquerott 
werden können, es müsste denn eine all^remeinc Kalamität herein- 
brechen, weleiie alle gewöhnlichen Sicherheiten überhaupt vernich- 
tet oder suspcudirt. Man sieht: wie das Zusammenwerfen kleiner 
an sich unzulänglicher Summen bei der Kapitalassociation erst 
den gentigenden Oarantiefond schafft , so gewährt die solidare 
Bindung einer grossem Zahl ungenfigender Einzelner zu einer 
grossen Gfesammt- Leistungsfähigkeit ein Fundament, welches bei 
gehöriger Organisation jenem materiell wohl an die Seite gesetzt 
werden mag, an sittlicher Kraft es übeiTagt. Auf diesem durch 
Theorie und Praxis gleichmässig aufgezeigten "Wege haben die 
deutschen Genosaenschaften bisher ihr KreditbedürMss auskömm- 
lich befriedigt, namentlich fremde Kapitalien zur Anlegung in 
ihren Geschäften in einem aUe Erwartungen übersteigenden Maasse 
herangezogen. War dies schon unter viel&cher Ungunst der 
äusseren Verhältnisse möglich, wo den Bedenken und Schwankun- 
gen jedes ersten Bahnbrechens das Misstrauea der Staatsbehörden, 
der Mangel einer gesicherten privatrechtlicben Stellung hinzn- 
tidtvn — wie musß es sich erst für die kommende Zeit, nach 
Beseitigung dieser Uebelstände, nach Gewinnung eines in jeder 
Beziehung befestigten Bodens bewähren! — Und diesen bei uns 
gemachten Eifahrungen treten die in England, der frühesten Stätte 
genossenfichaftlicher Bewegung, erreichten Besultate hinzu« tot 
denen die Berufung auf die neuere dortige Gesetzgebung, mit der 
man uns etwa entgegentreten möchte, als völlig uniialibar ziuück- 
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tritt Eb ist im1)eBtreitbaie Thatsache, daas die Engliseben Qe- 

nosscnschaften, namentlich die bedöntenderen, wie die der Pioniere 
von Rockdale^ ^valu uiid der vor 1862, gesetzlich für sie gfeltenden 
vnheschrnnheri und solidanschen Haft gross geworden siud. Be- 
sonders hatte die letzgenannte berühmte Association vor Zulassung 
der limitirten Haftbarkeit durch die Gesetzgebung von 1862, bereite 
ilire hohe mtthe erlaogt, und sogar ^waa Mar besonders herror- 
snheben ist — schon mehrere Aktiengeedlschafben gegründet und 
dabei den alten strengoi Fotderongen der Englischen Gesetagebnng 
für derartige Gesellschaften TollBtftndig genügt. Ihre Leistungen, 
auf die man sich hierbei immer beruft, sprechen daher nicht gegen 
sondern für unsere Ansicht, und nach welcher Richtung hin wirk- 
liche Fortschritte in der Genossenschaftsbewegung durch die neuere 
Gesetzgebung in England bewirkt sind, ist bisher in keiner Weise 
nachgewiesen. 

Ausser dem wirthsehafUichen Bedfirfioiss äxs PetäoiialgeniMm- 
»dkafUn selbst, dem Wesen nnd Zweck ihrer Einigung vermöge 
deren sie in der persönHcben nnd soHdaren ^ftbark^t ihrer Mit- 
glieder den Hebel ihres Kredits, die Basis ihrer Gcschäfis-Opera- 
tionen zu suchen haben, nnd aber noch einige andere wichtige 
Momente in Betracht zu ziehen, welche in ihrem eigenen wie im 
öttentliehen Interesse Terbieteji, sie davon irgend wie zn ent- 
binden. 

Zunftchst hohen wir das Bedenkliche der LoslOsnng geschäft- 
licher Operationen jeder Art von der peraStdiiAin VerantwarfUch- 
keit der Betheiligten, worüber wir uns bereits im Allgemeinen 

geäussert, nochmals hervor. Je mehr das Vermögen, die wirth- 
schaftlicho Existenz der Menschen an den AustViU der von ihnen 
unternommenen Geschäfte gebunden sind, mit desto grösserer Sorg^^ 
samkeit werden sie dabei zu Werke gehen, desto mehr werden 
sie sich vor gefthrlichen Wagnissen höten, darüber ist kein Stmi 
Schon 'bei den grossartigen Aktienuntemehmnngen, wie sie in nn- 
sern Tagen ttberall im Gange sind, hOren wir immer hftnfiger die 
Klage über Mangel an strenger Gewissenhaft iL^koit und Sorgsam- 
keit in der Verwaltung, die es mit den Fonds der Aktionäre nicht 
so genau nimmt, weil sie nicht aus eigenem Beutel, nicht unter 
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peisdnlichisr Hafl: wirtbschaftei Dies in die GenosseiifKsIiaften der 
Handwerker und Arbeiter abertrageu, hiesae aber eine Eanpi- 

auj^abe derselben verfehlen, die Erziehung ihrer Mitglieder zu 
wirthschaftlicher und £jewerhlicher Einsicht und Tüchtisfkeit, die 
nur unter voller Heranziebung derselben bei der Ge.suiiaitsleitung 
wie beim Geschäftsrisiko in dem Maasse erreicht werden kann, dass 
de ihre ganze Lebenshaltung mit dem Bewuaatsein der Verant- 
worüichkeit for das eigne Geschick, durchdringt und in dem Privat- 
banshalt, dem Privatgeseh&ft jedes Einzelnen, ihre wohlüifttige 
Bückwirkung äussert Wer hieran irgendwie tastet, nimmt den 
Genossenschaften einen grossen Theil ihrer Bedeutung, als Schulen 
der Selbstverwaltung In engem und weitern Kreisen, schwächt ihre 
wohlthätige Einwirkung auf ger^uiide sociale Üesäke burigen, indem 
er die geistige und materielle Seite derselben die sich gegenseitig 
durchdringen und stützen müssen, soll wahrhaft Gedeihliches er- 
reicht werden, auseinandenreisst. 

Endlich als letstes durchgreifendes Moment, welches der Ein- 
führung der beschrfinkien Haftbarkeit für Pemmalgenomnschaften 
entgegensteht, machen wir noch besonders die Unmöglichkeit gel- 
tend, den unerlässlichen Forderungen zu genügen ^ von welchen 
die Zulassung dieser Ilajtart nach unserer Ausfnhrv?ig ahliä/ujig 
gemacht werden musste. Abgesehen von der wirthschaffclichen 
Lage der Mitglieder, welche dieselben, wie wir sahen, mit innerer 
Nothwendigkeit zur unbeschränkten Haft hindrängt, li^ diese 
ünmOglidikeit ein&ch in dem ihnen «igenthumllchen Gesellschafts- 
prinzip der mcht ge8(Mo68w$n MitgliederzcM^ in dem Ton allen 
Gesetzgebiuigen demgemftss gestatteten Ein- und Austritt von Mit- 
gliedern während der Dauer der Genossenschaft. Darnach gebricht 
es nämlich den Genussenschatteu erstens : 

„an einem festen in $ich bestimmten Grundkapital^ wie 
es dem Publikum gegenüber als Haftobjekt für die Ge- 
schäftsTerbindliehkeiten, an Stelle der persönlichen Ver- 
antworüicbkeit der Uiiglieder, aufgestellt werden mflsste'^. 
Weder der Bitrag ^ noch die Besiandtkeüe eines solchen 
Grundkapitals lassen sich bei den Genodsenschaften zu irgend 
einer Zeit mit irgend einiger Sicherheit angeben. Einmal wechselt 
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Beides in nnattfliOrlicheii Scbwanlnin^ mit dem ÜifUehtti 

und Abg'ang von Mitgliedern, da mit jedem Neu eintretenden ein 
Oeschäftsantheil mehr dem Kapital hinzutritt, ein jeder Austretende 
das von ihm dazu Eingezahlte wieder mit fortnimmt. Sodann 
fehlt bei diesen An th eilen die Verpflichtung zur Vollzcihlung, 
Tielmelir hat der in den Statuten dafür festgestellte Normalbitrag 
nur die Bedentnng eines Zieles, su dessen Enreioknng die Einzei- 
nen, unter Einhaltung gewisser Minimalaftfase, geringe Monats- oder 
Wodieneinli^fen h^stenem, nicht wie es das Bedfirfhiss der Kasse 
•erheischt, sondern nach ihrer Konvenienz. Von dieser Verpflich- 
tung können sie sich aber obenein durch den Austritt aus dem 
Verein jederzeit losmachen, gleichviel was bei der Summe ihrer 
Einzahlungen an jenem Normalantheil noch fehlt, dessen volle 
<}ewahr bei don gxOsseroi Theile der Genossenschafter erst nach 
mehrjähriger Mü^Uedschaft erwartet werden kann. Darin liegt 
aber der Unterschied Ton den Kapitalg€no99efucha/Un^ bei denen 
schon die Zeichnung soviel, wie die baare Einzahlung bedeutett 
weil die Aktionäre, im Be^Jitz bereiter Mittel, jeder von der Ge- 
sellschaftskasse nach Bedarf au.>'«,'escLriebenen Zahlung zu genügen 
im Stande, und sogar nach Abtretung ihrer Aktien persönlich bis 
zur Vollzahlung dafür verhaftet sind (Allg. Deutsches Handels- 
gesetzbuch Art 22S). Im vollsten Gegensatze hierzu gelangt der 
Hanptstamm der Genosseoschafter, erst dnrch die mittelst der 
Genossenschaft selbst erhaltene Stutze in Wirthschaft und Erwerb . 
in die Lage, dem erwfthnten Ziele rascher nnd auslrOmmlicher zu- 
zustreben, und durch gesteigerte Einzahlungen sowie Zuschlaguug 
der Gewinustdividenden aus dem Genossenschaftsgeschäft eine stär- 
kere Ansammlung in seinen Ueschäftsantheilen zu bewirken. Ob 
und wann daher diese Antheile auch nur annähernd auf den normir- 
ten Betrag gelangen werden, fa&ngt vom Bestand nnd Erfolg des Ge* 
nossensehaftsgeschftfts im Allgemeinen nnd der Dauer der Mitglied- 
aohaft btt den Einsäen ab — Binge, die sich nicht vorher ttber- 
aehen lassefn. Nach alledem fehlt es an jedem Anhalt zu einer sichern 
Veran3ciiiagung des Hall -Kapitals für die Geschättsinteressenten. 
Weder die Zahl der Antheile, aus welchen das Kapital bestehen 
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•flon, steht bei dar weciisehLdeii Mitglifld«nalil nodi Be- 
trog der dsranf in iigend einer Zeitperiode za erwariieiideii Eänr 
.Zahlungen. Selbst wenn leb erfiihre, welche Snmme im Angoi- 

blick von so und so viel Mitgliedern eingelegt ist, bin ich weni^f gebessert, 
weil sich dies an jedem Tage wesentlich durch Stei<?en und Sinken der 
Mitgliedarzahl ändern kann. Alles was sich daher in dieser Hinsicht 
Ton einer Fersonalgenossenachaft in Wahrheit konstatiren lässt, ist: • 

1) die ausgesprochene Abeie/a — Ton einer VerpßUhiunff 
kann hei der Jederzettigen Anstrittshefiigniss der Mitglie- 
der nicht die Bede sein — einer unbestimmten Anzahl 
Ton Leuten, durch Einwerfung von Anthefil^ bis m einem 
gewissen Betrag, in kleinen ihnen bequemen RateUi im 
Laufe der Jahre einen Geschäftsfond. zu bilden; 

2) Die Möglichkeit der Erreichung dies Zieles, wenn die 
Bin^e (.'eben, wie sie sollen, das Genossenschaftsge8<^h&ib 
und die Mitgliedschaft dauernden Bestand gewinnen. 

Wie man unter so bevandten. Ümst&nden zu dem für die 
LoslOsung der Mitglieder von der persönlichen Haft unerlässUchen 
an deren St^e tretienden fetten KapitalMtock gelangen will, ist 

unerüüdlich. 

Ebenso wie an diesem ersten, qrebricht es aber auch an dem 
zweiten der für die beschränkte Haftbarkeit von uns aufgestellten 
Requisite, wonach »die Mitglieder ihre zum Grundkapital einge- 
zahlten Antheüe nüAt eimeät^, ohne Varwieeen der Gläubiger 
am der GeeM^fttkasee zurüeksiehen d&ffen.^ KatOrlidL ist 
die Befhgniss der Mitglieder zum Austritt aus der Genossenschaft 
mit der Bückn&hme ihrer in der GeseUschaftskasse angesammelten 
Gcschftftsantheile verbunden, und mim dies sein, will man die 
ganze Maasregel nicht sinn- und wirkungslos machen. Den Austritt 
mit dem Verlust des Gescbäftsantbeils in der Kasse verbinden, 
würde füi- die Mehrzahl der Mitglieder, die hier ihre mfihsam er- 
sparten Groschen angelegt hat, soviel heissen, wie den Austritt 
verbieten, und somit das genossenschafUiche GesellsdiBftsprinzip 
antasten. Dennoch kann die durch die ZurUckziehung des An- 
theils bewirkte Schwächung des Grundkapitals bei Gesellschaften 
mit beschränkter Haft nicht zugegeben werden, ohne die Halibasis 
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zu zerstoren, wessbalb einem Aktionftr, der sidi tob dem Unter- 

Behmen zurückziehen will, nur die Abketung oder das Aufgeben 
seiner Aktien, nitiiaais die Bückforderun«^ gestattet, und ahw iie- 
duktioü des Aktienkapitals nur unter Zuziehung der Gläubiger 
sugelassen mrd. So gelangt man von allen Seiten dalün^ dass 
binsiohtlich der Haftart sich die Kapital- und die PeraonaUG^ 
nosBemekaft zu einaader als direkt Oegeofl&tze Terhalten und 
dass» was das Lebmekment der einen' uA, dem Bestände dar an- 
deren finndlkh entgegensteht, dass denmadi sowohl das wirth- 
sehaftlidie Bedürfniss der Betheiligten, wie die im Mfeuflichen 
Interesse erforderlichen (Jarantieen, eine grundverschiedene Ord- 
nnnsf dieses wichtigen Punktes durch das Gesetz bei beiden Gat- 
tungen der Genossenschaft zur Nothwendigkeit machen. Die in 
den angezogenen gesetzgeberischen Arbeiten gegen diesen Grund- 
satz gemachten Konzessionen beruhen daher auf einer Yerkeminng 
des Wesens der Fersonalgenossensdiaft, und welche ünzutrfiglich- 
kdten aidi daraus für die Praiis ergeben, soll- im III. Hauptab- 
flobnitt hn Einzelnen nachgewiesen werden. 



3. 

IMe FentsteUim^ der Velgen der mbeseltrinkten Tind 
eoKdaien Haftbarkeit für die CtoesBensehafteii und 

deren Mitglieder durchi die Gesetzgebung. 

So lange die Genossenschaften bei uns nach ihrem bisherigen 
Becbtszusande lediglich als eine Vielheit von Mitberecbtigten und 
Mitverpflichteten aus gemeinsamen Geschäftsoperationen in Betracht 
kamen, entschied sich die obige Frage aber die Folgen der Solir 
darhaft bei ihnen ganz einfiush nadi dem in jedem Xande galti- 
gen gemeinen Becbt. Was in dieser Hinsieht abeihaupi fir 
eine beliebige MehrsaU von Personen galt, welche in einem ver- 
tragsmässigen Rechtsverhältnisse als Gläubiger oder Schuldner fun- 
girten, das wurde auf die Mitglieder einer Genossenschaft eben- 
&118 angewendet, so lange die letzteren nicht als ein rechtsfähiges 
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Ganzes in Betradit kamen. Dies bat sich durch die neuere 
Geseii^bnng, wie wir im I. Absdmitte aeigten, fiberall geftndert, 

und 80 musste in denjenigen Gesetzen nnd Entwürfen, welche die 
imbeschränkte solidare Haft für die Genossenschafter entweder 
aui)SL]llif^•^sliell festsetzten oder alt^iniativ zuliessen, darauf Bedacht 
genommen werden, diejenigen Modifikationen in der Geltend- 
machung dieser Haft gegen die Genossenschafter einiareten zu 
lassoif welche das nen gesdiaffene Yerh&ltiiisB bedingt 

Demi dass die Verleihung der leehtüdieii Persdnlidikeit an 
die Genossenschaften, TcrmOge deren diesdboi auf ihren Gesammt- 
namen Bechfo erwerben nnd Verpflichtungen eingehen, eine völlige 
Umwandlung des bisherigen Schuldverbandes mit den Gläubigern 
bewirkt, ist augenföllig. Als rechts- und vermögensf&higes Ganzes 
tritt die Genossenschaft zwischen ihre Mitglieder und Gläubiger. 
Mit ihr, als selbsständigem Kechtssubjekt» schliesst man die Ge- 
Bchfiite, mit ihr haben es in Folge dessen die Gl&nbiger zunächst 
zu thun, nicht mehr mit den dnzelnen Mitgliedern; an das Ver* 
mögen der Genossenschaft haben sie wegen Erf&llung der einge- 
gangenen Verpflichtungen sich zu halten, nicht an das Privatver- 
mögen der Mitglieder. Wenn dennoch das Gesetz den Mitglie- 
dern die Solidarhaft den Genossenschaltsgläuhigern gegi iiülier auf- 
erlegt, obschon dieselbe nach Vorstehendem aus dem mit einem 
andern Kontrahenten abgeschlossenen Geschäft an und für sich 
nicht abgeleitet werden kann, so folgt daraus allerwenigstens so- 
viel: dass diese Haft nur iuhndiar eintreten, und als Aushülfe 
dienen darf; für den Fall, dass das Vermögen des eigentlidien 
Verpflichteten, der Genossenschaft, zur Deckung solcher Forderun- 
gen nicht ausreicht. Denn wollte iiiiui dem entgegen, den An- 
spruch der Gläubiger an die Mitglieder in erster Linie zulassen, 
8d dass diese sofort, mit Uebergehung des Hauptverpftichteten, in 
Angriff genommen werden könnten, so würde man gegen alle 
Rechtsprinzipien Verstössen. Mit alleiniger Ausnahme des Bairi' 
9che8 EfUtour/i, ist denn auch die Sache in den hierher gehörigen 
Gesetzen auf diese Weise geordnet. Wfthrend das PttuuMck- 
NordäeuUehe Gesetz und der Oeeterreiehieche Entwurfs welcher 
sich dem erstereu hierbei völlig anschliesst» den Gläubigern erst 
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nach Fesstallüiig ihrer ForderaBgeii im Konkime ö1»«r das Ge- 

nossenschaftvermögen das Becht ertheilen, sich wegen des dort 
erlittenen Ausfalls, an die solidarisch verhafteten Mitglieder zu 
halten, wodurch deren Verpflichtung einen bürg schaftlichen Cha- 
rakter annimmt; läast das Sächüche Gesetz einen direkten An- 
spruch der Gläubiger an die Mitglieder, w^en Deckung eines 
solchen Aus&Us, überhaupt nicht, sondern nur deren Heranziehung 
durdi die Genossenschaft selbst zu diesem Behufe zu. Der Bai' 
rücke Entwurf dagegen verordnet (Art. 59) : 

«dass, in Folge der Eröffnung der Gant (des Oonkurses) 
über das Geuossenschafts vermögen, zugleich die Gant 
über das Privatvermögen jedes persönlich (d. h, unbe- 
schränkt) haftenden Mitgliedes eröffnet werden muss^ «o- 
hald ein GenosBenschaftsgldubiger dies beantragt,*' 

und gestattet zugleich: dass die Genossenschaftaglftubiger, wegen 
des ihnen in der Gant der Genossenschaft drohenden Ausfalls, 
gleiehzeitig in den Ganten der KiigHeder als Gläubiger auftreten 
können. Wir kommen auf diese Bestimmung noch besonders zu 

rück, wenn wir zunächst den im Sächsischen Gesetz eingeschla- 
genen Weg näher in das Angre gefasst haben. 

Dieses Gesetz lässt nämlich zwar auch die Uebemahme einer 
direkten Haftpßicht der Mitglieder einer Genossenschaft gegen 
deren Gläubiger, jedoch nur als Ausnahme zu, welche im Statut 
besonders, nebst Umfang, Dauer und den VitraueeeUmngen ihrea 
Eintritte, bestimmt weiden kann. Dagegen hält es als Bogel fest: 
,das3 die unbeschränkte Haftpflicht der Mitglieder nur 
der Genossenschaft geo^enüber Platz greift, so dass die- 
selben solidarisch so\iel zur Gesellschaftskasse beitragen 
müssen, als der Bedarf der Genossenschaft erfordert,* 
und leitet dies aus der Qualifikation der Genossenschaft als juri- 
eüeehe Pereon ab. (Cfir. g. U, Nr. 6 und suh fine. §. 61 des 
Sächs. Ges. n. Moture zu §. 67.) 

Wir verweisen zunächst, wegen Zulassung der direkten Haft* 
pflicht nadi WaM der Genossenschaften, anf das zu No. 1 dieses 
Abschuitleä Beigebrachte. Ausserdem fügen wir aber noch die rage 
hinzu: 
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«was daraoB entiH»beii soll, wenn jeder einzelnen G^os- 
sensdhaftttberlassen bleibt, den Umfang^ die Dauer nnd 
Vorau98ettunpen dieser direkten Haft beliebig in ibren 

Statuten zu ordnen?!* 

Da steht uns Ja eine walire Musterkarte in Bearbeitung dieser 
wichtigen Bechtsmaterie bis auf die VeijfUirung, mit den be- 
liebigsten Variante bevor. Mag die Pflege einer solchen unbe- 
grenzten Zülil von Localrechten als Kui iusum lür Fachujänncr von 
Interesse sein, die GHlubiger mögen sich bei dem Studium der- 
selben vorsehen ! Wo aber da die für den kommerziellen Verkehr 
so dringend gebotene Becbtseinheit bleibt, darüber Terlieren wir 
kein Wort, und bleiben unsererseits dabei: 

fldass die Festsetzung derartiger Rechtsnormen dem Ge- 
geber gebürt, und nach der Natur des betr. Bechtsver- 
hältnisses in einer Weise geschehen muss, welche dem 
praktischen Bedärfhiss der Privaten, wie dem öffentlichen 
Interesse gleiehmftssig Beohnung trftgt. 

In der Hauptsache, die indirehte Haft anlangend, wird 
gegen die vom Sächsischen Gesetz gezogene Konsequenz an sich 
Nichts zu erinnern sein. Doch darf dabei der Umstand nicht aus 
dem Auge gelassen werden: dass das fragliche Prinzip in unserm 
EandeUrecht, dem wir die Genossenschaften einzureiben haben, 
ber^ts durchbrocben ist Trotzdem das dort den offenen San* 
deU', wie K(mmandit''Ge8MehafteH gtaa In demselben Maase die 
rechtliche Persönlichkeit, wie den Genossenschaften, beigelegt ist, 
iiindert dies doch keineswegs, dass die Gläubiger derselben sich 
wegen ihrer Anforderungen an die Gesellschaft, direkt an die 
persönlich haftenden Mitglieder halten und aus deren Privatver- 
mOgen Deckung ilirer im Gesellschaftskonkurse erlittenen Ausfälle 
beanspruchen können. (Ott, Art. 85, 111, 112, 122, 150, 164 All- 
gem. Deutsch. Hand.- Gesetzbuch). Um sich daher zu entschei- 
den, wild man die praktische Seite bauptsächUcb in Brwftgung 
zu ziehen haben. AlleitUngs ist hier unbestreitbar, dass sich der 
Zweck, welcher bei Zugrundlegung der unbescbrünkten Haft der 
GenossenschaftsMitglieder überhaupt obwaltet: 



Digitized by 



Haflkirkelt. 



61 



«die Sicbemngr der GeseUschaftBgl&iiblger w^n • ihrer 

vollständigen Befriedigung/ 
auch auf dem indirekten Wege des Sdchmchcn Gesetzes erreichen 
lässt, wonach die Gläubiger zwar lediglich an die Genosseusehaft 
gewiesen sind, diese es dann aber ihrerseit selbst übernimmt, die 
durch Insutlßzienz des Genossenschaftsyermögens entstehenden Aus- 
ftUe von ihren Mitgliedern beizutretben. Indessen mnss ein solche» 
Eintreten alsdann ganz entschieden als dne rechtliche Zwangs- 
pfficht der Genossenschaft im Gesetz ansgesprodien sein, der zu 
genügen sie irgendwie, auf Instanz der GIftubiger, angehalten wer- 
den kann. An derartigen Bestimmungen fehlt es aber in dem 
SäcJisücJien Gesetze durchaus. AVann ui.d wie die Gläubiger 
hierbei vorzugehen haben, was J^eitens der Genossenschaft darauf ' 
zu geschehen hat, darüber findet sich eine bestimmte Disposition 
nicht Tor. Dass die Genossenschaft — d. h. deren Vorstand — 
die Mi%lieder zn solchen Beitrftgen heranziehen kann (§. 61 des 
Ges.) ; dass femer das Gericht die Genossenschaften nnd deren 
Vertreter zor Befolgung der ihnen obliegenden Verpflichtungen 
durch Ordnungsstrafen anhalten kann, dürfte kaum als genügende 
Erledigung dieses Punktes angeseheu werden. A lelmehr müsste 
beiden im Gesetz, anstatt der Befugnim^ ihre Fßicht vorge- 
zeicbnet sein, dasjenige, was siein dem bez. Falle auf Instanz der 
Gläubiger thnn «022«», nicht blos was sie thnn dürfe», indem 
mindestens bei den Genossoischaften selbst ein Einschreiten hier- 
bei ans eigenem Antriebe nicht immer wird Torausgesetzt werden 
können. Und wenn nun nach §. 78 Nr. 2 des Ges. das Gericht 
bei ZuliluügdUüfäiiigkeit der Genossenschaft, dieser die jurütische 
Persönlichkeit zu entziehen befugt ist, womiL deren selbständige 
rechtliche Existenz im Grunde genommen erlischt, so entstehen 
noch weitere Bedenken, zu deren Beseitigung einige Bestimmungen 
über die Wirkungen dieser Maasr^el, sowie des Genossensdiaftsh 
konkurses überhaupt auf die fraglicfaen subsidiftren Ansprüche der 
Glftnbiger, und über deren VerhaUen dabei redit sehr am Platze 
wären. Stellt iman aber auch Ton yorstehenden Bedenken voll^ 
ständig ab, so verdieüt doch die Zulassung des direkton AngriÜs 
der Mitglieder der Genossenschaft durch deren Gläubiger schon um 
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desshalb deo Vorzug, weil sie einen wirksamerai Spm für die er- 
steren zn rascher Abwiekelnng der Angdflgenbeit in sich schliesst. 
Treton nun gar die im IforddeuUe^ Gesetz entbaltooen diurcli- 
greifenden Voracbriften binsiehtlich de» dabei zn beobachtenden 
Verftihrens hinzu, in denen wir die wesentlichste Verbesserung des 
früheren I'reumtcschey e rblicken, so kann die Wahl zwischen bei- 
den Alten der Beguünmg dieses Punktes nicht zweifelhaft sein. 
Denn wenn es nun ancb nach dem Sächsischen Gesetz dabin 
kommt, dass die Goiosseneehaft durch ihren Vorstand nach Be- 
endigoBg des GtenoBsenschafiBkonkiirses die znr Dei^nng des Ams- 
fklls der Gläubiger nOtiiigen Summen, in Form yon Beiirilgen 
unter den Mitgliedern ausschreibt, so bleibt ihr doch zur Erzwin- 
gung der Zahlung gegen die Einzelnen mimer nur die Anstellung 
des Prozesses ührig, so lange ihr das Gesetz kein anderes JVIittel 
an die Hand giebt. Dies geschieht aber in dem Sächsischen Ge> 
setz eben nicht, sondern nur in dem Norddeutschen. Nach dem 
letatonen muss nftmlieh, sobald der Genossenflchaftskonkurs bis 
zum SehlusaYertheilungsplane gediehen ist, wo sidi die Passir- und 
Aktiv-Hasse übersehen lassen, der Vorstand die zur Beckung des 
Deficit nOthige Summe unter die Mitglieder vertheilen. Insoweit 
alsdann die Einzahlung Seitens dieser nicht erfolgt, wird der Yer- 
theilungspian durch das Geriebt für vollstreckbar erklärt und 
darnach die Exekution, bewirkt, wobei die nicht sofort liquid zu 
machenden Einwendungen der JBinzehien, ohne die Exekution auf- 
zuhalten, wm SepaiatproEflss verwiesen werden.*) Einer Veraehl^ 
pung dieses Ver&hrens durdi den Torstand aber ist dadnrdi 
gebeugt, dass das Gericht auf den Antrag jedes «hizelnen Ge- 
nossensdiafters lu diesem Zwecke andere geeignete Personen zu 
den Döthigen Einleitungen autorisirt. So ist Alles in die Hand 
der Genossenschaft selbst gelegt, oime die Grundlage der Solidar- 
haft, in welcher die Genossenschaften ihren mächtigsten Kredit- 
hebel erblicken, im mindesten anzutasten. £ben darin aber, dass 
das Beoht der Gläubiger, nach beendeten G<eiiOBseiiBcbafti8-Eonr 



*) Man lese über das ganze genau geregelte Yerfahren die 52—61 
des im Anhange abgedruckten Gesetzes nach. 
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1(1)186 sich wegen ihrer Ansprüche an jeden einzelnen Genossen- 
schafter zu halten, nach wie yor aufrecht erhalten hleibt, li^t 
der wirksamste Antrieb, der Geltendmachung desselben in der 

bez. Weise zuvorzukommen. 

Dass und wie demnach durch eine solche eaehitivische 
Ztcangmmlage iimerhalb des Kreises der Genossenschafter die 
schlimmste Seite der Soiidarhaft für dieselben, das Herausgreifen 
Einzelner znr Deckung der Defekte im Ganzen, mit allen entsetz- 
lichen Kosten und Weiterungen der zum Ausgleich mit den Uebri- 
gen anzustrengenden Bflckgriflsprozesse, beseitigt wird, kann nicht 
genu^ hervorgehoben werden. Um dies anschaulich zu machen, 
lassen wir den Bericht der vom Norddeutschen Reichstag for den 
Gesetzentwurf des Verfassers eingesetzten Ko7nmis8ion selbst sprechen, 
welcher die von dem letztem für seinen Vorschlag angeführten 
Gründe im Folgeaden resümirfc; 

«Der §. 52 (jetzt in die 52—62 aufgelöst) ist ganz neu. In 
ihm liegt die wichtigste und folgenreichste ErgSnznng des Prtutsir 
9ekm Gesetzes, welche als ein dringendes Bedfirftuss fßr die ge- 
deihliehe Entwidralung der Genossenschaften, ja geradezu als eine 
Forderung des Geyieinwohls von der Kommission einstimmig an- 
erkannt ist. 

"Wird schon in den meisiteü Deutschen Processorduuiigeri die 
Vervielfältigung der Processe als etwas Gemeinsch&dliches aner- 
kannt und desshalb mit mannigfaltigen Mitteln zu vermeiden ge- 
sucht» so ist kaum ein FaU denkbar, wo diese Bücksicht in solcher 
Ansdahnung und so greU hervortritt» als bei der Geltendmachung 
der Solidariiaft der einseinen Genossenschafter durch die im Eon- 
kurse nicht vollständig befHedigten Genossenschaftsgläubiger. 

Die Kommission vergegenwärtigte sich einen Fall, wie er bei 
massigen DurclischuiLtsverhältnissen vorkommen ^ann, nämlich 
dass sine Genossenschaft von ca. ^00 Mitgliedern einen einzigen 
solchen Gläubiger hat» der gegen ein bestimmtes, nach seinem 
Belieben henusgegriffenea Mitglied mit der Klage vorgegangoi 
und so zu sein« Beetfordernng gekommen ist. Dieses eine Hit- 
glied mfisste nun, um zu seinen für die ganze Genossenschaft ge- 
machten Auslagen wieder zu gelangen, den auf jedes andere Mit- 
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glied kommendea Theil einklagen und femer, da TorauBBichüiGh 
das eine oder das andere Mtglied seinen Antbeil vegen ünver* 
mOgens nicht zahlt, den dadurch ansfeUenden Theil seiner Aus- 
lagen nochmals auf die zablungsföhigen Genossenschafter vertheilen 

und noclimals gerichtlich von jedem Einzelnen beitreiben. Alles 
dies wird freilich nur noth wendig, wenn die Genossenschafter nicht 
aus freien Stücken für Befriedigung sorgen; aber wie Viele dies, 
wenn erst alle Bande des Yereinslebens unter ihnen zerrissen sind, 
auf blosse Frivatunterkgen hin thun werden, dardber wird sich, 
wohl Niemand t&uachen. Wenn nun gar, wie dies wohl stets der 
I'all sein wird, nicht ein einziger, sondern eine Zahl von 20 oder 
50 Gläubigern vorbanden ist und jeder seine Befriedigung selbst- 
ständig sucht, so kann ,uber die ganze Einwohnerschaft einer Stadt 
ein Geist der gegenseitigen Yerfeiudung und dabei nocli ein schreck- 
licher Aufwand von Zeit und Kosten verhängt werden, so dass 
sittlicb wie wirthschaftlich die schlimmsten Folgen eintreten müssten. 

Solcher grossen Gefahr wird in der That durch die vom An- 
tragsteller Torgeecfalagene esekuHvische Zwanptumlage unter den 
Genoetmaakaftem ohne jeden Eingriff in die Rechte Dritter und 
ohne Verletzung irgend eines Kechtsgrundsatzes vorgebeugt.* 

Die Frage wegen der Konkurseröffnung über dm Privat' 
vermögen der Mitglieder als Folge der Eröffnung des (jrenossen- 
schafts^konkurses, ist hiermit im Grunde schon erledigt. Während 
sie nach dem Sächaiscken Gesetz gar nicht aufzuwerfen ist, im 
Jhreu88. NorddeuUcken Gesetz wie im Oe^erreiUhuehen Entwürfe 
natnrgemfiss verneint wird, hat sie der Bairitcke Entwurf für Ge- 
nossenschaften mit unbeschrftnkter Haftbarkeit nach Analogie der 
for die offne Handelsgesellschaft nach den Einführungsverord- 
nungen zum AU gern, Deutschen Handelsgesetzbuch geltenden Be- 
stimmungen btjjaht, ohne sich den wesentlichen Unteiscliied klar 
zu machen, der zwischen diesen und den Genossenschaften hierbei 
obwaltet. Was wir früher als Grund anführten, weshalb die be- 
schränkte Haft bei einem einzelnen Geschäftsinhaber oder wenigoi 
Oompagnons ffir ihre gesammten GeschftftsTerbindlicbkdten durchaus 
unznlSssig sei, greift auch hier durch. Die TbeOhaber einer sol- 
chen gewöhnlichen Handlungscompagnie unterliegen keinerlei Be» 
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«ebrftDkiing in der Disposition über ihren Gesellschaftsfond, den 
«ie jeden Augenblick vermehren und Termindem können. Dem» 
nach ist ^e Spndemng, ein Auseinanderbalten des Geschäfts- und 
Privat-Vermögens, bei der ünmögUchkeit jeder für die Interessen der 

Gläubiger genügenden Kontrole, bei ihnen nicht dnrchfBbrbar, die 
Benachtheiligung des einen dieser \ ermögenstheile zu Gunsten des 
andern durch jederzeit offen stehende beliebige Uebertragunpfen 
Jucht zu verhüten, und so mii3s die Dispositionsentziehung über 
Gesellscbaftsvermögen mit der über das Privatvermögen verbunden 
werden, soll sie überhaupt wirksam sein. Ausserdem wird das 
PrivatvermOgcoi solcher Theilhaber durch den Banquerott des Ge- 
schäfts, welches regelmässig ihnen als ExistenzqueUe dient, sdion 
von selbst mit in den Bruch hineingezogen, weil damit eine Zerrüt- 
tung des ganzen Vermögensstandes verbunden ist, so dass der Kon- 
kurs sich meist auch ohne dies darauf erstreckt haben würde. 
Ganz anders steht e^ bei den Genossenschaften. Für deren Mit- 
glieder wird in der Begel die Genossenschaft keineswegs die Er- 
werbsquelle sein, vielmehr treibt — mit alleiniger Ausnahme der 
Prodttktivgenossenschaften — jedes davon sein Privatgeschäft ausser- 
halb der Genossenschaft, die ihm nur als Stütze dabei dient Und 
wie hiemach diese Pnoatgetehäfte der Einzelnen von dem Ge- 
nossenschaft sg es diu ft völlig gesondert bestehen, ebenso verhält es 
sich mit dem Vermögen des Einzelnen 'und der Genossenschaft. 
Die Geschaftsantheile, welche die Mitglieder in den Genossenschafts- 
fond einwerfen, sind von ihren Privatmitteln vollständig separirt,. 
der Disposition der Einzelnen durchaus entzogen, und stehen unter 
der "Verwaltung verantwortlicher Beamten, welche darüber, wie 
über den ganzen VermOgeusstand der Genossenschaft, Rechnung 
zu führen und diesen letztem in der Bilanz alljähi'lich zur Öffent- 
lichen Keuntniss zu bringen haben. Liegt schon hieinacli zu eiucr 
Ytrbindung des Konkurses über das Genossenächaftsvermögen mit 
dem über das Privatvermögen der Mitglieder nicht der mindeste 
Grund vor, so erscheint die Vcrliängung dieser Maassregel geradi^u 
unsinnig, wenn man sich die praktischen Folgen davon vergegen- 
wärtigt. Was soll daraus entstehen, wenn mit dieser Konkurs- 
eröffnung zugleich die Schliessung der Privatgeschäfte und Wirtb- 

9«littlB*, G«iioi»«B(ebAfltt|Mflts. 5 
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Schäften der Huultite, ja Tausende von Mitgliedern erfolgt, alle 
ihres Nahrungszweiges, der Disposition über ihr Vermögen be- 
raubt, ganze Ortschaften in Nothstand versetzt werdea? Anstatt 
zur Befriedigung der Gläubigst föhrt dies Verfahren zum geraden 
0€gentheü. Denn dureh du BanqueroUeMarung macht man 
erH dU LtuU banqueroU, entzieht ihnen die Möglichkeit, ans dem 
Ertrage ihrer Privatgeschäfte die Deckungsmittel für die Genoseen- 
schaftsächuldeu aiüzu bringen, nimmt aomit der Solidarhaft dersel- 
ben, zum grössteu Nachtheil der Gläubiger, ihren eigentlichen 
Werth. 

Wir meinen daher, dass auch bei Regelung der Geltend- 
machung der unbeschränkten Haftbarkeit^ für die Genossenschaf- 
ten der Vorgang des Preuss, Norddeutschen Gesetzes in jeder 
Hinsieht als angemessen zu empfehlen sei. 



Digitized by 



m. 

Die Unznträglichkeiten der beschränkten Haft- 
barkeit bei den Personalgenosnenchaften, und 
die Mittel zu deren Abstellung. 

« 

Haben wir ilie Prinzipien der privatrechtlichen Haftbarkeit 
im AUgemeineii untersucht und daraus die Schlussfolgerungen in 
Bezug auf die für die PersonalgetKmenachaften nothweudige Haft- 
art abgeleitet: so wird es nunmehr an der Stelle sein, uns mit 
den Unznträglichkeiten, welche durdi die Abweichungen davon In 
den bezüglich Gfesetzen entstanden sindt sowie mit den dagegen 
angewendeten AbhtU&mitteln .zu besdiäftigai. 

• 

1. 

FalBChe Wege. 

Allgemeiaes. 

Dass und weshalb diese ünzuträglichkeiten in der Zulassung 
der beschränkten Haftbarkeit für die Personalgenuäsenschaften, 
ohne deren nothwendige Voraussetzungen, ihren Quell haben, ist 
im vorigen Abschnitt nachgewiesen, mit Andeutung der Folgen 
ffir den Verkehr im Allgemeinen, wie for die dabei betheiligten 
Emzelinteressen. Wir fögendem hier noch, einige weitere Bemer- 
kungen hinzu. 

Die Genossenschafter von der persönlichen Haft för die Ge- 

uossenschafts Verpflichtungen entbinden, ehe sie die an deren Stelle 
unbedingt erforderlicheu aachliehen Garantieen aufgebracht, in 
' emem dauernd gesicherten Grundkapital ein reales Haltobjekt 

ö* 
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hiDgesiwIlt liaben, velcfaes für die Negoziationen mit ihnen, einen 
genügenden Anhalt gew&hrt, fährt in seiner leisten Oonsequenz — 
wir sahen es sehen — zar Aufhebung der Haft überhaupt. Die 

gebotene Möglichkeit, sich bei schlechten Geschäftsaussichten mit 
der pehörigen Vorsicht und bei guter Zeit durch Austritt aus der 
GeDu^senschaft, unter Zurückziehung seiner Geschäftsauilieile, von 
den Verpflichtungen loszumachen, ehe der förmliche Bruch ein- 
tritt, zieht unausbleiblich Machinationen der schlimmsten Art 
nach sich. Natürlich werden dabei die in solchen Dingen erfah- 
renen, weniger gewissenhaften Mitglieder, auf Unkosten der Andern 
am Besten wegkommen. Noch schwerer aber &llt die Desorgani- 
sation der Genossenschaft, ja ihr völliger Euin in das Gewicht, 
den ein solches Treiben selbst unter Umständen herbeiführen 
musä, wo derselbe bei redlichem Zusammenhalten leicht hätte ver- 
mieden werden können. Es ist nicht anders. Wie die Schwächung 
der Yerantwortlichkeit auf recht ichem und humanem Gebiete 
miansbleiblich die Demoralisation zor Polge hat, so tritt dieselbe 
Wirkung audi in den wirthschaftlichen Beziehungen als Fracht 
soldier laxer Bechtsgnindsätze ein, mittelst deren die Gesetzgebung 
selbst dem Leichtsinn und Schwindel bequemen Spielraum bietet. 
Jede Lockerung der Haft lockert die Bande, welche den Verkehr 
innerhalb solider Bahnen halten; jede Erschwerung der Kechts- 
verfolgung ist eine Erschwerung des Credits. Von dem Grade 
der Leichtigkeit und Sicherheit der Beitreibung privatrechtlicher 
Forderungen hüngt die Möglichkeit und Billigkeit des Credits ab. 
Eine Gesetzgebung, welche es dem Schuldner erleichtert, sich sei- 
nen Verpflichtungen zu entziehen, schädigt Treu und Glauben, 
den Nerv alles Credits, an der Wurzel. Damit aber trifft sie den 
Schuldner selbst am härtesten, anstatt ilm zu schonen, wie man 
dies von dergleichen Massregcln verkehrter Weise so häufig rühmen 
hört. Denn entweder verscheucht mau das Kapital dadurch völ- 
lig, oder es ist nur unter ungünstigeren Bedingungen zu erhalten, 
welche dem Grade der Ge&hr entsprechen, welcher der Gläubiger 
bei der Wiedererlangang ausgesetzt ist. Je schwerer und unvoll- 
ständiger der Schuldner zur Erfüllung eingegangener Verptilch- 
tmigen genöthigt werden kann, de^to schwerer erhält er Credit; • 
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je unsicherer die SteUang des Gläubigers dabd ist, desto härter 

sind die Bedingungen für^dLn Schuldner. Die Gemeingültigkeit 
dieser in der Natur des Verhältnisses begründeten Sätze wird 
durch die Jb)rfalirung überall bestätigt, und man kann dagegen 
keineswegs mit der Bezugnahme auf die gegenwärtige Genossen- 
schaftsgesetigebimg in England auftreten. Nicht nur dass der seit 
Emfährung der hesdiränkten Haftbarkeit durdi die neuen Gesetze 
(1862) dort Terflossene Zeitraum noch viel zu kurz ist» um genfigendes 
thatsächliche Material hierbei darzubieten, stehen im Gegentheil die 
Resultate der früheren Jahrzehnte in diesem Lande fest, in denen 
sich die Geuossenschaftsbeweguug unter der persönlichen und soli- 
daren Haftbarkeit aut das Gedeihlichste entwickelt hat. In der 
That mag es auch in Deutschland recht wohl möglich sein, dass 
die nachtheiligen Folgen einer solchen Maassregel sieh nicht gleich 
nach deren Einführung zeigen wurden. Die Genossenschaft als. 
Yerkehrsform hat — und zwar auch hier unter Geltung der «n- 
hesehränkten Haftbarkeit^ wie wir immer und immer wieder be- 
tonen — im Ganzen eine so ^ute Meinung" von ihrer Sicherheit 
beim Publikum erworben, da^s die Aenderung der Haftbarkeit 
vielleicht nicht sofort ihre Rückwirkung auf den Credit äussern 
würde. Vielmehr würde dies wahrscheinlich nicht früher eintre- 
ten, als bis in migen F&Uen der Insolvenz von Genossenschaften 
die Gläubiger durch eignen Schaden erfahren hätten, wie weit 
man mit der beschränkten Haft hier kommt Spricht sich dies 
alsdann erst einmal im Publikum aus, wird es nur erst durch 
einzelne eklatante Beispiele bekannt, dass und in welcher Weise 
die Gläubiger dabei um ihre Forderung kommen kunnen, so reicht 
dies auch aus, den Credit der Genossenschaften im Allgemeinen 
auf das Aeusserste zu erschüttern. Wie anders in den wenigen 
bisher bei uns vorgekommenen F&Uen, wo durch schwere Verluste 
die Insufifidenz des GenossenscfaaftsTermOgens herbeigefOhrt war*). 
Indem hier eben durch die persönliche und Solidarhaft der Mit- 
glieder nicht nur die volle Deckung der Gläubiger, sondern selbst 



*) Wir Tenreisen hierbei vor allen auf dio den deattehen Genossen- 
tcb&ftem wohlbekannten FAUe in Drctden und ZerbttJ 
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der Fortbestand des Gaiossenschaftsgeeeh&fte, und m ihm die aU- 
m&lige Ausgldchung der erlittenen Yerlaste emi(^giidit wurde, 
dienten dieselben nur zur Befestigung des allgemeinen Vertrauens, 

wie es für das Gedeihen so junger Gestaltungen doppelt unent- 
belulich ist. Eine Mahnung mehr für die deutschen G 
Schäften, sich von den bisher innegehaltenen richtigen Bahnen 
nicht auf einen Abweg zu begeben, auf welchen jedes ünglückt 
jeder Fehler in der Leitung eines einzelnen zu ihnen gehörigen 
Instituts sie insgesammt anf yerhängnissvolle Weise in Hitleiden- 
heit zu verwickeln droht. 

Das BäohsiBohe Gesetz. 

Wenn das Vorstellende im Allgemeinen auf sämmtliche die 
heschrilnkte Haftpflicht für Personalgenossenschaften zulassende 
bez. G^esetze und Entwürfe Anwendung findet, so gilt es bei 
dem Sächsisckm Gesetze doch nur mit einer sehr wesentlichen 
Einschränkung. Die schärfere Unterscheidung in den Zwecken 
der verschiedenen Vereine, durch welche Bi<^ dieses Gesetz ent- 
schieden vor den anderen auszeichnet, hat nämlich dahin geführt, 
dass die Personalgenossenschaften, trotz der ihnen formell darin 
nachgelassenen Wahl zwischen den beiden Haftarten, thatsächlich 
gar nicht anders können, als die unbeschränkte Solidarhaft ilirer 
.Mitglieder annehmen. Der Gesetzgeber unterscheidet nämlich ganz 
sachgemäss zwei Arten der beschränkten Haftbarkeit: 

a) solche »wo die Haftpflicht der Genossenschafter auf Leistung 
bestimmter Zuschüsse zu einem im Yorans bestimmten 

und 

b) «solche, wo diese Haftpflicht, ohne die Aufbringung eines 
besiiiiiiniiMi < iosellschaftskapitals zu bezwecken, auf die 
Leistung bestimmter einmaliger oder wiederkehrender Bei- 
träge zu dem Geselhchaftsz wecke beschränkt sein soll.* 

(cfr. i§ d& flgd. §§ 56 flgd. des Sächsischen Gesetzes,) 
Die ersteren sind ganz richtig als AkHenge$eUs^ft4h, Kapi- 
taJgenosseiischalten in unserem Sinne, bezeidmet, und kommen, 
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gemäss unserer Begrenzung der gesetzgeberischen Aufgabe im 
T. Abschnitt, hier allein in Betracht. Darnach sollte die privat- 
rechtliche Stellung der dort bezeichneten Genossenschaften, ihrer 
kommeiziellen Zwecke halbflr, von der der übrigen Vereine getrennt 
in einem Spezialgesetze geregelt [werden. Nun gehört aber bei 
-aUen diesen „Eneerbi^ und WkihsekaftsgemmeMduiften mU 
gemeinw^füiehm Ges^MfUhetrieh^^^ die Bildxing einefl Gesehäfts- 
kapitals zu den wesentlichen Erfordernissen. Kein genossenschaft- • 
liebes Bank- oder Produktionsgeschäft, kein Konsum- oder Roh- 
stoffveieiü etc. kann bestebpn. wenn man nicht die Bildung eines 
Geschäft s/onds in die Hand nimmt, und wir haben im I. Abschnitt 
(S. 26, 27) gesehen, in welcher Weise dies vom Preuss. Nord- 
deu$8(A0n Gesets als wesentiiohes Ehrfordemiss einer jeden solchen 
Genossenschaft anfgesteUi ist Bass dieses Geschfiftskapital bei 
den Personalgenossenschaften nicht durch eine feste, in sich he- 
stimmte Somme, sondern nnr relativ durch den Ifonnalbetrag, 
den die Geschäftsantheile der Einzelnen erreichen sollen, dargestellt 
wird , eben desshalb aber nicht als ausschliessliches Haftobjekt 
dienen kann, vielmehr durch die persönliche Haft der Mitglieder 
ergänzt werden muss, haben wir ebenfalls eingehend (S. 49 flgd.) 
erörtert Nnn sind aber die hiemach von uns aufgestellten Be- 
qnisite für Znhissung der beschränkten Haftbarkeit in dem 8äeh- 
duehen Getetze hei AktiengeseUsdiaften Tollstftndig gewahrt So 
mnss dass Statnt die Bdihe des im Voraus bestimmten <3esell- 
schaftskapitals wie die der einzelnen Antheile daran, der Aktien, 
entbalieii, und ebenso ist die Disposition darüber den einzelnen 
Mitgliedern entzogen und jede Zurückforderung ihrer Antheile 
untersagt, vielmehr die Verwaltung der Geschäfte in die Hände 
eines Vorstandes und der Generalversammlnng gel^t (cfir. §.11 
Ko. 7 n. 8, §§. 18, 2a, 89, 45 n. a. des Sftchs. Ges.). Da nnn, 
> wie wir gezeigt haben, die Penonalgenotuntehaftin gar nicht in 
der Lage sind, diese Bedingnngen erfSllen zu können, so bleibt ihnen 
nach dem Sächsischen Gesetz eben nichts Anderes übrig, als die 
unbeschränkte Haft ihrer Mitglieder anzunehmen, wenn sie über- 
haupt der Vortheile des Gesetzes theilhaft werden wollen. Denn 
sich der zweiten darin amgelassenen Gattung der beschrankten Haft 
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einznordnen, welche die Auflnringung eines Gesehäftskapitals aus- 
drücklich ausschliesst, daran sind sie eben durch die thatsächliche 
Nothwendigkoit eines solchen Kapitals für sie verhindert. Dass 
sich die Gesetzgeber in Sachsen dieser Folge auch vollkommen 
hewusst gewesen sind, geht aus den von uns oben ia der Note 
(Seite 30) wdrtUek angeführten Stelle der Motive zur Gesetz- 
vorläge henror. Hiernach sind «fie Voradiriften fiber die un- 
besehrfiiikte Haftpflicht vorzugsweise tSir die £rwerhs- nnd Wirih- 
flchaftsgeikoasenschaflen herechnet, wahrend man, wie der Text des 
Gesetzes in den §§. 56 flgd. und die ferneren Motive dazu (S. 084 
der letzteren) ergeben, bei der auf blosse Beiträge zum Gesellschafts- 
zweck beschrankten Haft wesentlich an wohlthätige und die auf 
Gegenseitigkeit beruhenden Versicherungsgesellschaften mit fester 
Prämie gedacht hat. Nach alledem sind wesentliche Unzuträg- 
Udikeiten ans dnr hbss formellen Zulassung der beschränkten Haft* 
barkeit Im unsem PerttnudgenosaeMehaften nach dem Sächsischen 
Gesetz in der Praxis nicht zu .bef&rchten, weil dasselbe durch 
vollständige Wahrung der Eequisite der KapitalgenoHsemchaften 
mit beschränkter Haflplicht, der Ein rdnung der ersteren unter 
die letzteren thatsäcblich vorgebeugt hat. 

Anders steht es mit den übrigen die besdiränkte Haft bei 
Personalgenossenschaften zulassenden Gesetzen und Entworfen, wo 
wir namentlich der Abbül&mittel zu gedenkeu haben, welche die 
einzelnen gegen die dadurch herbeigeführten Ifisastände anwenden. 

Bio EngliAolieii Oesetze. 

Was die Englische Gesetzgebung anlangt, so werden wir uns 
hauptsächlich mit der Industrial and Provident Societies Acte zu 
beschäftigen haben, als dem eigentUchen SpeziaJgesets für Ge- 
noflsenschaften, dessen Text im Anhange abgedruckt isi Da in- 
dessen Genossenschaften mit Bankguchäften ausdrücklich davon 
ftusgeschlosstti und ebenso, wie diejenigen, welche bei der unhe^ 
schränkten Haft ihrer Mitglieder verbleiben, au die Companies- 
Acte gewiesen sind, so wird auch von dieser nicht abgesehen wer- 
den können. Wir bemerken über diese Acte hierbei gleich zum 
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Voraus, dass sie in Bezug auf ihre Forderungen an die Ziilaasuiig 
der beschränkten Kapitalhaft unsera Anforderungen näher 8teht, 
als die erstgenannte Acte, indem von Gestattung der Herauaziehutig 
der auf das Geschäftokapital von den Mitgliedern gemacliteii Ein- 
lagen, im Gegensatz zu der Indostr, and Frovid. Soc. Acte, nir- 
gends die Bede ist Dagegen führt sie eine andere Art der limi- 
tirten Haftbarkeit ein, die auf Uebemahme bestimmter Garantie- 
Beträge bei Insufficienz des Gesellschaffcevermögens im Falle der 
Liquidation beschränkte, worauf wir indessen nicht noch besonders 
einzugehen haben. Schon die Notbwendigkeit eines Geschäfts- 
kapitals bei unsern Erwerbs- und Wirthscbaftsgenossenschaften 
macht eine solche Betbeiligung der Mitglieder unzureichend, und 
verweist uns auf die Haft mit bestimmten Kapitalsautheilen; über- 
dem würden aber bei einem durch solche Garantien, als blosse 
Versprechungen von Zahlungen, gebildeten rein ideellen Haftobjekt» 
die von uns wegen eines durch wirkliche Einzahlungen zu realisi- 
renden Grandkapitals gestellten Forderungen womöglich überboten 
und insbesondere anderweite wirkliche Sicherheiten für die Zeich- 
nungen — eine Garantie der Garantieen — gefordert werden müssen, 
soll die ganze Sache nicht jedes realen Bodens entbehren. Jeden- 
falls würde die Zurückziehung der gezeichneten Garantieantheile 
für den Fall des Austritts gleich jeder anderen willkürlichen Re- 
duktion des Hi^bjektes unzulässig erscheinen, womit die Sache 
für unsre Genossenschaften abgethan ist. 

Die Industrial and Provident Societies Acte bestiiuiut ihrer- 
seits ausdrücklich: 

a) dass im Falle der Liquidation kein Mitglied wegen Deckung 
der Gesellschaftsschulden zu einer grosseren Kontribution 
angehalten werden kann, als der «ioc4 nicht eingwhUe 
Betrag seiner Aktien ausmacht (artic 20 §. 4 d. Ges.): 

b) dass die Vererbung der Aktien nach dem Willen der 
Aktionäre Statt haben kann (cfr. No. 16 des Ges.); 

c) dass die Statuten Bestunnmngen enthalten müssen: 

ob die Aktien übertragbar sein sollen; Falls über- 
tragbar, über die Form der üebertragung und deren Ge- 
n^migung durch die Gesdlschaftsoigane; falls nieht ütber- 
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tragbar^ Bestimmungen über die Auszahlung des den 
attsscheid enden Mitgliedern zustehenden Saldo (cfr. No. 4 
der dem Gesetz ungehängteii Schedulj. 
Hierbei ist zuerst die Verpflichtung zur VoUzablung des ge- 
zeichneten Geschfiflisantlieils hervorzuheben, wie sie ans der Se- 
stimmung snb. a. sich eigiebt. Dass dieselbe bei nnsem Genossen- 
schafiien mit nnbesehränkter Haft nicht ist, nnd recht flglich 
entbehrt werden kann« wurde oben bemerkt, wogegen sie bei be- 
schränkter Haftbarkeit^ als die dnzlg denkbare Grenze der Hafb- 
beschriiukung- natürlich nicht fehlen durfte. Doch lässt das Gesetz 
hierbei noch eine sehr fülilhare Lücke. Da nach der Bestimmung 
sub. c. den ausscheidenden Mitgliedern in ihrem Saldo das auf 
den Geschäftsantheil Eingezahlte mit zurückgewährt wird, soweit 
es nicht im Geschäft verloren ist, so musste bis zun Ablauf der 
Veryahrung zu Gunsten des Ausgeschiedenen — woTOn später — 
dessen Verpflichtung zur Erstattung dessen, was man ihn auf 
seinen Greschäftsantheil beim Austritt zurückgezahlt hat, aus^ 
gesprochen werden, soweit der Betrag zur Deckung der Passiv- 
masse im Falle der Liquidation erforderlich war. 

Sodann macheu wir auf den in den Vorschriften über Ver- 
erbung und Cession der Aktien gebotenen Ausweg anfn^erksam. 
Wenn durch Zulassung der Uebertragung von Aktien verstorbener 
oder ausscheidender Mitglieder an andere statt ihrer eintretende 
die Bfickzahlnng der Aktien im Falle des Ausscheidens ausge- 
schlossen und der Gesellschaft nur fßr den FaU auferlegt wird, 
dass sie aus irgend einem Grunde ihren Konsens zu der Ueber- 
tragung verweigert: so ist allerdings einem der grössten von uns 
gerügten Uebelstände abgeholfen. Die ausscheidenden Mitglieder 
können dann wenigstens nicht während der Dauer der Gesellschaft 
ihre zum Gesellschaftsfonds eingezahlten Antheile zurücknehme 
nnd so den Gesellachafts-Gl&ubigem willkfirlich das einzige Be- 
iiiedignngsmittel entziehen. Nach mehrfoch zu uns gelangter 
Kunde hat man, namentlich in den ülter begrfindeten Englischen 
Genossenschaften, eine solche Einrichtung wirklich getroffen, doch 
Siüd nähere, beglaubigte Nachrichten hierüber, wie über die da- 
durch erzielten Erfolge abzuwarten. Dass aber das Gesetz eine 
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80 uaerlässltche Maasregel nicht deftnitiy anord&et, sondern die- 
selbe dem Belieben der Genossenschaften anheimstellt, lässt sich 
in keiner Weise rechtfertigen. 

Weitere Kautelen suchen die Englischen Gesetze 

1) in der Auflösung der Gesellschaft, sobald sie unter sieben 
Mitgliedern herabsinkt, wie dies in der Companies Acte 
ausdrflcklicli ansgesproehen ist; 

2) in der Einreichnng der jfthrlielien Bilanz bei der Behörde; 

8) in dem Eingreifen des ffanäMcoUegium% naeh dw Com- 
panies Acte aui Anrulen eines Theiles der Mitglieder 
durch Ernennung von Inspektoren^ welche die ganze Ge- 
schäftslage zu prüfen und auf deren Bericht das Kolle- 
gium über die zu ergreifenden Massregeln zu entschei- 
den hat. 

Dass diese Massregeln weder einzeln noch im Ganzen ans- 
leichen, die mangelhafte Fnndirang des Haftobjektes sm ersetzoi, 
leuchtet ein. Ist der Bestand dner solchen Gesellschaft erst bis 

auf sieben herabgesunken, so ist die Gewähr der Gläubiger für ^ 
ihre Befriedigung in den meisten Fällen bereits zum grossen Theil 
geschwunden. Ebenso wird man auch mit den übrigen Massregeln 
meist zu spät kommen, wenn der Schade bereits geschehen ist, 
und allenfalls die völlige Verschleppung des Gesellschaftsfonds 
durch den Schlnss des Geschäfts yerhdten. Ein anderes Bedenioni, 
welches die Binmischung der Behörde in der zuletzt angeführten 
bevormundenden Weise erweckt, ergiebt sich ron selbst. 

Ber Oesterrelohiflohe Entwnrl 

An die Englischen Gesetze schliesst sich unmittelbar der 
Oesterreichiscke Entwvrf an. Derselbe ordnet die Rechtsverhält- 
nisse der Genossenschaften mit tmbent^änkttr Haftbarkeit nach 
demVoigange des Preussischen Gesetzes im Ganzen sachgemäss*), 
jiimmt aber, seiner früheren Entstehung halber, auf die weitere 



*) Dir Abweichung im Erfordern der AbfiMtiing des Statuts in begUn- 
bigter Form, wird später behandelt. 
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folgenraiGhe fintwkkelimg der GeltendmacliiiBg der Solidu-haft 
naeh dem NorddeuUehen Geseige nicht Rücksicht. Dagegen sind 
die Regeln über die Genossenschaften mit beschränkter Haftbar- 
keit, unter Beibehaltung der über die Stellung der Vorstände und 
Ausschüsse bei unbeschränkter Haft aufgestellten, wesentlich der 
Englischen Industrial and Provident Societies Acte entnommen. 
Kar ergänzt der Entwarf die TOn uns bei der letzteren bemerklioh 
genukdite Lücke, wegen Bfickgewähr der von den Ausscheidenden 
aus dem Gesellschaftekapital herausgezogenen Antiieile dadurch: 
dass er diese Herausziehung erst mit Ablauf der YeijShmngsfirist 
gestattet. Im Uebrigen fügt er den dort enthaltenen Eautelen 
noch die Verpflichtung des Vorstandes hinzu: 

a) beim Heruntersinken des Gedamintbetrages der Geschäfts- 
antheile der zeitigen Mitglieder auf die H&Ifte, sofort Ge- 
neralversammlung zu berufen; 

b) bei sich ergebender Insuffizienz des GenossenschaftsTermO- 
gens die Anzeige an das Gericht behufs der Konkurs^ 
erOffnung zu machen. 

Wir bemerken zu dem vorstehend über die Unzulänglichkeit 
dieser MaassnahniL'u GesagLcn nur noch: dass die beiden letz- 
teren ebenso, wie die jährliche Bilanz - Einreichung nach unserer 
Handels- und Genossenwhaftsgesetzgebung auch bei Gesellschaften 
mit unbeschränkter Haft, sowie bei vollständig fundirten Aktien- 
gesellschaften erfordert werden: ein Beweis, dass man darin nir- 
gends einen Ersatz für den Mangel einer wirklich fundirten HaCt- 
basis findet, sie vielmehr nur nebenbei, mehr im Interesse der 
Mitglieder als der Gläubiger, hinzutreten Ifisst 

Bas Französisolie Gesetz. 

Das Aeusserste in der bezeichneten Biehtung leistet das 
Franzomche Gesetz mit seinen Soci^t^s ä capital variable, dessen 
hierher gehöriger Abschnitt im Anhange abgedruckt ist, weil, wie 
aus der Beschrftnkung des Gesellschaffeskapitals und seiner succes- 

siven Verstärkungen auf den Betrag von 200,000 Franks (artic. 49) 
hervorgeht, man ganz speciell unsere Genossenschaften im Auge 
gehabt bat. 
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Hier ist nftmlicli im artio. 48 aUen konunersieUeu Gesell- 
schsften gestattet, in iliren Statoten za bestimmeii: 

„dass bei ihrem Gesellschaftskapital sowohl die Er^ 
höhuna durch Ziiz;iliiuugen der alten und Eintritt neuer 
Mitglieder; wie die Vermindern >ig durch s^änzliche oder 
theilweisd Zurücknahme der bewirkten EinzaMungen zuge- 
lassen sein solle,* 
So allgemein indessen hiernach diese Gestattnng for alle Arten 
der QesellSGhaft, selbst die mit nnbescfarfinkter Haft (en nom colleeüf), 
m sein scheint, so entsteht doch dorch die wateren Bestimmmigen, 
namentlich der artic. 50 und 54, der erheblichste Zweifel, ob sich 
dieselbe auf andere als Aktiengesellschaften (soc. anonymes) und 
Kommanditgesellscbaftcn auf Aktien beziehen könne. Denn überall 
ist in dem betr. Titel des Gesetzes die Kreirung von Aktien als 
notbwendig vorausgesetzt, und die Form und Uebertragbarkeit 
derselben genau bestimmt. Aach wird dies durch die Motive zum 
Gesetzentwurf insofern bestätigt, ab darin ausgesprochen ist, dass 
man nicht daran gedacht habe], die bisherigen Begeln f&r die 
Soci^ en nom cöllectif und en commandite simple zu ändern.*) 
Wir schlieasen uns dem schoii aus dem Grunde an, weil die Be? 
fugniss zur Zurücknahme der auf das Geschäftskapital eingezahl- 
ten Antheile gradezu bedeutungslos ist, wenn die Mitglieder trotz- 
dem mit ihrem ganzen Vermögen in der Haft bleiben, wesshalb 
eine solche Kombination für den Zweck unserer Ausfährung gar 
nicht In Betracht kommt Dazu treten noch andere, wesentliche 
Bestimmung^ in den hierher gehörigen Artikeln, welche keinen 
Bim haben, wenn das Gesellschaftskapital nicht als eigentliches 
Haftobjekt gedacht wird. So di-^poniren die art. 51, 52: 

a) dass die Statuten eine Summe bestimmen müssen, unter 
welche das Gesellschafts-Kapital durch Zurücknahme des 
darauf Eingezahlten nicht heruntergebracht werden darf, 
und dass diese Summe nicht weniger als den zehnten 
TheU dieses Kapitals betragen darf; 

*) Man vergl. das Pariser Journal La Cooperatioti im Jahrgang 1867 
1^0. 19; die Abhandlung „Le projet de loi sur ies societes.** 
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b) das» jed«r Oesellsehaftoir beliebig ans der GeseUecbaft aus- 

zQselieideii befiigt sein soll. 
Natörfich kann ihm dabei in Folge der Bestimmmig des 

ait. 48 flie Zurücknahiue seines (TescMftsaütheild niclii versagt wer- 
den. Gerade bei diesem Kardinulpunkte findet sich aber eine höchst 
eigenthumliclie Beschränkung, welche die gajize Sache in das rechte 
licht stellt. Da sich nämlich der Gesetzgeber nicht verhehlen 
mochte, dass in Folge dieser Befagnisse eines schönen Tags der 
ganze Geaellschaftsfond bei ungfinstigem GesehSftsstande wiedermn 
in die Tasdien der persönlich nicht haflenden Mitglieder zurück- 
geflossen sein könnte, und den GHinbigem das Nachsehen bliebe: 
so suchte er dem Aeuöserstea durch die ßestinmiung vorzubeugen- 
(art. 52, alin. 1); 

,das3 die im Statut bestimmte Minimalsumme des. 
Gesellächaftskapitals auch beim Austritt von Mitgliedern, 
durch Zurücknahme TOn deren Antheilen, nicht alteiirt 
werden darf.*^ 

So bleibt denn ein Stamm solcher Mitglieder tlbrig, weldie 
nicht klug genug gewesen sind, auf den Lauf der Dinge zu mer- 
ken, und sich bei Zeiten zu salviren, und nun ihre Einlagen als 

eisernen Bestand in der Gesellschaftskasse zurücklassen müssen, 
und wir brauchen es wohl kaum noch auszusprechen, wie wenig 
diese Maassregel nach irgend einer Seite hin befriedigt. Erscheint 
sie den Gläubigern gegenüber als unzureichend, so ist sie in Be- 
zug auf die Mitglieder im höchsten Grade nngerecht, weil sie den 
mierfahrensten, deor Aufhülfe durch die Genossenschaften am 
mebten bedürftigen TheO derselben Preis giebt, die Andern aber 
zu Machinationen und Hinterziehungen mannigfacher Art verlockt, 
AiisUU, Abhülfe der durch Zulassung der unbasirten Kapitalhaft 
hervorgerufenen Uebelstände zu p^ewähren, doeunieniirt das Ganze 
daher nur, dass sich der Gesetzgeber dieser Uebelstände, welche 
er mit dem verfehlten Experiment zu treffen suchte, bewusst war. 

Der Bairisohe Entwurf. 

Um zum Schlüsse noch des Bairtgehen Entwurfs zu geden- 
ken, so ist zuiiäciiät die grosse Uubesummtheit seiner Anordnungen 
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Aber Genossenschaften mit beaehrankt&r Maß herrorzuheben, wo- 
von wir die Grfinde bereits im L Abschnitt im Allgemeinen ange- 
geben haben. Nach ari 2 No. 4 Iftast er, wie das Sauhm^e 
GesetE, imd wie das beim Hereinziehen aUer Arten von Vereinen 

geschehen muöitc, eine auf Beiträge zum Gesellschaf tszweck tfon 
im Voraus bestimmter Höhe beschränkte Haftbarkeit zu, und ver- 
langt nebenbei auch, 

„wenn die Mitglieder gewisse Geschäftsantheile haben,* 
dass die Satznngen (Statuten) den Betrag, die Art und Bildung* 
dieser Antheile bestimmen. Aber anstatt beide Arten der Haffc^ 
die auf bestimmte Beiträge und die auf Kapitalanthdle beschränkte, 
in ihren Yoranssetzungen und Folgen zu scheiden und jede beson- 
ders zu behaudeln, wie das Sächsische Gesetz dies thut, sind beide 
uüteremander und noch überdeni mit der unbeschränkten Haft- 
pflicht vermengt und ist bei Vereinen der letzteren Art die Frage 
wegen Bildung eines Gesohäftskapitala ebenfalls offen gelassen. 
Die Folge davon ist eine grosse Unklarheit der hier einschlagen- 
den Gesetzesdispositionen. So Iftsst sich insbesondere die Rück- 
wirkung des Austritts Ton Mitgliedern auf das Geschäftskapital 
nicht mit Sicherheit entnehmen. Nach art. 1 1 ist äet jederzeitige 
Austritt den Mitgliedern unbedingt gesichert, wie das Wesen der 
Genossenschaft dies bedingt. Sonst aber findet sich nur in ari 10 
alin. 3 die allgemeine Bestimmung für Genossenschaften mit be- 
schränkter und unbeschränkter Kaftpdicht: dasa eingezahlte Bei- 
träge, sofern die Satzungen nicht anders bestimmen, ninht zurück- 
gefordert werden können. Wir fragen: Sind hierunter auch die 
Einzahlungen der Mitglieder auf Geeehäfieantheile gemeint, welche 
letztere in dieser Beziehung nicht besonders im Entwürfe erwähnt 
werden, obschon sie der Art. 2 No. 4 ausdrücklich von den Bei- 
trägen unterscheidet? — Wie man indessen auch die Frage be- 
antworten mag, immer stosst man nach dieser oder jener Seite 
hin auf eine schwere Inkonvenienz. Verneint man sie mit der 
Folgerung: dass die eingezahlten Geschäftsantheile von den aus- 
tretenden Mitgliedern nicht zuruckgez<^^ werden können, weil ea 
an einer dies zulassenden Bestinmiung im Gesetze fehlt, so wird 
das Letztere, in Gemftssheit unserer früheren Ausführung, für die 
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Genossenschaiteu mit unbeschränktei' Haftpflicht kaum annehmbar 
WOHL Bejaht man sie dagegen, und gestattet demgemäss den 
Oenossemehaften, die Zurfieknaiune des auf die Gescb&ftsantheile 
Eingezahlten beim Ansldtt oder sonst durch ihre Statuten mnzn- 
fOhren, so verstOsst man in Bezug auf die Gwossanschaften mit 
hachränkter Haftpflicht auf das Or9bl!chste gegen die Forderungen, 
unter denen allein die beschränkte Haftpflicht zugelassen werden 
darf, und giebt den Genosstubchaften selbst das bequemste Mittel 
an die Hand, die Ansprüche ihrer Gläubiger durch Schwächung 
beziehentlich Vernichtung deren alleinigen BefriedigUDgsobjekts 
ivillkürlicb zu beseitigen. 

Eigentliche Kautden zu Gunsten der Gläubiger finden sich 
in dem Entwürfe nirgends YOr, da die Bestimmungen der art 30 
und 41, wegen Anzeige der Yorstftnde Ton der Insuffidenz des 
Gesellsclialtsvermögens beim Gericht behufs der Ganteröffnung, 
sowie das Verbot der Theilung dieses Vcrmögeus vor Ablauf eines 
Jahres nach Bekanntmachung der Auflösung der Genossenschaft, 
dahin nicht gerechnet werden können. 

Veqährujig. 

Kachdon wir so die betreffenden Gesetze in der angedeuteten 

BeziehuDg einzeln der Kritik unterzogen haben, müssen wir noch 
eines hierher gehörigen, ihnen allen gemeinsamen Momentes ge- 
denken, der Veiiähmng der Haftbarkeit ausscheidender Genossen- 
schafter für die Genossenschaftsschuldea. AUerdings kommt dabei 
ausser der Garantie für die Gläubiger auch die Sicherung der 
MifglMer der Genossenschaften in Betracht, und es war die Auf- 
gabe des Gesetzgebers, die hier sich kreuzenden Interessen zu ver- 
mitteln. 

Einerseits bedingt nämlich die im Wesen der Genossenschaft 
liegende, nicht geschlossene Mitgliedschaft, die Befugniss des jeder- 
zeitigen Austvetens von Mitgliedern während der Dauer der Ge- 
nossenschaft, die Lüsung von deren Haftpflicht als Folge dieses 
Schrittes, wenn er nicht geradezu wirkungslos sein soll. Diese 
Lösung an den Ahlauf der gewöhnlichen Yeijährungslrist knfipfen, 
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biesse aber die GronduDg und den Bestand der Genossenschaften 
auf daa Aensserate erschwereiL Wie Viele würden sieb bedenken, 
«iner Gesellsebaft beizatreten, ans welcber ihnen zwar der Anstritt 

jederzeit gestattet ist, fÄr deren bis dahin eingegangenen Verbind- 
lichkeiten aber sie noch die ganze gewöhnliche Verjährungsfrist 
hindurch d. h. durchschnittlich in Deutschland 30 Jahre lang 
— den Gläubigern gegenüber mit haftbar bleiben? Ja könnte 
nicht der Aivstritt unter Umständen noch bedenklichere Folgen, 
baben, als das Verbleiben in der MitgUedscbaft, indem er zwar 
gegen spftter eingegangene Yerpflicbtungen sebütat, dagegen rfick- 
aicbtlicb der Abwickdang der fröberen, bei welcber der Aus- 
scheidende so sehr betheiligt ist*), diesen jeder Einwirbmg be- 
raubte? \Vühl »erden sich solche Bedenken vor Allen bei Ge- 
nossenschaften mit unbeschränkter Haftpflicht vordrän^-en, wo jeder 
Einzelne mit seinem Vermögen solidarisch in der Haft steht. In- 
dessen bleibt das Verhältniss doch immer auch bei einer auf be- 
stimmte Kapitalbeträge beschränkten Haft sehr lästig, insofern 
der Aasgeschiedene eine so lange Zeit auf Nachzahlung des an 
dem Kormalbetrage seines Antheils noch fehlenden, oder Böck- 
zahlung des ihm restituirten Gescbäftsantheils gefosst sein muss. 
Diesem Uebelstande vorzubeugen hatte man, so lange eine Ent- 
bindung von der gewöhnlichen Vuijahrungsfrist durch die Gesetz- 
gebung nicht erfolgt war, nur den Ausweg: den austretenden 



*) DurlD, dasB ein am der Oenosteiischaft, gleiehviel auf weiche Wi^, 
Mtsgeschiedenes Mitglied fOr keine von da ab -Ton dorsdben eingegangeneii 
Yerpfliehtnngen einsostehen hat, herrscht selbstverständlich unter allen 
Gei^etzen vollkommeue üebereinstimmung. Dagegen ist aber auch in allen 

die Haftbarkeit der Genossenschafter für die vor ihren Eintritt entstrinde- 
lu n (jenossenschaftsverbindlichkeiten anerkannt, und zwar mit vollem Recht, 
als Folge der veiliehenen rechtlichen Persönlichkeit. Denn dadurch ist 
das Genossenschaftsrennögen in seinem Aktir- und Pasiivstande selbst- 
ständiger Tr&ger von Hechten und Pflichten geworden, und der Eintretende 
hat SU prafen, ob ihm dieser Status zusagt, im Fall dea Eintritts aber ihn 
zu nehmen, wie er liegt. Bei nicht eingetragenen Genossenschafien, wo die 
Mittjlieder nur als Mitberechtigte und Mitverpflichtete an? den von ihnen 
abgeschlossenen Geschäften angesehfn werden, liegt die Sache natürlich 
atulerä, uud können dieselben nur aus den während ihrer Mitgliedschaft 
kontrahirten Sebalden angegri£fen werden. 

Sehalst, GcnoaNiitehaftaguMs, a 
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Mitgliedern binnen einer gewissen Frist nach dem Austritt, die 
ExnexnaUon von den Tereinsscluildea mittelst Eonsenses der Glftu- 
biger, oder die Yertretong gegen diese dnrdi die in der Mitglied- 
scbaffc Verbleibenden zuzosichem. Die Sefavierigkeiten, die dabei 

obwalteten, wie die Verwickelungen, welclie für die Genossenschaf- 
ten dabei in Aussicht standen, brauchen wir nicht länger auszu« 
führen. 

Andererseits tritt ebenso gebieterisch die Wahnmg der Rechte 
der Gl&ttbiger der Loslösung austretender Mitglieder Ton der Haft 
gegenfiber. Freilieh ist davon in dem Augenblicke abzusehen, wo 
man die Zulassung der auf Kapitalanthefle beschränkten Haft an 
Eri&llnng der Ton uns aufgestellten Bedingungen knüpft, indem 
bei vollständig gesichertem Grundkapital vou den Personen der 
Aktionaire gar nicht mehr die Rede ist. Allein bei der, in den 
hei.. Gesetzen für die Gtno:^senschaften j^ngelassenen Haft, wo die 
Geschäftsantheile beim Austritt zurückgezogen werden, und bei 
Genosaenscbaften mit unbeschränkter Haftpflicht, wo dies ebenfalls 
geschieht, kann das besdiränkte oder unbeschrankte Anrecht dea 
Gläubigers an jedes einzelne Mitglied unm()glich sofort mit dessen 
Austritt endigen. Denn da die dem Austritt yorhergehende Kün- 
digung lediglich innerhalb des Kreises der Genossenschaft vor sich 
geht und erst der vollzogene Anstritt der ßeliörde angezeigt und 
in den dort öffentlich aiwUegenden Mitgliederlisten notirt wird, 
käme die Tbatsache doch erst zu einer Zeit zur Kenntniss der 
Gläubiger, wo der Verlust ihres Rechts dadurch bereits herbei- 
geführt wäre. Dadurch würde aber den Gläubigem das Haft- 
objekt, auf welches hin sie lediglich mit den Genossensehaften 
sich in Geschäfte eingelassen haben, jederzeit in der willkürlichsten 
Weise ganz oder theilweise entzogen und sie in ihrem guten Rechte 
auf das Wesentlichste geschädigt werden können. Ja selbst bei 
der Verlängerung der Haftpfliclit bis zur Notirung des Austritts 
in den öffentlichen Listen wird ^ie sofortige Keuntnissnahme der 
Gläubiger davon niemals in so kurzer Frist vorausgesetzt werden 
dWen, da man denselben nicht zumuthen kann, durch täglich 
fortgesetzte Becherchen bei der Behörde sich im Laufl»nden über 
den Mitgliederbestand zu erhalten. Strenge genommen, wtlrde 
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daher, wie im Interesse der Mitglieder die Exjie^uation , so zu 
Gunsten der Gläubiger eine Ai*t Liquidation, d. h. eiiie spezielle 
Zuziehung derselben zum Behufe der Befrei img Austreteuder aus 
der Haft Statt finden müssen, wie sie bei Geno^senscbaft^n mit 
beschrtokter Kapitalhaft die Begel bildet, sobald das Grundkapital 
Ternunderi werden soll*). Denn Nichts anders als eine Reduktion 
des Haltobjekts liegt vor, sobald bei der personlichen Haft ein 
Mitglied überhaupt, bei der blossen Kapitalhaft ein Mitglied unter 
liuckHahme seines Geschkftsantheils ausscheidet, indem in beiden 
Fällen den Gläubigern durch einseitige Handlungen der Schuldner 
ihr Anrecht, hier an das Vermögen, dort an den Gaschäftäätttheii 
des Austretenden verloren geht. 

Als das geeignete Ansgleichungsmittel für die solchergestalt 
in Widerstreit begriffene Interessen stellte sich einzig die Zu- 
lassung der Verjährung mU erhehUck ohgMrzUt Frist dar, wie 
man dieselbe allgemein in den aufgeführten Gesetzen in Bezug 
auf die ausscheidenden Mitglieder findet, mag dieses Ausscheiden 
sich auf sämjntliche Mitglieder im Falle der Auflösung der Ge- 
nossenschaft, oder nur auf einzelne, bei Jb'ortdauor derselben, er- 
strecken. Wird darnach den Mitgliedern im Interesse der Gläu- 
biger zugemuthet, sich nwsh eine massige Frist nach ihrem Austritt 
an die laut des Gesellschaftsvertrages fibemommene Haftpflicht 
gebunden zu achten: so mOgen die Gläubiger, damit diese Frist 
nicht weiter, als der Zweck erfordert, ausgedehnt werde, auch 
ihrerseits die erfarderliche Sorgfalt anwenden, welche die "Wahrung 
ihrer Rechte erheischt. Und hier werden die Perioden, innerhalb 
welcher, nach allgemeinem Geschäftsbrauch und in Gemässheit der 
Bestimmungen der betreffenden Gesetze iusbesondere, die Rechnungs- 
abschlüsse der Genossenschaften erfolgen müssen, zu berücksichtigen 
sein. Schon die Oeffentlichkeit dieser Abschlüsse, die Bekannt- 
machung der behuflgen Generalrersammlungen m den Zeitungen, 
müssen nothwendig die Aufmerksamkeit der Gläubiger auf sich 
ziehen, und dieselben, bei nur einiger Sorgsaniktii, zui Prüfung 
der wirthschaftlichen Lage der ihnen verpflichteten Genossenschaf- 



*) cf r. Oben Seite 48, 49. 
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teil veranlassen, wobei der Miterliederbestand wie er aus den mit 
jenen Abschlüssen zugleich bei dt u lieljOrden einzureichenden Listen 
bequem zu kontrolireu ist, eine wichtige Rolle spielt. Ein bia 
zwei Jahre werden demnach vollkommen zu dem Zwecke ausreichen, 
wobei wir der zweijährigen Trist den Vorzug geben, weil es sich 
auf Seiten der Gläubiger um Wahrung eines wirklichen Reehlt, 
gegenüber der blossen ZweckmämgheU für die Mitglieder bandelt. 
Öhnedem befindet sieh das Interesse der Gläubiger in dieser Hin- 
sicht mit dem wahren Interesse der Mitglieder gar nicht einmal 
im Widerstreit, da Alles was die Stellung der ersteren erschwert, 
ungünstig auf die Kreditgewährung an die letzteren zurückwirkt, 
wie wir oben gesehen haben. 

Die Fristen, welche die uns vorliegenden Gesetze und Ent- 
würfe für die Yerjährung einfuhren, wechseln zwischen ein bis 
fünf Jahren. So ist die einjährige Veijährung des Englüthen 
Gesetzes im Oesterreichisehen Entwürfe für Genossenschaften mit 
beschränkter Haft, im Sächsischen Gesetze dagegen für solche mit 
unbeschränkter Haft heibehalten. Das Freuss. NordSeulsche Ge- 
setz, welches es nur mit letzterem zu thun hat, setzt eine zwei- 
jährige Frist, welche der Bairische Entwurf für alle Gattungen 
von Vereinen beibehält. Dagegen dehnt der Oesterreichische Ent- 
wurf bei Annahme der unbeschränkten Haftpflicht die Frist auf 
drei Jahre, das Frangönache Gesetz für die Gesellschaften ä capl- 
tal variable auf fünf Jahre aus, was uns den angedeuteten Yer- 
hfiltnissen nicht ganz entsprechend erscheint*). 

Im Allgemeinen sind hiernach die einschlagenden Verhält- 



*) Die rig«nthflmtiche Bestimmung der JSlnsiise^n Gesetze mag hier 

noch Erwähnung finden, wonach gegen frühere Mitglieder, vor Ablauf der 
Verjährung, die Haft doch nur dann geltend grniiulit werden kann, -wenn 
CS dem Geriiht crs-choint, dass die gegenwärtigen Miiglieder unfähig sind, 
die schuld gen Kontributionen zur Deckung aller Yereinsgläubiger zu er- 
legen. Wir können eine solche blos subsidiäre Haft der Ausgeschiedenen 
aiciit befürworten,- weil damit der eine Zweck ihrer während der Ter- 
jftbruDgsfrist noch andauernden Haft verfehU wird, die Sicherung der in 
der Genossenschuft Zurückbleibenden gegen Machinationen, welche auf ein 
A'vwä'zen drr IMiihaft bei drohenden Vevlusien liiuaus aufen , und gt fähr- 
liche Krisen für dea Bestand der Genossenschaft herbeiführen können« 
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niase in genügwder Weise geordnet, und wir haben nur noch den 
Wirknngen davon in Bezog anf die Stellung der Gl&nhiger nach- 
zugehen. BasB denselben hei unhesduränkter Haftpflicht der Ge- 
nossenschafter Alles dadurch gewährt ist, was sie berechtigter 

Weise fordern köuiun, dürfen wir mit voller Bestimmtheit aus- 
sprechen. Wirklich bedarf es iiiir der wohnlichsten Sorgsarakeit 
ihrerseits, welche Jedermann in den Geschäften des bürgerlichen 
Lebens anzuwenden verpflichtet ist, um Schaden von sich abzu- 
weiden t wesshalb der Gesetzgeber nicht durch weiter gehende 
Jfassregehi in die Bedingungen des Gedeihens der Genossen- 
schaften hemmend eingreifen darf. Ebenso bestimmt aber, wie 
die Zulftnglichlreit der Massregoln im vorstehenden Falle, mflssen 
wir die Unzulänglichkeit derselben behaupten, insoferu man darin 
einen Ersatz für die mangelhafte Fiindirnng bei der auf bestimmte 
Kapitalbetrüge beschränkten Haftbarkeit (S. 44 flgd.) suchen wollte. 
Was besonders die Bildung eines den Anforderungen entsprechen- 
den Grundkapitals anlangt, so erscheinen die Leistungen der Ge- 
nossenschafter, wahrend sie noch innerhalb der Mitgliedschaft 
stehen, ungenügend, woran natärlich der Umstand, dass man sie 
auch nach dem Anstritte heranziehen kann, wenig bessert. Bas 
was sich, besondere uuter Anwendung der im Oestei'reichischen 
Entwurf enthaltenen Kautel, etwa erreichen lässt, ist die Hemmung 
des Herausziehens der Geschäftsantheile während der Verjährungs- 
frist, was indessen den Gläubiger nur insoweit gegen die Aus- 
geschiedenen zu Statten kommt, als die Liquidation der Gesell- 
schaft in die Zeit vor Ablauf der Verjährung bei ihnen fällt. Das 
hauptsächlich Erschwerende des Verhftltnisses ftbr die Gläubiger 
aber ist die Bechtsverfolgung gegen jeden dnzelnen Ausgetretenen, 
da von dem Einschreiten Seitens der Genossenschaft selbst gegen 
die ihr nicht melir Angehörigen in keinem der hierbei in Betracht 
kommenden Gesetze die üede ist. Wie viel- anders und schlimmer 
ist hier die Lage des Gläubigers, als bei der äolidarliaft. Ge- 
stattet ihm die letztere, sich an jeden der jetzigen und gewesenen 
Genossenschafter bis zum Ablauf der Verjährung wegen seiner 
ganzen Forderung zu halten, und, im Fall die Genossenschaft 
nicht von selbst Anstalt zu seiner Befriedigung trifft, sich die- 
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jenigen Mitglieder auszusuchen, durch die er am raschesten zum 
Ziele zu gelangen denkt: so soll er hier antheüig gegen eine Menge 
Einzelner oft wegen der geringfügigsten Summen mit welcher Jeder 
davon noch in Haft steht, in Sqaratprozessen vorgehen. Dahei 

stös^t er auf Weiterungen und Kosten aller Art, und hat obenein 
nicht die mindeste Sieherlieit, dadurch zu seiner völligen Belne- 
digung 7.11 gelangen, da kein Mitglied fiir Ausfälle, die er durch 
Insolvenz der anderen erleidet, aufzukommen hat Dass dies, wenn 
mehrfache Erfahrungen davon in grosseren Kreisen bekannt ge- 
worden sind, den Kredit der Genossoischaffcen zu fördern wenig 
geeignet ist, wird man leicht einsehen. 

Fasst man alles Vorstehende zusammen und yergldeht den 
Yerwickelten zu dem fraglichen Behufe angewendeten Apparat mit 
den dadurch erreichten Kesul taten, so muss man sich wirklich 
daiüber verwundern, dass man von dem schon nach allgemeinen 
Ko( htsprinzipien angezeigten Wege, aul" welchem das Wesen der 
PeiöGnal-Genossenschaften allein zum vollen Ausdruck gelangt, wie 
ihn das Preu$8i8ch ' NorddeuUche und mit gewissen Ein^Mihiän- 
knngen auch das Säehsisehe Gesetz beschritten haben, abgewichen 
ist. Das wohlerwogene Interesse der hei den Genossenschaften 
Betheiligten war es gewiss nicht, was dazu drängte, das glauben 
wir nachgewiesen zu haben. Niemals wird der wirthscbaftliche 
Aufschwung einzelner oder bestimmter Gesellschaftsklassen wahr- 
haft gefördert durch Schädigung der Grundbedingungen des gesell- 
schaftlichen Verkehrs überhaupt. Und dazu tritt nun noch die 
Modifikation in der Geltendmachung der Solidarbaft nach dem 
NorddeuUchen GmU, wodurch es die Genossenschaften in der 
Hand haben, die Kontributionen Ihrer Mitglieder, ohne alle pro- 
zessualische Weiterungen, eintretenden Falles auf bestimmte mftssige 
Beträge zu beschränken. Und so fragt man sich immer wieder, 
warnni die Gesetzgebung nicht überall auf dieses einfache Aus- 
kunltsmittel gefallen ist, welches unsern Genossenschaften , ohne 
die Wirksamkeit der unbeschränkten solidaren Haft als unentbehr- 
licher Kredit-Basis f&r sie zu schwächen, doch gegen die schlimmste 
Seite derselben schützt? Wb glauben den Grund davon lediglich 
in der yerschiedenen Stellung suchen zu sollen, weldie die Gesetz- 



Digitized by Google 

E 



Vmiitti|ltelik«i<«i 4cr bfltehrlnllm Hdttaitolt. 



87 



geber zn der ganzen Bewegnng in den eSnzelDen Lftndem einge* 
nommen haben. Nnr innerhalb des NoriievUekm Bundes ist die 

Initiative zu der bez. Gesetzgebung ans dem Kreise der Genossen- 
schafter selbst ausgegangen, zu denen überall eine Anzahl gebil- 
deter Geschäftsmänner und Juristen gehörte. Insbesondere sind 
das Preusmche Norddeutsche Gesetz wesentlich aus Arbdten 
des Verfassers, als erwählten Genossenschafteanwalte, harmgeg«^ 
gen, weldie von den Leitern der Qenossensdiaften anf deren Yer- 
earamlungen, wie in der Genosaenschaflspreese gründlich disentirt, 
Yon ihm selbst in den gesetzgebenden EOrpem vertreten wnrden, 
so dass sie föglich als der Ausdruck des praktischen Bedürfnisses 
der betheiligten Kreise selbst gelten dürfen. Ganz anders verhält 
es sich in Englam^ und Frankreich^ wo die Gesetzgeber der Ge- 
nossensebaftsbewegung mehr als wohlwollende Gönner, wie als 
Tbeilnehmer gegenn^'^r stehen, eine thätige Betheiligung an der 
gesetzgeberischen Arbeit selbst Seitens der Eng^cben und Fran- 
ij^siscben Genossenschafter, soviel bekannt, aber nicht Statt geftin- 
den hat. In OstterreuA und Baier» wiederum ist die Bewegung 
noch zu jung, hat erst nenerlich grössere Verbreitung gefunden, 
und der einzige Schritt, welcher aus den Reihen der Genossen- 
öcbafter selbst in dieser Beziehung dort gethan i^t, besteht in der 
Petition der Genossenschaften der Bah^chen Rkeinpfalz^ welche 
in ihrer Ausbildung den übrigen bisher Torangeeilt sind, worin 
dieselben die zweite Kammer in Mnnehei» nm Verwerfung der Be- 
gienmgsvorlage und AnseUnss an das Preussisch - Norddeutsche 
G^tz bei Erlass eines Qenossensebafisgesetzes für Baiem er- 
suchen. 

2. 

Ihat rechte Weg. 

Wie aus diesem Gewirr von Ifiaaständoi und Unznlftnglieb> 
leiten herauszukommen sei, lässt sidi nach demi, was wir beige* 
bracht haben, unschwer fibersehn, wenn man den Unterschied, der j 

zwischen den beiden Arten der Genossenschaft, den Kapital- und 
Feraanalgenoasenschc^teny obwaltet, festhäli Wie wir in den i 
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früheren ATMcbnitteii nachgewiesen haben, stehen beide In ihren 

naturlichen Existenzbedingungen, besonders rücksichtlich der Haft- 
art, welche sich mit innerer Nothwendigkeit für eine jpde ergiebt, 
im Gegensatz zu einander. Die beschränkte Haftbarkeit, das Le- 
benselement der Kapitalgenossenschaft, ist unanwendbar auf ,die 
Personalgenossenschaft f weil es dieser thatsächlicb an den noth- 
wendigen Yoianssetzongen dazu gebricht. Hinwiederum gewinnt 
die leiatere dnzig mittelst der persönlichen Haft den unerlAss- 
liehen gesdiSftlichen Halt, besonders eine wirlsame Ejreditbasis. 
So wenig man die mit dem Wesen einer jeden itmig yerflochtenen» 
thats.1chlichen Voraussetzungen von der einen auf die andere über- 
tragen kann, so wenig kann Tn;in. dies hinsichtlich der rechtlichen 
i'olgen, welche sich daraus naturgemäss ergeben. Vielmehr müssen 
diese speziell, für die Personal- wie für die Kapitalgenossenschaft, 
nach der Besonderheit einer jeden im Gesetz festgestellt und wohl 
aoseinandergehalten werden, da jede Vennengung den zum ge- 
sunden Gedeihen der einen wie der' andern erforderlichen Boden 
verdirbt. Aus der Natur eines jeden Tnstitats hat der Gesetzgeber 
die Rechtsnormen abzuleiten, unter welche er dasselbe stellt, und 
dabpi dem praktischen Bedürfniss der Betheiligten und den all- 
gemeinen Verkehrsinteressen gleichmässig Rechnung zu tragen. Wer 
sich alsdann einem dieser anerkannten Institute einreihen will, m\m 
Yor Allem die für dasselbe aufgestellten gesetzlichen Erfordernisse er- 
ffillen. So lange aber unsere Handwerker und Arbeiter, als der Haupt- 
siamm bei unseren Organisationen, noch keine Kapitalisten nnd, 
kennen sie auch bei Grfindung Ton Genossenschaften sich nickt 
als solche geriren, können sie keine Kapital genossenschaften bilden, 
einfach weil sie den Erfordernissen, welche der Gesetzgeber für 
solche angeordnet hat, und anordnen musHtc, zu genügen ausser 
Stande sind. Anstatt daher ¥om Gesetzgeber die Entbindung tod. 
diesen ganz nnerlässlichen Bedingungen zu verlangen, müssen die 
Genossenschaften im Gegentheil an sich selbst die Forderung stellen» 
dieselben in erfüllen. Mit dnem Worte: wollen sie statt der per* 
sGnMcbea die blosse Kapitalhaft, so mflssen sie sich aus Ptnanal- 
zu wirklichen ^aptYa/genossenschaften umbilden, alle Elemente 
der letztern in sich vereinigen, unter Wahrung aUer der Garantieent 
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welche das Qesetz, besonders hinsichtlicli des als Haftobjekt an 

die Stelle der persönlichen Verantwortlichkeit tretenden Grund- 
kapitals, erfordert. 

Umwaadlimg der Personal- in KapitalgenoBsensehaflen. 

Bass diese ümirandlong freilieh nicht Ton Hans mfiglieh ist» 
dass erst nach mehijährigen gfinstigem Geschäftsgänge eine Per- 
^ sonalgenossensehaft dahin gelangen kann, den Stamm ihrer Mit- 
glieder durch Kapitalansammlung in die Lage zu versetzen, sich 
mit dem erforderlichen Einsatz bei dem Zusammenscbiessen des 
Grundkapitals zu betheiligen, und auch sonst die nothwendigeii 
Garantteen zu bieten, haben wir bereits gesagt (Seite 50, 51). 
Ist man aber soweit gediehen, so Iftsst sich die Umwandlung ohne 
grosse Schwierigketten ToM^en. Denn erstens existirt in den 
Gesch&ftsantheflen der Hitglieder bereits ein der Disposition der 
Einzelnen während der Mitgliedschaft entzogenes Kapital, womit 
schon ylel gewonnen ist. Sodann hat aber überhaupt der Ge- 
schäftsgang bei den Genossenschaften denselben Zuschnitt, wie bei 
AktieugedellschafLen, sowohl was die Leitung der Gesellscliafts- 
angelegenheiten durch Vorstände und Beamte, wie die Betheiligung 
der Mitglieder dabei mittelst der Generalversammlungen anlangt. 
Die inneren Verhältnisse der Genossenschaft werden demnach durch 
die Umwandlung kaum berfihrt, indem die Mitglieder sich vor- 
IftDgst in denselben gesch&fUichen Formen zu bewegen gewOhnt 
worden sind. Die vorznnehmenden Veränderungen werden sich 
daher zumeist nur auf diejenigen Punkte zu erstrecken haben, 
welche das Verhältniss der Genossenschaft und ihrer Mitglieder 
nach Aussen^ dritten Personen gegenüber betreffen. Und hier 
stellt sich vor Allem als nothwendig dar: 

a) ein fester, von Hans ans in sich bestimmter Satz sowohl 
för die Gesammtsnmme des Grundkapitals, wie für die 
einzelnen Antheile der Mitglieder daran, mit der Ver* 
pflichtong der letstem mr Vollzahlnng dieser Antbeile; 

b) das Verbot der Heiaudziehung derselben aus der ivasse 
der Gesellschaft während deren Dauer, so dass sie auch 
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für den Fall des Anstriti» ihrer Inliaber nur an Dritte 
ahgHreiett, aber nicht gekündigt nnd znrQckgezogen wer- 
den k((nnen 

Treten diesen Gaianiieen dann die bereits in den verschie- 
denen Cesetzen den Genossenschaften auferlegten Pflicliten hin- 
sichtlich der Veröffentlichung der Bilanz und der Liquidation hinzu, 
so sind eben diejenigen Forderungen erfüllt, welche wir als noth- 
wendig bei Zulassung der beschränkten Haft aus der Natur dieses 
Yerhfiltmsses abgeleitet haben. 

Iiegislatorisolie Aufgabe fiir Qenossensohaftea mit 
besohiänkter Haft» 

Nach alledem ergiebt sich von selbst, was der Gesetzgebung 
für Deutsehland in dieser Beziehung zu thun bleibt. Unter allen 
Umst&nden erscheint der Erlass eines Ausnahmegesetzes yerwerf- 
" lieh, wodnreb Vereine, die ihrem Wesen nach zu den FersonaL- 
genossenschaften gehören und deshalb nicht im Stande sind, die 
erforderlichen Garantieen der Kapitalhaffc zn bieten, davon ent- 
bunden werden, diese Haftart also bei ihnen ohne das nnerläss- 
liche Komplement derselben zugelassen wird. Vielmehr muss es 
auch für sie bei dem für Gesellschaften mit beschränkter Haft- 
barkeit überhaupt, denen sie sich in jeder Beziehung einzuordnen 
haben, geltenden Rechte verbleiben. Bin solches existirt aber, wir 
wiederholen es, in dmn Abschnitt des AUgem. Deutschen Handels- 
gesetsbuchs über Aktiengesellschaften für alle hierher gehörigen 
Vereinigungen kommerneller Natur, und zwar wie wir gezeigt 
haben, unter Wahrung aller von uns aufgestellten Requisite, von 
deren keinem wir unsere Genossenschaften bei ihrem Üebergange 
zur beschränkten Haft entbinden können. Nach diesem Gesetze 
haben daher auch sie sich zn konstituiren, und es kann sich daher 
lediglich hierbei noch firagen: ob und worin dasselbe etwa, nicht 
im spezidlen Interesse der bez. Genossenschaften, sondern im ge* 
mousamen Interesse aller unter dasselbe fidlenden Gesellschaften 
mit beschränkter Haft, einschliesslich der Genossenschaften, einer 
Verbesserung fähig und bedürftig sei. Und diese Frage gewinnt 



Digitized by Google 



Vstntrlfllelikeltta 4«r beiellrlnkten BAftbMiMlt. 



9t 



duieh die Ton uns bebandeltea Gesetze dne Seite, die wir nicht 
unberückBicbtigt laeeen dürfen. 

Tn denselben befinden sieb nftmlich; mit Ausnahme des Preuss. 
Norddeufiichen, die Personalgenossensch aftea ausschliesslich be- 
handelnden Gesetzes, der Englischen Industr. and Provid. societ. 
Acte und des Baiemchen Entwurfs, nebenbei auch Vorschriften, 
welche sich auf Aktiengesellschaften im Allgemeinen beziehen, 
üiid zwar wird dadorch gleichmassig, sowohl in dem Saeknteken 
mid Franzonseken Gesetze, in der Engliathen Companies-Acte, 
wie in dem O^m^eUhisek^n Entwürfe eine wesentliche Bestim- 
mung des Allgem. Denteehen Handelsgeaetzbuebs anfgeboben, oder 
doch modifizirt, was wir nicht umhin köniuii als einen entschie- 
denen Fortschritt diesen Gesetzen zum grossen Verdienst an7u- 
rechnen. Ohne an die Kegelung der mehrgedachten, unerlässiicheu, 
sachlichen Garantieen zu rühren, wird dadurch ein rein äusser- 
liches, in keiner Weise durch innere Grände gebotenes Hemmniss 
in der fireien Gestaltung solcher Gesellschaften wegger&mnt: die 
KoMe99i<m der Staatsbehörden* mi Errichtung derselben. Nimmt 
doch das Allgem. Dentsche Handelsgesetzbuch selbst eine Stellung 
zu dieser Konzession ein, welche die Tendenz auf Abschaffuno^ der- 
selben ziemlich deutlich erkennen lässt. Nicht nur, dass es den 
deutschen Landesgesetzgebungen die Befugniss zur Aufhebung der- 
selben vorbehält (Art 249), bekennt es sich durch Aufstellung 
TOn Nortnatwbedinguvffen im Gesetz, dtoren Vorhandensein in den 
GesellschaftsTerträgen der Richter zu prüfen hat, ehe er durch 
Eintragung in das Handelsregister der GeseUschaft die Anerken- 
nung ihrer rechttichen Existenz verleiht, za einem System, welches 
dem Konzessions Wesen direkt entgegensteht. Wirklich darf mau 
beides nur alternativ, nicht kumulativ zulassen, soll sich nicht eins 
durch das andere aufheben. Entweder stellt der Gesetzgeber die 
Bedingungen im Allgemeinen fest und unter Obhut des Hichters, 
von deren Erfollnng die Zulassung von Gestaltungen der bezüg- 
lichen Art, abhängig sein soll, wobei er alle den allgemeinen 
Verkehrsintercssen schuldigen Büd^lchten zu nehmen hat; oder 
aber man entzieht die Sache der gesetzlichen Begelung und über- 
lässt die Entscheidung in jedem einzelnen Falle dem subjektiven 
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Befinden der Verwaltnngsbebörde. Dass der letztere Weg niur gar 
zu leicht zn allerhand willkürlichen, keineswegB durch Bficknehten 

auf das Gemeinwohl gebotenen Freiheitsbeschränkungen führt, lehrt 
die Erfahrunsf, und wir werden uns schon de^^liLill* nicht dafür zu 
erklären haben. jN( h bedenklicher aber wird die Sache, wenn, 
bei einer Kumulirung beider Wege, wie sie noch jetzt bei uns 
Statt findet, Ii«' Verwaltungsbehörde über dem Gesetz und dem 
Befunde des Richters steht, und jede solche Angelegenheit zum 
Yoraus der richterlichen Prüfung entziehen und ohne auf das Yor- 
handenaein d«r geseklichen Bedingungen irgend zu achten, erledi- 
gen ftann. In der That 'ksam der Forderung der Bechtsgleichheit 
für die Staatsangehörigen in einer für ihre wirthschaftlichen Inter- 
essen so Wichtigen Materie, wie bie die Zulassung zu Gesellschaften 
der bez. Art enthält, nur durch Feststellung gleicher Bedingungen 
ifur Alle durch das Gesetz, genügt werden. Daneben noch einen 
administratiTon Konsens erfordern, hat nur in solchen Fällen einen 
Sinn, wo auasergewöhnliche Befugnisse yon den Gründern solcher 
Gesellschaften begehrt werden, welche das Öffentliche Interesse in 
erheblicher Weise in Mitleidenheit ziehen können, wie dies z. B. 
bei Kniruiig von Werthpapieren oder Geldzeichen, Anlage von 
Eiseubahuen, Kanälen nnd dergl. der Fall ist. Dass aber auch 
alsdann die Konzession immer iinr in Bezug auf den einzelnen, 
dem administrativen Befunde unterstellten Punkt gefordert wer- 
den darf, alles Andere nur von Wahrung der gesetzlichen J^oT" 
matirbedingungen abhängen muss, versteht sich von selbst. 

Die definitiTe Ordnung der B^aft als Freiheits- 
1)e801iräxikimg. 

So bleibt denn zuletzt noch ein gegen die von uns befSr- 
wortete feste Ordnung der Rechtsverhältnisse der Genossenschaften 
erhobener Haupt- £inwand übrig. Dadurch, dass den Genossen- 
schaften nicht die heüebige Wahl der Haftbasis fiherlaasen, diese 
vielmdir, der Natur ihrer Yerhindung gemäss, durch das Gesetz 
definitiv festgestellt werden soll, werde das grosse, die Gesammt- 
entwickelung wie für das iudividueile Gedeihen äo wesentliche 
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Prinzip der Freikivt Terletet, so sagt man T<m gewisser Seite. 

Wir gestehen, dass wir nicht leicht eine grössere Begriifsverwir- 
rung, als bei den Yertretem dieser Anschauunff i^efunden haben, 
Und führen auöäer dem, war< s( hoji aus den frülieieii Ai)scimititen 
dagegen entnommen werden mag, nur noch Fobjondes an. 

Wollen wir uns überhaupt in gesellschaftlichen Zuständen 
bewegen, so findet die Freiheit des Einzelnen, zn thnn und m 
lassen, was ihm beliebt, wie wir Im II. Abschnitt aiisfahrlicher 
dargethan haben, stets darin ihre Sehranke, dass dies Thun und 
Lassen die Möglichkeit gesellschaftlichen Zusammenlebens über- 
haupt nicht antasten darf. Die menschliche Gesellschaft beruht 
auf gevsissen wirthschaftlichen, rechtlichen und sittlichen Funda- 
menten, und die in ihr zugelassenen Verkehrsformen dürfen mit 
diesen allen Verkehr überhaupt bestimmenden, inneren Gesetzen 
nieht in Widerspruch stehen. Von einer Freiheit der Wahl hisk- 
aichtUeh der rechtliehen Gonsequensen solcher Verkehtsformen, die 
man so sehr betont, kann daher nur unter einer doppelten Ein- 
schrftnkung die Bede sein. Einmal ist eine Wahl in dieser Be- 
ziehung nur zwischen Dingen zulässig, die mit jenen Grundprin- 
cipien überhaupt verträglich sind. So wenig als Jemand die 
Sanktion des Gesetzes dafür beanspruchen darf, dass er überhaupt 
für eingegangene, vermögensrechtliche Verpflichtungen gar nicht 
haftbar sein will: so wenig kann er es fiör Maassregeki, welche 
die Lockerung der Haft, eine wiUkOrliche LosKysung davon b^ 
günstigen, die Becfatsverfolgung gegen ihn erschweren oder wir- 
kungslos machen. TTnd dass und wie dies durch die mangelhafte 
Fundirung der Kapitalhaft geschieht, haben wir oben nachge- 
wiesen. Andrerseits aber kann eine Freiheit der Wahl nur so 
lange gedacht werden, als die Wahl selbst nicht getrolfen ist. Die 
gesetzlichen Begeln über die Folgen einzelner Geschäftsabschlüsse, 
sowie gewisse Formen eines Geschäftsbetriebes im Ganzen liegen 
vor Jedermann offen da und es steht in unserem freien Willen, 
ob wir darauf hin uns einlassen wollen oder nicht. Ist dies aber 
geschehen, so haben wir mit mmrer Freiheit für den konkreten 
Fall abgeschlossen. Wir haben eben von der Freiheit , um a« 
binden^ Gebrauch gemacht, diese Bindung geht unmittelbar aus 
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imflerer SeLbstbestimmimg lierror, und es ist der eigne vallzogene 
Willensakt, welcher In ihr als fertige Thatsache Tor uns stefai 
So ziehen wir ans unserem eigenstoi Sein und WoUen heraus 

unablftssig, gleich der Spinne, die jE'&den, welche unser Dasein mit 

(1(111 luiüstvoU vcrschluügeüeü Gewebe des menschlichen Verkehrs 
verknüpfen. Diese Fäden gewaltsam lösen, macht einen Riss in 
das Ganze, und bringt uns mit dem Gesanuntinteresse der Gesell- 
schaft in Konflikt. Eben deshalb führt aber auch jedes solche 
Beginnen zum Buin der Freiheii Kur innerhalb der Menschen- 
gesellsehaft, das beherzige man wohl, gelangt der einzelne Mensch 
zur Freiheit. Sie allein gewahrleistet die zur physische und 
geistigen Entwickelung der Individuen, wie zum Eulturfortschritt 
unseres gesammten Geschlechts erforderlichen Bedingungen und 
Zustände. Ausserhalb ihres Kreises giebt es für uns nur Elend 
und Verkümmerung, statt des Gedeihens; nur Unterwerfung unter 
die blind waltenden Xaturmächte, anstatt deren Beherrschung. 
Dagegen hat keine Auflehnung jemals Bestand. Denn am Ende 
wirft die Gesellschaft durch die jede Individualität erdrückende 
Wucht ihrer wirthschaftlichen und Kulturinteressen ein solches 
Beginnen mit elementarer Gewalt nieder. 

Das Vtjr^tehende wird darthun, dass die von uns befüi'wortete 
Ordnung des Genossenschaftsrechtos, nicht zur Beschrankung, son- 
dern zui* Sicherung der wirthschaftlichen Freiheit führt, mdem 
sie den thatsäclilich'gegebenen Verhältnissen der betheiligten Volks- 
klassen, wie den Prinzipien des Bechts und Verkehrs gleichmässig 
Bechnung tiftgt Dagegen finden sieh gerade in den der anderen 
Bichtung angehangen Gesetzen, in Folge des Yerkennena dieser 
Grundsätze, Bestimmungen Tor, welche wir, weil sie jedes Inneren 
Grundes entbehren, mit besserem Itecht als durchaus verwerfliche 
Freiheitsbescln-änkungen zu charakterisiren haben. Ausser dem, 
was wir davon in diesem und dem vorigen Abschnitt bei den ein- 
zelnen Gesetzen und Entwürfen bereits erwähnt haben, mögen noch 
folgende Punkte hier au^ez&hlt werden: 

a) die Vorschriften des OetierreiehUchen (Art. 76) und des 
Baiemchen (Art 2.) Entwurfs, wonach die Gesellschaffcs^ 
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Tertrftge in bifflaubier Form ^ garichtlieh oder nota- 
riell — aufgenommen werden müssen. 

Wie kostspielig und zeitraubend es bei Vereinen mit so zahl- 
reichen Mitgliedern, wie die Genossenschaften, ist, dieser Vor- 
schrift zu genügen, welche sich natürlich auch auf alle Abände- 
rungen des Geselbchaftsvertrages erweckt, stellt sich leicht dar. 
Fast nie werden die Mitglieder zu einem einzigen solchen Akte 
zasammengebraeht werden können, und die einfiachste Sache wird 
oft mehrmaliger Verhandlungen bedürfen, um ihrer definlüTen 
Ordnung zugeführt zu werden. Zudem wird in Konsequenz dieser 
Bestimmung nach dem Baierisekm Entwürfe auch die Vornahme 
eines be^ylaubten Akteö bei jedem Ein- und Austritte eines Mit- 
glieder iiüthwendig sein, weil nach bekannten Rechtsgrundsätzen 
in der Kegel der Beitritt zu einem Vertrage und der Kücktritt 
davon in derselben Form zu geschehen hat, wie der Vertrags- 
abachluss selbst Diese äusserste Ueberhäufang mit dergleichen 
beglaubigten Akten hat der Outerreichuche Entwurf for den Ein- 
tritt (§ 75) durch ausdrückliche Zulassung der blos schriftlichen 
Beitrittserklärung beseitigt, und ihre Vermeidung für den Austritt 
insofern ermöglicht, als er (§ 79 Nr. 4) den Statuten überlässt, 
die Bedingungen des Ein- und Austrittes der Mitglieder zu re- 
guliren. 

Für diejenigen, welche darin eine Anomalie erblicken, dass 
auf Grund nicht beglaubigter Urkunden Eintragungen der Behör- 
den in die Öffentlichen Begister mit vollständiger Beweiskraft ge- 
schehen, bemerken wir: daas dies nach dem Handelsgesetzbuch 

bei der offenen Handelsgesellschaft^ ebenfalls Statt findet, wo 
sogar (Art. 80) der mündliche Vertragsabsclilusä zugelassen ist. 
Dagegen ist durch die in Person oder beglaubter Form durch die 
Vorstände vorzunehmende Anmeldung aller solcher zur Eintragung 
in das GenossenscbaftsregLäter bestimmter Akte bei dem Handels- 
geridit, qnd in der V^rantworiUekkeU der Vor^itands für die 
RiekHgkeit ihrer Anzeigen und Meldungen der fragliche Punkt 
im Freuss. Norddeutschen Gesetze, wie in dem Oesterrdehischen 
Entwürfe hinlänglich gewahrt. 

b) Ganz besonders verweräich eracheinen in derselben Be- 
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ziehang die Bestimmungen des im Uebrigen so umsicli- 
tigen SacJuiseken Gesetzes, wonftcli: 

L dem Ermeaaen da GerichU überlassen bleibtt 
für das Statot und dessen Abänderungen die Bemv 

kundung in heglauhter Foifn zu verlangen (§ 73); 
2. das Gericht befugt ist, den ^Vorstand zur Beru- 
fung einer Generalversammlung anzuhalten, und 
dergleichen^ zu berufen (§ 77); sowie 
dasselbe 

d. den GenoBsenscbafbent wenn diese ibre Wirksam- 
keit auf gesetzwidrige Zwecke richten, oder zah- 
iungsunfilfaig werden, durch blosses Dekret die 

juristische Persönlichkeit entziehen kann, was ihre 
Auflösung zur Folge hat (§§ 78, 30). 
Bei diesen Bestimmungen sind wir nur darüber im Unge- 
wissen, was verwerflicher ist: das Ueberlassen von Fessteliungen, 
die im Gesetz gleicbmässig fär Alle geregelt Jwerden müssen, an 
die Behörden, welche sie beliebig in jedem einzelnen Falle an- 
ordnen können; oder die Ueberiragung admmistrativer Befugnisse 
an die Geridite, welche Tollstftndig ausserhalb der Aufgabe und 
Kapazität derselben liegen. So Ul lür die EnUcheidung zu 
Punkt 1. dem Eichter nicht der mindeste Anhalt im Gesetz gege- 
ben, die Abänderung der gesetzlichen Begel vielmehr lediglich 
meiner Willkür anheimgestellt, wobei er sich nur durch Zweck- 
mässigkeitsgründe in jedem einzehien I'alle leiten lassen kann. 
Pazn die so ausserordentlich wichtige Entscheidung über die 
Existenz der Genossenschaften zu Punkt 3. ohne kontradiktorisches 
Verfahren und TJrtel, im Wege der blossen Dekretnr. Was soll 
man aber gar dazu sageu, dass dorn lüchter überlassen ist, so- 
bald es ihm zweckmässig erscheint, den Vorstand zur Berufung 
einer Generalversammlung anzuweisen, und eventuell selbst zu 
berufen! — Hat man denn nicht bedacht, welche genaue Infor- 
mation und technische Facbkenntniss in jedem einzelnen Falle 
dazu gehören, um zu beurtheilen, wann nnd über welche G^en- 
st&nde solche Versammlungen am Platze sind, und dass derglei- 
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eben doch voUstfindig aiissorlialb des lichterHdifliL Beroftkreiaea 
Ikgt? Denn Bolehe Vefsanunliisg kann doch nicht anlieranrnt wer- 
den, ohne den Zweck, die Gegenstftnde m besttmineD, fiber welche 

darin Beschluss gefasst werden soll, du dies p^eradezu sinnlos sein 
und den Beschlüssen alle rechtliche Wirkung eiitziohen würde. 
Der Richter, welcher dies unternimmt, müsste daher einmal, je 
nach der Gesöhäftsbranche der betreffenden Genossenschaft, die 
KenntmsGij» eines Bankiera oder Fabrikanten oder Eaufinanns n. a. 
besitzeD, am ein ürtheil in solchen Bingen zu haben, nnd sodann 
auch Ton der Gescbftftelage jedes Vereins sich fortwährend in 
Eenntniss erhalten, nm stets zur rechten Zdt einzuseifen. Dass 
und weshalb dies mit der Stellung" des Kichters vollkommen un- 
verträglich ist, (lasä demselben vielniehr die Nöthigung des Vor- 
standes hierbei nur auf Anrufen de)' betheiligten Genossenschafter 
in dem Falle zustehen darf, wenn der Vorstand die Berufung der 
Oeneralversammlung in den im Gesetz oder im Statut eines Ver- 
«ns vorgesehenen E&Uoi versfiumt, sieht Jedermann ein. In Bezug 
hierauf findet sieh abffl- in dem Sadtnachm Gesetze seihst (g. 24) 
dem Freutf. Norddeutschen Gesetze (§§. 31, 66) imd OeeterreicM^ 
sehen Entwürfe (§§. HO, 141) übereinstimmend die Verpflichtung 
des Vorstandes ausgesprochen: dass auf einen mit Angabe des 
Zweckes und der Gründe versehenen schriftlichen Antrag des 
10. Theiles der Mitglieder (ein Verhältniss welches im Statut auch 
anders bestimmt werden daif) der Vorstand verpflichtet ist, eine 
Generalversammlung anzuberaumen. Wenn er dies versftumt, so 
wird er nach dem Pteuss, Norddeuteehen Gesetze und Oesterreieki'- 
echem Entwürfe vom Elchter dazu angehalten. IGßerauf musste 
sicli auch das SäcIiHÜchc Gesetz beschiauken, und die Initiative 
in solchen innern geschäftlichen Angelegenheiten denen überlassen, 
welchen sie allein zukommt, den betheiligten Geschäftsinhabern, 
nicht aber den Kichter in eine Verantwortlichkeit dadurch hin- 
eindrängen, dass man ihm Massnahmen von Amtswegen zuweist, 
, die Alles eher als seines Amtes sind. 

Mit dieser Verwahrung unseres Standpunktes schliessen wir 
diese Blätter. Die wahre Freiheit beruht stets auf bewusster An- 
erkennung der In den Dingen liegenden Nothwendigkeiten , der 
innern Gesetzlichkeit nlles Seins, Niemals wird dieselbe dadurch 

Schul >e, OenoM0D«cban»g£*eU. ? 
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geschftdigt, daas man sich dem fttgt, flondern dadurch« dass man 
dBg^fn anlcSmpft Demi um den hieraus fiiessenden lllQssstftnden 
ahzuhelfen, sieht man sich, im Mangel jedes innern saehlichen 
Haltes, zu allerlei ftnsserliehen Mitteln gedrängt, und greift, um 

der Xol.iiiveüdigkeit auszuweicheri, zur Willkür, so dass man am 
Ende, statt Abhülfe zu schaffen, das Uebel verstärkt. Die deut- 
schen Genossenschaften haben in einem langjährigen Kampfe for 
ihre gegetzliche Existenz gegen willkürliche Zumuthnngen aller 
Art reichliehe Proben davon erlebt: Sie werden, das vertrauen 
ivir, den gewonnenen Boden zu behaupten wissen. 
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IV. 

■ 

Anhang. 

Die im I. Abschnitt angeführten Gesetze und 
Verordnungen enthaltend« 

1. 

C^eaetz für den Xorddeutsciien Bund 

betreffend 

die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthschaft»- 
Genossenschaften. Vom 4. Juli 1868. 

(BaodMS«MttM«tt Hr. £4, & 416.) 

Wilhelm Ton Gottes Gnaden KOnig Ton Prenaaen etc* verordnen 
im Kamen des Norddeoieehen Bundes, nacli erfolgter Zustimmung des 
BHndesrathes und des Beiclistages, fUr das ganze Gebiet des Bandes^ 
was folgt: 

Abaehnttt L 
Von Erriolitnngr der GenoSBOnsöhaften. 

§. 1. Gesellschaften von nicht geschlossener Mitgliederzahl, welche 

die Förderung' des Kredits, des Erwerbes oder der Wirthschaft ihrer 
Mitglieder mittels gemeiiiscliaftlichen Geschäftsbetriebes bezwecken (Ge- 
nossenschaften), namentlich : 

1) Voiscluiss- und Kreditvereine, 

2) Koli Stoff- und Magazinvereine, 

3) Vereine zur Anfertigung von Gegenständen und zum Verkauf 
der gefertigten Gegenstände auf gemeinschaftliche Rechnung 
(ProduktiTgenossenschaften), 

?♦ 
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4) Yereiae zum gomeiDschaftlicben Einkauf von Lebensbedürf- 
nissen im Grossen und Äblass in kleineren Partien an ihre 
Mitglieder (KontnaiYereine), 

5) Vereine snr Herstellnng von Wohnnngen fBr ihre Mitglieder, 
erwerben die im gegenw&rlagen Oeeetse beselclineten Bechte einer 
„eingetragenen OenosBenectaaft'* nnter den nachstehend angegebenen 
Bedingungen. 

g. 2. Znr Qrflndnag der Geneesenschaft bedarf ee: 
1) der schriftlichen Abfisssnng des GesellschaftsTertrages (Sta- 
tuts); 

3) der Annahme einer gemeinschafUiehen Finna. 
Die ilrma der Qenoflsenschaft muss Tora Oegenatande der Unter- 
nehmung entlehnt sein nnd die snsfttsllche Bezeichnung „eingetragene 
Genossenschaft" enthalten. 

Der Name von Mitgliedern (Genossenschaftern) oder anderen Per- 
sonen darf iu die i'inaa nicht aufgenommen \verdeii. Jede neue Firma 
muss sicli von allen an demselben Orte oder in derselben Gemeinde 
bereits bestehenden Firmen eingetragener Genossenschaften deutlich 
unterscheiden. 

Zum Beitritt der einzelnen Genossenschafter genügt die schriftliche 
Erklärung. 

§, 3. Der Gesellschaftsvertrag muss enthalten: 

1) die Firma und den Sitz der Genossenschaft; 

2) den Gegenstand des Unternehmens; 

3) die Zeitdauer der Genossenschaft, im Falle dieselbe auf eine 
bestimmte Zeit beschränkt sein soll; 

4) die Bedingungen des Ein- und Austritts der Genossenschafter; 

5) den Betrag*) der Geschäftsantheile der einzelnen 0enossen« 
schafter und die Art der Bildung dieser Antiietle; 

6) die Omndsätze, nach welchen die Bilanz aufzunehmen nnd 
der Gewinn zu berechnen ist, nnd die Art nnd Weise« wie die 
Frfifung der Bilanz erfolgt; 

7) die Art der Wahl und Zusammensetzung des Yorstandes und 
die Formen ihr die Legitimation der Mi%lieder des Yorstandes 
nnd der Stellvertreter derselben; 

6) die Form, in welcher die Zusammenbemfung der Genossen* 
schafter gsschieht; 



*) Im offiziellen Text des Gesetzes steht irrthümlich „Beitrag". 
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9) die Bediugungen de« Stimmrechts der Oenoemisehalter und 
die Form, in weldier dasselbe ansgeHU wird; 

10) die Gegenstände, Aber welche nicht schon durch einfache Stim- 
menmehrheit der auf Zosammenberufong erschienenen Ge- 
nossenschafter, s iidcni nur darch eino grössere Stimmen- 
mcliilicit oder nach anderen Erfordernissen Beschluss. gefasst 
werden kann; 

11) die Form, in welcher die von der Genossenschaft ausgehenden 
Bekanntmaclnmg'en erfolgen, sowie die öffentlichen Blätter, in 
welche dieselben aufzunehmen sind; 

12) die Bestimmung, dass alle Genossensrhafter fTir die Verbind- 
lichkeiten der Genossenschaft solidarisch nnd mit ihrem ganzen 
Vermögen haften. 

§. 4. Der Qesellschaftsvertrag muss hei dem Handelsgerichte, in 
dessen Bezirk die Genossenschaft ihren Sitz hat, nebst dem Mitglieder^ 
Verzeichnisse durch den Vorstand eingereicht, vom Gerichte in das 
Genossenschaftsregister, welches, wo ein Handelsregister existirt, einen 
Theil Ton diesem bildet, eingetragen nnd im Ansinge yeröffeDtlicht 
werden. 

Der Ansang mnss enthalten: 

1) das Datnm des Gesellsehaftsvertrages; 

2) die Firma und den Sita der Genosseiiaehaft; 
S) den Gegenstand dee üntemehmens; 

4) die Zeitdauer der Genossenschaft, im Fall dieselbe auf ein« 
bestimmte Zeit beschrftnkt sein soll; 

5) die Kamen und den Wohnort der seltigen Yorstandsmitgliederi 

6) die Fem, in weleher die Ton der Genossenschaft ausgehenden 
Bekanntmachnngen erfolgen, sowie die öffentlichen BUtter, in 
welche dieselben anzunehmen sind. 

Zugleich ist bekannt zu machen, dass das Yerzeichniss der Ge- 
nossenschafter jeder Zeit bei dem Handelsgerichte eingesehen werden 
könne. 

Ist in dem Gesellschaftsvertrage eine Form bestimmt, in welcher 
der Vorstand seine Willenserklärungen kund giebt und für die Ge- 
nossenschaft zeichnet, so ist auch diese Bestimmung zu veröffentlichen. 

§. 5. Vor erfolgter Eintragung in das Genusseiischaftsrogijiter 
hat die Genossenschaft die Hechte einer eingetragenen Genossenschaft 
nicht. 

§. 6. Jede Abinderang des GesellschaftsTertrages mass schriftlich 
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erfolgen und dem Handelsgerichte unter üeberreichung sweicr Ab« 
schriflen des Genossenschafts-Beschliisses angemeldet werden. 

Mit dem AbiadeningsbescbliiBae wird in gleicher Weise wie mit 
dem urspranglichen Vertrage Terfkhten. Eine YerGifentUehnng dessel- 
ben findet nur insoweit statt» als sich dadurch die in den früheren Be- 
kanntmachungen enthaltenen Punkte findem. 

Der Beschlnss hat keine rechtliche Wirkung, beror derselbe bei 
dem Handelsgerichte p in dessen Bezirk die Ghmossenschalt ihren Sita 
hat, in das Qenoesenschaftsregister eingetragen worden ist. 

g. 7. Bei jedem Handelsgerichte, in dessen Bezirk die Genossen- 
schaft eine Zweigniederlassung hat, muss diese Behufs der Eintragung 
in das Genossenschafts-Begister angemeldet weiden, und ist dabei Alles 
zu beobachten, was die §§. 4. bis 6. für das Hauptgeschäft yorschreiben. 

§. 8. Das Genossenschaftsregister ist üffentlich, und gelten hierbei 
die im Allgemeinen Doutscben Haiidelsgesetzbucli in Bezug auf das 
Handelsregister gegebeneu Bestimmungen. 

Abschnitt n. 

Von den Beohtsrerhaltnissen, der Q^enossensohafter unter ein- 
ander, sowie den Beähtaverliaitalasen derselben und der 
Genoasensdhaft gegen Dritte. 

§. 9. Das Hechtsverhältniss der Genossenschafter unter einander 
richtet sich zunächst nach dem Goscllschaftsvertrage. Letzterer darf 
Ton den Bestimmungen der nachfolgenden Paragraphen nur in den- 
jenigen Punkten abweichen, bei welchen dies ausdrücklich für zulässig 
erklftrt ist 

In Ermangelung einer anderen Bestimmung des Gesells^afta- 
Tertrages wird der Gewinn unter die Genossenschafter nach HOhe Ton 
deren Geschäftsantheilen vertheilt, ebenso der Verlust, soweit diese 
Antheile zusammen zu dessen Deckung ausreichen, wogegen ein nach 
ErschOpfiing des GenoasenschaftSTermögens noch zu deckender Beet 
gleichmassig nach Köpfen tou sSmmtlichen Genossenschaftern aulge* 
bracht wird. 

Genossenschafter, welche auf ihre Geschfifksantheile die ihnen 
statutenmassig obliegende Einzahlungen geleistet haben, können Ton 

anderen Grenossenschaftern nicht ans dem Grunde, weil letztere auf 

iiiiä Antlitiile mehr öiugezaklt liabtiii, iui Wegö deä KückgriSs in An- 
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sprach geoommen werden, eofem nicht der CtoseUschaftefertnig ein 
Anderes festsebi 

§. 10. Die Beehte, welche den Genosgenscbaftem in Angelegen- 
heiten der Genossenschaft» insbesondere in Beriehnng anf die JPOhrung 
der Gesch&fte, die Einsicht nnd Prflfong der Bflans nnd die Bestim- 
mnng der QewinnTeitheilnng anstehen, werden Ton der Gesammtheit 
der Genossenschafter in der Generalversammlung ansgefibi 

Jeder Genossenschafter hat hierbei Eine Stimme, wenn nicht der 
Gesellschaftsvertrag ein anderes festsetzt. 

§. 11. Die eingetrafjene Genossensclialt kann unter ihrer Firma 
Bechte erwerben und Verbindlichkeiten eingelien, Kigentlium und andre 
dingliche Reclita an Grundstücken erwerben, vor Geriebt klagen und 
verklagt wri dcn. 

Ihr ordentlicher Gerichtsstand ist bei dem Gerichte, in dessen Be- 
zirk sie ihren Sitz bat. 

Genossenschaften gelttu als Kanfleute im Sinne des Allgemeinen 
Deutschen Handelsgesetzbuches, soweit dieses Gesetz keine abweichen- 
den Vorschriften enthält. 

§. 12. Insoweit die Genossenschaftsgläubiger aus dem Genossen- 
schaftsvermögen nicht befriedigt werden können, haften ihnen alle 
Genossenscliaftcr, ohne dass diesen die Einrede der Theilang zusteht, 
für die Ausfälle solidarisch und mit ihrem ganzen Vermögen. Diese 
Solidarhaft kann von einem Genoesenachaftsglinbiger nnr geltend ge- 
macht werden, wenn im Nie des Konkurses die Toranssetinngen des 
§. 61. vorliegen, oder wenn die ErMfiinng des Eonknrsss nicht erfol- 
gen kann* 

Wer in eine bestehende Genossenschaft eintritt» haftet gleich den 
anderen Genossenschaftern für alle von der Genossenschaft aneh vor 
seinsm Eintritte eingegangenen Terbindlichkeiten. 

Ein entgegenstehender Vertrag ist gegen Dritte ohne rechtliche 
Wirkung. 

Die einer Genoesensehaft beigetretenen Frauenspersonen können in 
Betreif der dadurch eingegangenen Verpflichtungen auf die in den einzel- 
nen Staaten geltenden Kechtswohlthaten der Frauen sich nicht berufen. 

§. 13. Die Privatgläubiger eines Genossenschafters sind nicht be- 
lügt, dio zuüi Gonossenschaftsvermögen gehörigen Sachen, Forderungen 
oder Kechte, oder einen Antheil an denselben zum Behufe ihrer Be- 
friedigung oder Sicherstellung iu Auspruch zu nehmen. Gegenstand 
der Ezekutioni des Arrestes oder der Beschlagnahme kann für sie nur 
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tojenige sein, was der Oenossonaeliaftor selbst an Zinseii und an 6e- 
inxmantlieüeii sa fordern berechtigt ist nnd was ibm im lUle der 
AnflOsung der Genossenschaft oder des Ansscheideas ans derselben bei 
der Anseinandersetsnng ankommt. 

§. '14. Die Bestimmnng des Torigen Paragraphen gilt aoeh in 
Betreff der Privatglftabiger, zn deren Gunsten eine Hypothek oder ein 
P&ndrecht an dem YermOgen eines Genossenschafters kraft des Gesetxes 
oder ans einem anderen Rechtsgrunde besteht. Ihre Hypothek oder ihr 
Pfandrecht erstreckt sich nicht auf die zum Genossenschaftsvermögen 
gehörigen Sachen, Forderungen und Kechte, oder aut einen Antheil an 
denselben, sondern nur auf dasjenige, was in dem letzten Satze des 
vorigen Paragraphen bezeichnet ist. 

Jedoch werden die Rechte, welche an dem von einem Genossen- 
schafter in das Vermögen der Genossenschaft eingebrachten Gegen- 
stände bereits zur Zeit des Eiuhringens bestanden, durch die vorstehen- 
den Bestimmungen nicht berührt. 

§. 15. Eine Kompensation zwischen Forderungen der Genossen- 
schaft und Privatforderungen des Genossenschaftsschuldners gegen einen 
Genossenschafter findet während der Dauer der Gen<»8enschaft weder 
ganz noch theilweise statt. Nach Auflösung der Genossenschaft ist sie 
zulässig, wenn nnd soweit die Genossenscbaftsfordernng dem Genossen- 
schafter bei der Anseinandersetanng aberwiesen ist. 

§. 16. Hat ein Privatglänbiger eines Genossenschafters nach fracht- 
los ToUstreckter Exekntion in dessen PriTatrerm^Jgen die Exekution in 
das demselben bei der demnfichstigen Anseinandersetsnng ankommende 
Guthaben erwirkt» so ist er berechtigt» die Genossenschaft mag auf be- 
'stimmte oder unbestinunte Zeit eingegangen sein, Behufs seiner Be- 
friedigung, nach Toxher von ihm geschehener Auicflndigung, das Ajib* 
scheiden jenes Genossenschafters an verlangen. 

Die Anfkflndigung muss mindestens sechs Monate vor Ablauf des 
GesehSftqahres der Genossensehaft geschehen. 

Abschnitt m. 

Vom dem Vorstande, dem. AnfstolitBratlie niid der Gtonml- 

▼argummlnny. 

§. 17. Jede Genossenschaft muss einen aus dor Zahl der Ge- 
nossenschafter zu wahlenden Vorstand haben. Sie wird durch densel- 
ben gerichtlich und aossergerichtlich vertreten. 
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Der YorBtand kann «os einem oder mehreren Mitgliedern beetelien, 
diese kQnnen besoldet oder unbesoldet emn. Ihre Stellnng ist in jeder 
Zeit widerraflich , nnbescbadet der EntsehftdigongsaneprQehe ans be- 
stehenden YertrSgen. 

§. 18. Die jeweiligen Hitglieder des Vorstandes mlissen- alsbald 
nach ihrer Bestellung sur Eintragang in das Qenossenschaftsregister 
angemeldet werden. Die Anmeldung ist durch den Vorstand unter 
Beifügung seiner Legitimation entweder in Person au. bewirken, oder 
in beglaubigter Form einzureichen. Zugleich haben die Mitglieder des 
Vorstandes ihre Unterschrift vor dem Handelsgerichte zu zeichnen oder 
die Zeichnung,' ebenfallB in beglaubigter Form einzureichen, 

§. 19, Der Vorstand hat in der durch diu Gesellscbaftsvertrag 
bestimmten Form seine Willenserklärung kund zu geben und für die 
Genossenschaft zu zeichnen. Ist nichts darüber bestimmt, so ist die 
Zeichnung durch sümmtliche Mitglieder des Vdrstdudes erforderlich. 
Die Zeichnung geschieht iu der Weise, dass die Zeichnenden zu der 
Firma der Genossenschaft oder zu der Benennung des Vorstandes ihre 
Unterschrift hiuzufügen, 

§. 20. Die Genossenschaft wird durch die Tom Vorstande in ihrem 
!Namen geschlossenen Rechtsgeschäfte berechtigt und yerpflichtet. Es 
ist gleichgültig, ob das Geschäft ausdrücklich im Namen der Genossen- 
schaft geschlossen worden ist, oder ob die Umst&nde ergeben, dass es 
nach dem Willen der Kontrahenten Iftr die Genossenschaft geschlossen 
werden soUte. 

Die Belbgniss des Vorstandes aar Vertretung der Genossenschaft 
erstreckt sieb auch auf diejenigen Geschäfte und Bechtshandlungen, 
ftr welche nach den Gesetaen eme SpetialroUmacht erforderlich ist 
Zur Legitimation des Vorstandes bei allen, das Hypoth^nbnch be- 
treffenden Geschäften und Anträgen genagt em Attest des Handels- 
gerichts, dass die darin zu bezeichnenden Personen als Mitglieder des 
Vj^rstandea in das Genossensdiaftsregister eingetragen sind. 

8. 21. Der Vorstand ist der Genossenschaft gegenüber Terpflich- 
tet, die Beechrfinkungen einzuhalten, welche in dem Gesellschafta- 
vertrage oder durch Beschlüsse der Generalversammlung für den Um- 
fang seiner Befugniss, die Genossenschaft zu vertrot'^n, f- sti^^esetzt sind. 
Gegen dritte Personen hat jedoch eine Beschränkung deb Vorstandes, 
die Genossenschaft zu vertreten, keine rechtliche Wirkung. Dies gilt 
insbesondere für den Fall , dass die Vertretung sich nur auf gewisse 
Arien von Geschäften erstrecken oder nur unter gewissen Umstanden 
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oder für eine pre^use Zeit, oder an einzelnen Orten stattfinden soll, 
oder dass die Zustimmnng der Generalversammlung*, eines Aufsichts- 
raihes oder eines andern Organe der Genoasenschafter für einzelne Ge- 
sch&fte erfordert isi 

§. 22. Eide Namens der GenoasenBcIiaft werden dnreh den Tor- 
stand geleistet. 

23. Jede ganze oder tbeilweise Aendemng im Personal des 
Torstandes mnss von dem ganz oder tbeilweise ementen Vorstände 
gemelnsehaftlicii in Person oder in beglanbigter Form dem Handels- 
gerichte znr Eintragung in das Genossenschaltsregister und Öffentlichen 
Bekanntmachung angemeldet nnd dabei wogen Einreichnng der Legiti- 
mation und Zeichnung seitens der-nen Eintretenden das in %, 18. Ver- 
ordnete beobachtet werden. 

Dasselbe gilt fbr den Fall, dass interimistische StellTertreter eines 
oder mehrerer Vorstands!iiitji:lieder gewählt werden. 

Dritten rersonou kaim die Aeuderung nur insofern entgegengesetzt 
werden, als in BetrefT dieser Aenderuug die in Artikel 46 des Allge- 
meinen Deutscben Handelsgesetzbuches in BetrefT des Krlöschens der 
Prokura bezeidmeten Voraussetzungen Torhanden sind. 

§, 24. Zur Beluiiidigung von Vorladungen und anderen Zustellun- 
gen an die Genossenschaft genügt es, wenn dieselbe an ein Mitglied 
des Vorstandes, welches zu zeichnen oder mitzuzeichnen befugt ist, 
geschieht. 

§. 25. Der Vorstand ist gebunden, dem Handelsgerichte am Schlosse 
jedes Quartals über den £intritt und Austiitt von Genossenschaftern 
schriftlich Anzeige zu machen und alljährlich im Monat Januar ein 
vollständiges, alphabetisch geordnetes Verzeichnias der Genossenschafter 
einzureichen. 

Das Handelsgericht berichtigt nnd Terrollständigt danach die Liste 
der Genossenschafter, 

§. 26. Der Vorstand ist verpflichtet, Sorge zn tragen , dass die 
erforderlichen Bflcher der Genossenschaft geführt werden. Er mnss 
spätestens in den ersten sechs Monaten jedes Geschäftsjahres eine 
Bilanz des verflossenen Geschäftsjahres, die Zahl der seit der voijähri- 
gen Bekanntmachung aufgenommenen oder ausgeschiedenen, sowie die 
Zahl der zur Zeit der Genossenschaft angehangen Genossenschafter 
TerOffmtlichen. 

§. 27. Mitglieder des Vorstandes, welche in dieser ihrer Eigen- 
schaft ausser den Grenzen ihres Auftrages oder den Vorschriften dieses 
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Qegetses oder des QesellachaflsTertrages en^egen handeln, haften per- 
sönlich Qiid solidarisch für den dadurch entstandenen Schaden. 

Sie haben, wenn ihre Handlungen auf andere, als die in dem 
gcgenw&rtigen Qesetxe ($. 1.) erwähnten geschäftlichen Zwecke gerichtet 
und, oder wenn sie in der Generalyersammlung die Erörtemng von 
Anträgen gestatten oder picht hindern, welche auf Öffentliche An- 
gelegenheiten gerichtet smd, deien Erörterung unter die Landesgesetze 
Über das Yersammlungs- nnd Vereinsrecht fiUlt, eine Ctoldbnsse bis zn 
200 Thalem verwirkt 

g. 28. Der QeseUschaftsTertrag kann dem Torstande einen Anf- 
Sichtsrath (Verwaltung'srath, Ausschuss) an die Seite setzen, welcher 
Ton den Genossonsch altem aus ihrer Alitto, jedoch mit Ausschluss der 
Vorstandsmitg-lieder, g-ewählt wird. 

Ist ein Aufsichtsratli bostellt, so überwacht derselbe die Geschäfts- 
führung der Genossenschaft in allen Zweigen der Verwaltung. Er 
kann sich von dem Gange der Angelpfenheiten der Genossenschaft 
unterrichten, die Bücher uud Schriften derselben jederzeit einseben, den 
Bestand der Genossenschafiskasse untersuchen und Generalversamm- 
lungen berufen. Er kann, sobald es ilim nothwendig erscheint, Vor- 
standsmitglieder und Beaqite vorläufig, und zwar Iis zur Entscheidung ^ 
der demnächst zu berufenden Generalversammlung, von ihren Befug- 
nissen entbinden und wegen einstweiliger Fortführung der Geschäfte 
die nöthigen Anstalten treffen. 

Er hat die Jahresrechnungen, die Bilanzen und die Yoi schlage 
zur Gewinnvertheilung zu prüfen und darüber al^ährlich der General- 
versammlung Bericht zn erstatten. 

Er hat eine Genendversainmlung zu berufen, wenn dies im Inter- 
esse der Genossenschaft erforderlich ist. 

§. 29. Der Aufsichtsrath ist ermächtigt, gegen die Vorstands- 
mitglieder die Prozesse zu führen, welche die Generalversammlung be- 
schliesst, und die Genossenschaft bei Abschliessung von Verträgen mit 
dem Vorstande zu yertreten. Wegen der Form der Legitimationsf ühmng 
hat der Gesellschaftsvertrag das Erforderliche zn bestimmen. 

Wenn die Genossenschaft gegen dieUitgUeder des Anfsichtsratfaes' 
einen Frozess zn führen hat, so wird sie durch Bevollmächtigte ver- 
treten, welche in der Generalversammlung gewählt werden. Jeder Ge- 
nossenschafter ist befugt, als lutervenient in einen solchen Prozess auf 
seine Kosten einzutreten. 

§. 30. Der Betrieb von Geschäften der Genosseuschaft, sowie die 
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Yertretong d«r Oenossensi^aft in Beaehimg anf diese GeBchfiftefthniiig» 
kann auch sonstigen BeToIlmftclitigien oder Beamten der Genossen- 
Bcbaft zugewiesen werden. In diesem Falle bestimmt sich die Befug- 
niss derselben nach der ihnen ertheilten Tollmacht, sie erstreckt sieh 
im Zweifel anf alle Bechtshandlongen, welche die Ansf&hmng derarti- 
ger Gesebftfte gew<)hn1ieh mit sidi bringt. , 

§. 31. Die Generalversammlung der Genossenschafter wird 
durch den Vorstand berufen, soweit nicht nach dem Gesollschafts- 
vertrage oder diesem Gesetze auch andere Personen dazu befugt sind. 

Eine Generalversammlung der Genossenschafter ist ausser den im 
Gesellscliaftsvertrage ausdrücklich bestimmten Fällen zu berufen, wenn 
dies im Interesse der Genossenschaft erforderlich erscheint. 

Die (jeneralversammlung muss sofort berufen werden, wenn min- 
destens der zehnte Theil der Genossenschafter in einer von ihnen zu 
unterzeichnenden Eingabe an den Vorstand unter Anführung dos 
Zweckes und der Gründe darauf anträgt. Ist in dem GesellschaftsTOr- 
trage das Becht der Berufung einer GeneralTersammlung einem grösse- 
ren oder geringerem Theile der Genossenschafter beigelegt, so hat es 
hierbei sein Bewenden. 

§. 32. Die Berufung der Generalversammlung hat in der dnrch 
den GeseUschaftsvertrag bestimmten Weise zo erfolgen. 

Der Zweck der Generalversammlnng muss jedenelt bei der Be- 
rnfong bekannt gemacht werden. Ueber Gegenstfinde, deren Yerhand- 
Inng nicht in dieser Weise angekflndigt ist, können BeschI4sse nicht 
gefasst werden; jedoch sind*) die Beschlflsse über Leitung der Yer* 
sammlnng» sowie über Antrfige anf Berufnng einer ansserordentliohen 
Generalversamralnng ansgenommen. 

Znr Stellung von Anträgen nnd m Verhandlnngen ohne Besehlnss- 
fiusnng bedarf es der Ankündigung nicht. 

§. 33. Der Vorstand ist znr Beobachtung und Ansführnng aller 
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und der in Gemisshdt des- 
selben von der Generalversammlung gfiltig gefassten Beschlüsse ver^ 
pflichtet und dafür der Genossenschaft verantwortlich. 

Die Beschlüsse der Generalversammlung sind in ein Protokollbuch 
einzutragen, dessen Einsicht jedem Genossenschafter und der Staats- 
behörde gestattet werden muss. 



*) Im officiellen Text des Gesetses fehlt das Wort „sind.** 
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Ateobaitt IV. 

Von der Auflösung der Genossenschaft und dem Ausaolieiden 

einzelner Grenossensoliafter. 

§. 34. Die Genossenschafl wird anfgeltai: 

1) dürch Ablaaf der im Oesellschaftsvertrage bestimmten Zeit; 

2) durch einen Beschluss der Genossenschaft; 

3) durch Eröffnung des Kunkurses (Küllinieats). 

§. 35. Wenn eine .Genossenschaft sich g esetzwidriger Handlungen 
oder Unterlassungen schuldig macht, dnrch welche das Gemeinwohl 
gefährdet wird, oder wenn sie andere, als die im gegenwärtigen Ge- 
setze (§. 1.) bezeichneten geschäftlichen Zwecke verfolR-t. po kann sie 
aufgelöst werden, ohne dass desshalb ein AuBpruch auf Entschädigung^ 
stattandet. 

Die Auflösung kann in'diesem Falle nur durch gerichtliches Er- 
kenntniss auf Betreiben der höheren Yerwaltangsbehörde erfolgen. Als 
das zuständige Gericht ist dasjenige anzusehen, bei welchem ' die Ge- 
nossenschaft ihren ordentlichen Gerichtsstand hat. 

Das Erkenntniss ist von dem Kostftiidigen Gerichie demjenigen 
Gerichte, welches das GenossenschallBregister ffihrt^ snr Ebtragang 
und Yeröffentlichiuig nach §. 36. mitzuiheilen. 

§. 36. Die AnflOsang der Genossensehaft mnss, wenn sie nicht 
eine Folge des erOffineten Eontaines ist, durch den Vorstand sat Ein- 
tragung in das Genossensehaftsregisier angemeldet werden; sie mnss 
zn drei Terschiedeoen Kaien dnrch die ftr die Behanntmachnngen der 
Genossenschaft bestimmten Blfttter bekannt gemacht werden. 

Dnrch die Bekanntmachung mfissen die Gläubiger zugleich auf- 
gefordert werden, sich bei dem Vorstsnd der Genossenschaft zn melden. 

§. 37. Die KonknrserOffirang ist Tom Eonknrsgerichte Yon Amts- 
wegen in das Genossenschaftsregister einzutragen. Die Bekannt- 
machung der Eintragung durch eine Anzeige in dem im §. 4. Nr. 6. 
bestimmten Blättern unterbleibt. Wenn das Genossenschaftsregister 
nicht bei dem Konkursgerichte geführt wird, so ist die Konkurs- 
eröffnung von Seiten des Konkursgerichtes dem Handelsgerichte, bei 
welchen das Register geführt wird, zur Bewirkung der Eintragung 
unverzüglich anzuzeigen. 

§. 38. Jeder Genossenschafter hat das Becht, ans der Genossen- 
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Schaft anszutreteo, auch wenn der Qeeellscliaftsrertrag' anf bestimmte 
Zeit geschlossen ist. 

Ist Aber die Kflndigungsfrist tmd den Zeitpunkt des Austritts im 
GeseUsehaftsrertrage nichts festgesetstr so findet d«r Anstritt nnr mit 

dem Schlassdes Geschäftsjahres nach vorheriger, mindestens vierwGchent- 
licher Aufkündigung statt. Femer erlisclit die Mitgliedschaft durch den 
Tod, sofern der Gesellschafts vertrag keine entgegengesetzten Bestimmun- 
gen enthält. 

In jedem Falle kann die Genossenschaft einen Genossenschafter 
aus den im Gesellschaftvertrage festgesetzten Grüiu^en, sowie wegen 
des Verlustes der bürgerlichen Ehrenrechte, aussei) ll( ^;-en. 

§. 39. Die aus der Genossenschaft ausgetretenen oder ausge- 
schlossenen Genossenschafter, sowie die Erben verstorbener Genossen- 
schafter bleiben den Gläubigem der Genossenschaft für alle bis zu 
ihrem Ausscheiden von der Genossenschaft eingegangenen Verbindlich- 
keiten bis zum Ablauf der Verjährung (§. 63.) verhaftet. 

Wenn der Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt, haben sie 
an den Beserrefonds und an das sonst Torhandene Vermögen der Ge» 
nossenschaft keinen Anspruch, sind ?ielmehr nur berechtigt su Ter«» 
langen, dass ihnen ihr Geschäftsantheil, wie er sich aus den Bficheni 
ergiebtf binnen drei Monaten nach ihrem Ausscheiden au^oEahlt 
werde. 

Gegen diese Verpflichtung kann sich die Genossenschaft nur da- 
durch schfitzeni dass sie ihre Auflösung beschliesst und zur Liqui- 
dation schreitet 

Abschultt V. 
Von der LiquidatloiL der Oenoseenaoliaft. 

§. 40. Kach Auflösung der Genossenschaft ausser dem Falle des 
Konkurses erfolgt die Liiiuidation durch den Vorstand, wenn nicht 
dieselbe durch den Gesellschaftövertrag oder einen Beschluss der Ge- 
nossenschaft an andere Personen fibertragen wird. Die Bestellung der 
Liquidatoren ist jederzeit widerruflich. 

§. 41. Die Liquidatoren sind von dem Vorstände beim Handels- 
gerichte zur Eintragung in das Genossenschaftsregister an7T;melden; 
sie haben ihre Unterschrift persönlich vor dieser Behörde zu zeichnen 
oder die Zeichnungen in beglaubigter Form einzureichen. 

Bas Austreten eines Liquidators' oder das Erloschen der Vollmacht 
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einea solchen ist gleichfaUs ror Einkagung in das Genossenscballs- 
regisisr aaznmeMen. 

§. 43. Dritten Personen kann die Ernennmig Yon Liquidatoren^ 
sowio das Austreten eines Liquidators oder das ErK^schen der Voll- 
inacht eines solchen nur insofern entgegengesetzt werden, als hinsicht- 
lich dieser Thatsachen die Voraussetzungen vorlianden sind , unter 
welchen nach Artikel 25. und 46. des Allgemeinen Deutsclitiu Handels- 
gesetzbuches hinsichtlich einer Aendornnt!: der Inhaber einer Firma 
oder des Erlöschens einer Procura die Wirkung gegen Dritte eintritt. 

Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, so können sie die zur Liqui- 
dation gehörenden Handinngen mit rechtlicher "Wirkung nur in Gemein- 
schaft Tornehmen, sofern nicht aasdi&cklich bestimmt ist, dass sie 
einzeln handeln können. 

§. 43. Die Liquidatoren haben die laufenden Geschäfte zu be- 
endigen, die Verpflichtungen der aufgelösten Genoseenscbaft zu erffillen, 
die Forderungen derselben einzuziehen und das Vermögen der Genossen- 
schaft zn versilbern; sie haben die Genossenschaft gerichtlich nnd 
aassergerichtlich zu yerireten, sie können far dieselbe Vergleiche 
schliesaen nnd Compromisse eiogehen. Zar Beendigung schwebender 
Geschäfte können die Liquidatoren auch neue Geschifte eingehen. 

Die Verfiosserung unbeweglicher Sachen kann durch die Liquida- 
toren^ sofern nicht der GeselUcbaftvertrag oder ein Beschlues der 
Genossenschaft anders bestimmt, nur durch Öffentliche Verstdgemng^ 
bewirkt werden. • 

f. 44. Eine Beschränkung des ümfanges der GeschäftsbeAignisse 
der Liquidatoren (§. 42) hat gegen dritte Personen keine rechtliche 
Wiikung. 

§. 45. Die Liquidatoren haben* ihre Unterschriften in der Weise 
abzugeben, das.? sie der bisherigen, nuinnehr als Liquidations-Firma 
zu bezeichnenden Firma ihren Namen beifügen. 

§. 46. Die Liquidatoren haben der Genossenschaft gegenüber bei 
der Geschäftsführuiigr den von der Generalversammlung gefassten Be- 
schlüssen Folge zu g-ebeii, Avidrii^enfalls sie der Genossenschaft für den 
durch ihr Zuwiderhandelu erwachseueu Schaden persönlich und solida- 
risch haften. 

§. 47. Die bei Auflösung der Genossenschaft vorhandenen und 
die während der Liquidation eingehenden Gelder werden wie folgt j/^ 
verwendet : 

a) es werden zunächst die Gläubiger der Genossenschaft je nach 
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der FSlÜgkeit ihrer Fordemngen befUedigt und die inr 
Deckung noch nicht füliger Forderung nOihigen Summen zu- 
rückbehalten; 

b) m den aledann verbleibenden ITeberschfieeen werden die 
GesohSftsantheile an die Genoesenechafter zurfickgezabli 
Beicht der Bestand lor voilstftndigen Deckung nicht aus, so 
erfolgt die VertheUung desselben nach Yerhältoiss der H9he 
der eioielnen Guthaben, wenn der GesellsdiafUTertri^ nicht 
anders bestimmt; 

c) aus dem nach Deckang der Schulden der Genossenschaft, 
sowie der Geschäftsantlieilo der Genossenschafter (§. 39.) 
noch vtjibleibcuden Bestand wird zunächst der Gewinn des 
letzten Eechnungsjahres an die Genossenschafter nach den 
Bestimmungen des Go5?pllsohaftsvertrag'es E^ezahlt. Die "Ver- 
theUung weiterer Ueberschüsse imler die Genosäenschafter er- 
folgt in Ermangelung anderer Yertragsbestimmungen nach 
Köpfen. 

§. 48, Die Liquidatoren haben sofort beim Beginn der Liquidation 
eine Bilanz aufzustellen. Ergiebt diese oder eine spätere aufgestellte 
Bilanz, dass das Vermögen der Genossenschaft (einschliesslich des Re- 
servefonds und der Qeachäftsantheile der Genossenschafter zur Deckung 
der Schulden der Genossenschaft nicht hinreicht, so haben die Liqui« 
datoren bei eigener Verantwortlichkeit sofort eine General- Versammlang 
, zu berufen und hierauf, sofern nicht Genossenschafter binnen acht Tagen 
nach der abgehaltenen Generalversammlung den zur Deckung des Aus- 
falles erforderlichen Betrag haar einzahlen, bei dem Handesgerichte 
die ErIJfihung des Konkurses (FUliments) Uber das Vermögen der Ge- 
nossenschaft zu beantragen. 

§. 49. Ungeachtet der Auflösung der Genossenschaft kommen bis 
zur Beendigung der Liquidation im üebrigen in Bezug auf die Bechts- 
verhUtnisse der bisherigen Genossenschafter nnteränander, sowie zu 
dritten Personen, die Vorschriften des zweiten und dritten Abschnitts 
dieses Gesetzes zur Anwendung, soweit sich ans den Bestimmungen 
des gegenwärtigen Abschnitts und aus dem Wesen der Liquidation 
nicht ein anderes ergiebt. 

Der Gerichtsstand, welchen die GenosseuscbaiL zur Zeit ihrer 
Auflösung hatte, bleibt bis zur Beendigung der Liquidation für dio 
aufgelöste Genossenschaft bestehen. Zustellungen au die Genossen- 
schaft geschehen mit rechtlicher Wirkung an einen der Liquidatoren. 
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f. 50. Nach Beendigung der Liquidation werden die Bacher und 
Schriften der aufgelösten Ctenoesensehaft einem der geweeenen Ge* 
noseenscbafter oder einem Dritten in Verwahrung gegeben. Der Ge- 
nossenschafter oder der Dritte wird in Ennangelung einer gütigen 
TTebereinkonft durch das Handelsgericht bestimmt. 

Die Genossenschafter und deren Bechtsnacbfiolger behalten das 
Recht anf Einsicht tind Benutznng der Bücher und Papiere. 

§. bi. üeber das Verm'>gen der Genossenschaft wird auch ausser 
dem Falle des §. 48. der Konkurs (Falliment) eröffnet, sobald sie ihre 
Zahlungen vor oder nach ihrer Auflosung eingesteiit bat. Das Verfahren 
dabei bestimmen die La ?desgesetze 

Die Verpflichtung zur Anzeige der Zahlungrseinstellung iiegt dem 
Vorstände der Genossenschaft und, wenn die Zaliiungseinstellang nach 
Auflösung der Genossenschaft eintritt, den Liquidatoren derselben ob. 

Die Genossenschaft wird durch den Vorstand beziehungsweise die 
Liquidatoren vertreten. Dieselben sind persönlich zu erscheinen und 
Auskunft zu crtheilen in allen Fällen Terpflicbtet, in welchen dies fOr 
den Gemeinschuldner selbst vorgeschrieben ist. Dieselben sind berech« 
tigt, gegen jede angemeldete Forderung, unabhängig von dem Vertreter 
(Kurator, Verwalter) der Konkursmasse Widerspruch, zu erheben. Dieser 
Widerspruch hfilt die Feststellung der Forderung im Konlraise und 
ihre Befriedigung aus der Konkursmssse nicht aut Ein Zwangs- 
Akkord (Konkordat) findet nicht statt 

Der Konkurs (Falliment) Aber das GenossenschallsTennögen sieht 
den Konkurs (Falliment) Uber das Privatrermögen der einseinen Ge- 
nossenschafter nicht nach sich. 

Der Beschlnss Uber EMffnung des Konkurses (re^. dieErfcUmng 
des Falliments) hat die Kamen der solidarisch verhafteten Genossen- 
achafter nicht zu erhalten. Sobald der Konkurs (Falliment) beendigt 
ist, sind die GUabiger berechtigt, wegen des Ausfalles an ihren For^ 
Gerungen, jedoch nur» wenn solche bei dem Konkursverfdiren (FalH- 
nent) angemeldet und Terifizirt sind, dnschliesslich Zinsen und Kosten, 
die einzelnen, ihnen solidarisch haftenden Genossenschafter in Anspruch 
zu iiülimen. 

Die Genossenschafter können, wenn sie wegen solcher Ausfälle 
verklagt worden, nur gegen solche Forderungen Einwendungen machen, 
bei welchen der oben erwähnte Widerspruch (Absatz 3 ) von dem J 
Vorstande, beziehungsweise den Liquidatoren vor der Verificatiou er- 
hoben ist. 

Scbnlae, QeDOM*B»d»fttgeMU. Q 
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§, 52. Nachdem das Konkursverfahren (Falliment) so weit ge- 
diehen ist, dass der Schlufisvertheilungsplan feststeht, liegt dem. 
A'^orstande oh, eine Berechnang (Vertheilungsplan) anzufertigen, ans 
\7elcher sich ergiebt, wie viel jeder GoDOSsenscbafter zur Befriedigung 
der Gläubiger wegen der im Konkare erlittenen Ausfälle beizutragen, 
habe. 

Wird die Zahlung der Beiträge Terweigert oder verzögert^ ao isfe 
der Yertheilnngsplan Ton dem Vorstände dem Eonkorsgericht mit dem 
Antrage einzureichen: den Tertheiluiigsplan für vollstreckbar zu er- 
klären. Dem Antrag ist eine Abscbrilt oder ein Abdruck des Gesellschafta- 
yertrages und ein .Yerzeichniss der Ausfälle der Gläubiger, sowie der 
nach dem Plane zu einem Beitrage verpflichteten Genossenschafter 
beizafQgen. 

f. 63. Bevor das Gericht Uber den Antrag Beschluss fasst» sind 
die Genossenschafter mit ihren etwanigen Erinnerungen gegen den 
Plan in einem Termin zu hOren. Mit Abhaltung des Termins wird, 

wenn das Eonkursgericht ein EoUegialgericht ist« ein Hitglied des 

letzteren (Eichterkommissar) beauftragt. Bei der Vorladung der Ge- 
nossenschafter ist eine Miitheilung des Planes nicht erforderlich ; es 

genü^^t, dass derselbe drei Tu^^e vor dem Teruiiiie zur Einsicht der 
Geuussenschafter bei dem Gericlite offen liegt, und dass dies denselben 
hei der Vorladung angezeigt wird. Von dem Termine ist auch der 
Vorstand in Ivenntiiiss za setzen. Die nochmalige Vorladung eines 
Betheiligten, welcher in dem Termine niclit ersclieiat, ist nicht erfor- 
derlich. Werden ErinnerQiigcn erhoben, so ist das betreffende Saeh- 
nnd Kechlsverliiiltniss in dem Termine thuiiiichst insoweit aufzuklaren, 
ak zur vorhiufigen Beortheliung der Erheblichkeit der Eriunerungea 
erforderlich ist. 

§. 54. Nach Abschluss dos im §. 53. bezeichneten Verfahrens 
unterzieht das Gericht auf Grundlage der beigebrachten Scliriftstiklie 
und der von dem Richter aufgenommenen Verhandlungen den Verthei- 
lungsplan einer nähereu Prüfung, berichtigt den Plan , soT\eit ni^thig, 
und erlässt hierauf den Beschlass, durch welchen derselbe für voll- 
streckbar erklärt wird. Das Gericht kann vor Abfassung des Beschlusses 
von dem Vorstände jede nähere Aufklärung und die Beibringung der 
in dem Besitze derselben befindliehen, zur Erledigung von Zweifeln 
dienenden TTrkunden fordern. 

Im Gebiete des Bheinischen Bechts wird der Beschluss in der 
Bathakammer auf den Vortrag eines Berichterstatters gefassi 
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Gegen den BescMiu» ist ein Bechismittel nielii ralfleeig. 

§. 65. Eine Ausfertigung des Planes, sowie des BescUnsses, 
dnfdi welchen derselbe fttr ToUstreckbsr erklärt ist» wird dem TorsUnde 
Aiigetbeili 

Die Urschrift oder eine zweite Ansfertigting ist bei dem Gerichte 
ZDr Einsicht der Genossenschafter offen sn legen; sämmtliche Genos* 
senschafter sind hiervon in Kenntniss zu setzen. 

Der Vorstand ist beftagt und im Falle der Weigemng oder Zöge» 
rung verpflichtet, die Beiträge, welche nach dem ftlr vollstreckbar er- 
klärten Yertheilungsplano von den einzelnen Genossenschaftern zu 
zahlen sind, im Wege der Exekution beitreiben zu lassen. 

§. 56. Jeder Genossenschafter ist befugt, dm Vertheilnngsplan 
im Wege der Klage anzufechten; die Klage ist gegen die übrigen bo- 
theiligteu Genossenschafter zu richten; diese werden in dem Prozesse 
von dem Vorstände vertreten. Für die Klage ist das Gericht zustän- 
dig, bei welcheai die Genossenschaft ihren allgemeinen Gerichtsstand 
hatte (§. 11.) Durch die Anstellung der Klage and die Einleitung des 
Prozesses "wird die Kxecntion nicht gehemmt. 

§. 57. Ist die Exekution gegen einzelne Genossenschafter frucht- 
los, 60 hat der Vorstand den dadurcli entstehenden Ausfall in einem 
anzufertigenden neuen Plane unter die \.brigen Genossenschafter zu 
Tortheilen. Das weitere Verfahren bestimmt sich nach den Vorschriften 
der §§. 52-.56. 

§. 58. Der Vorstand ist zur Erhebung der von den Genossen- 
sehaftem zn entrichtenden Beiträge berechtigt nnd znr bestimmnngs- 
mässigen Yerwendnng derselben yerpflichtet, 

§. 59. Wenn das Vermögen der Genossenschaft znr Beftiedignng 
der Olänbiger sich als nnznreichend erweist, ohne dass die BrOffnnng 
des Konkarses erfolgen kann (§. 1%), so fommen in Ansehung der 
Binziehnhg der znr Decknng der Ausfalle erforderlichen Betrage die 
Bestimmungen der §J. 52—58. in entsprechender Weise mit der Hase- 
gabe znr Anwendung» dass an Stelle des Eonknrsgerichis das Gericht 
tritt, bei welchemdieGenossensehaftifaren allgemeinen Gerichtsstand hatte. 
* §. 60. Wenn der Vorstand die ihm nach den §§. 52—59, oblie- 
genden Yerpilichtangen zu erfDlIen ansser Stande ist oder deren Er- 
fflllung versäumt, so kann das Gericht auf den Antrag eines bethei- 
ligten Genossenschafters einen oder mehrerer Genossenschafter oder 
auch andere Personen mit den Verrichtuiigeu des Vorstandes beauf- 
tragen. 

8* 
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§. 61. Sind an die Stelle des Yoratandes Liquidatoren getreten, 
80 gelten die JBesttmmmigen der §§ 52-60., insoweit sie den Vorstand 
betreffen, fftr die Liquidatoren. 

§. 62. Durch das in den §§. 52—61. angeordnete Verfahren wird 
an dem Bechte der GenossenscbaltsgUnbiger, wegen der an ihren For- 
derungen erlittenen Änsfillle die Genossenschafter solidarisch in An- 
Spruch zu nehnen nichts geändert. 

Abschnitt VI. 

Von der Verjährung der Klagen gegen die C^nossenschafter. 

§. 63. Die Klagen gegen einen Genossenschafter aus Ansprüchen 
gegen die Genossenschaft TeijShren in swei Jahren nach AufliSsung der 
Genossenschaft oder nach seinem Ausscheiden oder seiner Ausschlies- 
sung aus derselben, sofern nicht nach Beschaffenheit der Forderung 

eine kürzere Verjälinnigsfii^st gesetzlich eintritt. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die Auflösung 
der Genossenschaft in das Genossenschaftsregister eingetragen oder 
das Ausscheiden, beziehungsweise die Ausscliliessung des Genosseu- 
schafters dein Handelsgerichte angezeigt ist. Wird die Forderung erst 
nach diesem Zeitpunkte fällig, so beginnt die Verjährnng mit dem 
Zeitpunkte der Fälligkeit. Bei kündbaren Forderungen tritt die Kün- 
digungsfrist der Verjährungsfrist hinzu. 

Ist noch ungetiieiltes Genossen schaftsTermOgen vorhanden, so kann 
dem Gl&ubiger die zweijährige Yeijährung nicht entgegengesetzt wer- 
den, sofern er seine Befriedigung nur ans dem Genossensehaftsver^ 
mögen sucht 

§. 64. Die TerjfUirnng an Gunsten eines aosgeschiedenen oder 
ausgeschlossenen Genossenschafters wird nicht durch Bechtsbahdlungen 
gegen einen anderen Genossenschafter, wohl aber durch Bechtshand- 
Inngen gegen die fortbestehende Genossenscbalt unterbrochen. 

Die Yeijfihmng an Gunsten eines bei der Auflösung der Genossen- 
schaft zn derselben gehörigen Genossenschafters wird nicht durch 
Bachtshandlnngen gegen einen anderen Genossenschafter, wohl aber 
durch Bedbtshandlnngen gegen die Liquidatoren, beziehungsweise 
gegen die Konkursmasse unterbrochen. 

f. 65» Die Ver}fihrung läuft auch gegen Hinderjährige und be- 
Tomottdete Personen, sowie gegen juristische Personen, denen gesets- 
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lieh die Beeilte der Vinderjährigeit zustehen, ohne Zidasenng der 
Wiedereinsetzung^ in den vorigen Stand, jedoeh mii Torbehalt des Se^ 

grosses gegen die Vormöader und Verwalter. 

Sohlnsshestimmtuigen. 

*J. 66. Das Handelsgericht hat den Vorstand der Genossenschaft, 
heziehnngsweise die Liquidatoren, vta Befolgung der in den §§. 4. 6. 
18. 23. 25. 26. Absatz 2. §. 81. Absatz 3. §. 83. Absatz 2. §§. 36. 41. 

48. 52—59. 61. enthaltenen Vorschriften von Amtswegen dnich Ord- 
nungsstrafen anzuhalten. 

Das hierbei zu befolgende ^ eifahreii ist ron den Reg'ierungen der 
einzelnen Bundesstaaten in den nach §. 72. zu erlassenden Ausführungs- 
Verordnungen zu bestimmen. 

§. 67. Unrichtigiveiten in den nach den Vorschriften des gegen- 
wfirtiiren Gesetzes dem Vor<;fande obiieyirenden Änzeig^en oder sonstig'en 
amtliilien Angaben werden gegen die Vorstandsmitglieder mit Goid- 
bnsse bis zu 20 Ktlilr. j^'-eandet. 

§. 68. Durch die im 67. enthaltene Bestimmnng Mird die An- 
wendung härterer Strafen nicht ausgeschlossen, wenn dieselben nach 
sonstigen Oesetzen durch die Handlung begrflndet werden. 

§. 69. Die Eintragung in das Oenossenschafteregister erfolgt 
kostenfrei. 

§. 70. Wo dieses Oesetz von dem Handelsgerichte spricht, tritt 
in Ermangelung eines besonderen Handelsgerichts das ordentliche Oo* 
rieht an dessen Stelle. 

§. 71. In dem TermOgensstando einer schon bestehenden Ge- 
nossenschaft wird durch deren Eintragung in das Oenossenschafls- 
register nichts geändert 

Auf nicht eingetragene Oenossenschaften kommen die Bestimmun- 
gen dieses Oesetzes nicht zur Anwendung. 

§. 72. Die näheren Beatimmungen Behufe AnsfAhning dieses Ge- 
setzes werden Ton den Begierungen der einzelnen Bundesstaaten im 
Yerordnungswege erlassen. 

§. 73. Das gegenwärtige Oesetz tritt mit dem 1. Januar 1869 in Kraft. 

Urkundlich unter unserer Hösteingenbändigen Unterschrift und 
beigednicktem Bundcs-InsiegeL 

Gegeben Schloss Babelsberg, den 4. Juli 1868 

(L. S.) Wilhelm. 

Or. T. Bismarck-8chönhan8«tt. 
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2. 

Das Sachsisehe Geieti, 

die 

juristisclieii Personen beiareffend. Vom 15. Juni 1868. 

Wir Johann, von Gottes Gnaden König von Sachsen etc. haben 
über juristische Personen im Anschlüsse an §§. 52. fg. des bürgerlichen 
Gesetzbuchs nähere BestininiLiH^ zu treffen beschlossen und verordnen 
desshalb, mit Zustimmung Unserer getreuen Stände wie folgt: 

§. 1. Gegenwärtiges Gesetz leidet Anwendung auf alle juristisclieu 
Personen mit Ausnalime der dem öffentliclicn Rechte uiiL^ehürigen oder 
durch hesocdere Gesetze bereits gL're.trelten juristisclu^n rcrsuiien, z. B. 
Gemeindon, Kreis und Provinzialstände, Berggewerkscl.aften, Innnungen 
Unterstützungskassen, hinsichtlich deren eine gesetzliche Pflicht zu 
Beisteuern besteht, f ftr solche bleiben die darauf bezüglichen beson- 
deren Vorschriften maassgebend. 

Inwieweit gegenwärtiges Gesetz auf HandelsaktiengeselUcbafken 
anzuwenden ist, wird, im §. bb. bestimmt. 

§. 2. Die sogenannten Ältgemeinden können , unbeschadet des 
Bechtes ihrer Hitglieder, nnter den gesetzlichen Voranssetznngen auf 
Theilnng der gemeinschaftlichen Grundstficke anzutragen, über Ver- 
waltung nnd Verftttsserong des gemeinschafUicben Vermögens nach 
8* 65. des bürgerlichen Gresetzbuchs Beschluss fhssen, 

I. Von juristisclien Personen im Allgemeinen. 

§. 3. Jede juristische Person muss einen bestimmt bezeichneten 
Zweck haben. 

f. 4. Juristische Personen haben ihren ordentlichen Gerichtsstand 
an dem Orte, an weichen sich der Sitz ihrer Verwaltung befindet. 

%. 5. Ob ein PersonenTerein, eine Anstalt oder VennOgensmasse 
gegenwäi-tig bereits die juristische Persönlichkeit besitze, ist in jedem 
einzelnen lUle na^h den bisher geltend gewesenen Grundsätzen zu 
henrtheilen. « 

§. 6. Von Beginn der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes 
an erfolgt die nach §. b'2 des bürgerlichen Gesetzbuchs erforderliche 
Staatsauerkenuung folgenüermaaäsen : 
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a) für Stiftungen und Anstalten, welche zu dauernden kirchlichen 
mildthätigen oder gemeinuüizig'en Zwecken selbstständig er- 
richtet sind, genügt hierzu die Genehmig ang der Stiftung 
oder Anstalt und ibros Zweckes durch die kompetente Ver- 
waltungsbehörde. 

Stiftungen und Anstalten oder Vermögensmassen, welche 
anderen Zwecken dienen, bedürfen der ausdrücklichen Anerken- 
nung als jnristische Personen seitens der g-edachten Behörde. 

b) Personeuvereine (Genossenschaften) erlangen die juristische 
Persönlichkeit durch den Eintrag in das §. 70. Torgeschiie- 
bone Genossenschaftsregister. 

§. 7. Werden für juristische Personen Ausnahmen Ton bestehenden 
Gesetzen in Anspruch genommen, so bedarf es hierzu der Genehmi- 
gung des kompetenten IMinisteriums. Nach deren ErtheiluDg sind 
solche Ausnahmen im Gesetz- und Verorduungsblatte bekannt zu macbeil* 

§. 8. Die Vertretung und Verwaltung Ton Stiftungen ist, wenn 
bei deren Begründung darttber keine Bestimmung getroffen worden ist, 
von der Behörde, welcher die Genehmigung oder Anerkennung zusteht» 
zu regeln. 

§. 9. Juiistiscbe Personen der §. 6. unter a gedachten Art kennen 
soweit dies überhaupt statthaft ist, nur durch eine Yerftgong der 
competenten Verwaltungsbehörde erlöschen. 

n. Von GenosseDschaften iDsbesondere. 
A. Allgemeine Qmndaätze. 

%, 10. Personenrereine, welche die Rechte einer juristischen Per- 
son erlangen wollen (Genossenschaften) mftssen ein schriftlicfaes Statut 
errichten. 

§. 11. Das Statut muss aussprechen, dass die Genossenschaft 
juristische Persönlichkeit haben soll, auch insbesondere angeben: 

1. Jcü Xamen (oder die Pinna), unter welchem dio Genossenschaft 
die Rechte der juristischen Person ausüben will, 

2. einen im Inlande gelegenen Sitz derselben, 

3. den Zweck der Genossenschaft, 

4. die Bedingungen für die Aufnahme und für das freiwillige 
Ausscheiden oder die Ausschliessung der Mitglieder, 

5. die Dauer der Vereinigang, dafern eine solche im Voraus 
festgesetzt ist. 
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6. Bestimmung- daröber, ob und welche Geldleistungen die Mit» 
glieder f&r den Zweck der Genossenschaft fibernehnien, ins- 
beflondero ob die Yerpfllcbtang- m dei;pleichen Leistongen 
(Haftpflicht) im Voraus ihrem Umfange nach bestimmt (be- 
schrfinkt), oder nach dem Bedarfe bemessen (nnbescbrftnkt) 
sein soll, 

7* Bestinunong darüber, ob der Vorstand ans einer oder 
mehreren Personen bestehen soll und wie er zn bestellen sei» 

8. die der Beschlussfassnng aller Mitglieder vorbebaltenen Ge* 
gonstände und die Art der Beschlnssfsssnng selbst, insoweit 
solche Ton der Vorschrift im §. 55. des bflrgerlichen Gesetz- 
bnchs abweichen soll, 

9. die Art der Zusammenbemfung der Mitg-liodor, soweit eine 
sclclic stattfindet, und das denselben in dcrf,'leiclieu Versamm- 
lungen oder sonst zukommende Stiiumrecht. 

10. die Art , in welcher die in dem Statute vorgeschriebeneu 
Bekanntmaclinngen zu erfolgen haben, und in Fällen, wo 
die Bekanntmachung durch öfleDtliche Blätter geschehen soll, 
die Ang-abe der letzteren, 

11. bei Erwerbsgesellschaften die Vorschriften über Aufstellung 
und Prnfnng der jährlichen Bilanz, Berechnung: und Verthei- 
lung des Gewinns, ingleichen über die Verwendung, be/iehend- 
lich Vertheilung des Vermögens im Falle der Auflösung, so- 
weit hierQber nicht das Gesetz bereits Bestimmungen enthält 
(§. 25. Abs. 1., §§. 34, 45 und 46). 

Die Mitglieder der Genossenschaft sind als solche nur der 
Letzteren, nicht Dritten gegeuuber yerpflichtet. Soll aber von 
denselben änsser ihrer Haftpflicht gegen die Genossenschaft 
(Nr. 6 oben) anch noch eine Verbindlichkeit zn direkter Haf- 
tnng gegen die Glinbiger der Genossenschaft übernommen 
werden, so muss das Statut anch die nOthigen Bestimmungen 
tber Umfang und Daner der Haftpflidit, sowie Aber die Vor- 
anssetanngen ihres Eintritts enthalten. 
$. 12. Der Name der Genossenschaft (§. 11.» Nr. 1.) darf nicht 
Namen einzelner Personen enthalten, anch nicht zn Verwechselnngen 
mit andern Genossenschaften oder Anstalten oder mit bestehenden 
Handelsfirmen Vemniassnng geben. 

g. 18. Der gemeinsame Zweck kann, soweit das Statut nicht 
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^was Anderes bestimmt, nur durch Uebereinstimmong aller Mitglieder 
geändert werden. 

§. 14.' Darch das Stakit kann aacb eine von den gesetsUehen 
Yorsebriften abweichende. Form fftr die Legitimation der Geuossen- 
scbaftsvertr^ter Torgescbrieben werden, ohne dass es dasn der §. 7. 
gedachten Gettebmigung* bedarf. 

§. 15. För Verbindlichkeiten, welche vor Zusammentritt der Ge- 
nossenschaft oder vor Erlangunjir der jnristischeu Persönlichkeit für 
dieselbe in deren Namen von einzelnen l'ersoncu eingegangen worden 
sind, haben diese Personen, wenn nicht nnter den Betheiligten etwas 
Anderes bestimmt worden, so lange als Selbütschuldner nnd Gesaujmi- 
schuldner zu haften, bis die Geuo^^euscbaft, als jaristische Person, die 
Haftung übernommen hat. 

§. 16. Das Statut ist in gohöriir vollzogenem Originale bei dem 
Gerichte (§. 4.) einznreichen und dort mindestens eine beglaubigte Ab- 
schrift zu Jedermanns Einsicht niederzulegen. 

Das Gleiche gilt vou aUen Abänderungen des Statats. 

Ebenso hat jede Genossensebafb die Personen ilircr Yorstandsmit- 
glieder und die bei denselben vorkommenden Veränderangen nnter 
Beifügung der erforderlichen Legitimationen beidem Gerichte anzuzeigen. 

Genossenschaften, deren Zweck in gewerbmüssiger Betreibung von 
Handelsgeschäften besteht, haben die Kiederlegnng ihres Statuts und 
die vorerwähnte Anzeige bei dem Handelsgerichte zu bewerkstelligen. 

§. 17. Die Vertbeilung eines Hehreren als des reinen Gewinns 
nnter die Hitglieder ist nicht gestattet. 

Zinsen von bestimmter Höhe dflrfen (hr dieselben wegen der von 
ihnen gemachten Einlagen weder bedungen, noch ausgezahlt werden 
(vergl. aber %, 47.) 

§. 18. Die Genossenscbaft wird darch ihren Torstand sowohl ge- 
gen die einzelnen Hitglieder, als gegen Dritte gerichtlich nnd ausser* 
gorichtlich Tortreten. 

Von dem Vorstände werden anch die der Genossenschaft obliegen- 
den Eide geleistet. 

Die Besteliuiig des Vorstands ist jederzeit widerruflich, unbeschadet 
der Entschiidigungsverbindlichkeiten aus bestehenden Verträgen. 

Die Handlungen der dem Gerichte angezeigten oder nach §. 14. 
legitimirten Vorstandsmitglieder bleiben gültig und fflr die Genossen- 
schaft verbindlich, wenn sie auch später etwa die Ungültigkeit ihrer 
Wahl ergeben sollte. 
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§. 19« Qenossenschftften könDen eine in den Personen des Vor- 
stands Torgekommene VerSnderunsr einem Dritten nur dann entgegen- 
setsen, wenn dieselbe in das Genossenschaftsregister eingetragen (?gl. 
fig. 16 nnd 71) nnd bei Oenossenscbaften, welche die Legitimation 
ihres Vorstandes durch Bekanntmachung in öffentlichen Blättern be- 
wirken (§. 11., Kr. 10.), flberdiess die Offentliehe Bekanntmachung 
Statuten massig erfolgt oder dem Dritten bei Abschluss des Geschäfts 
die Aeiideruti^' bekannt gewesen ist. Ist die Acnderung eingetragen 
und beziehondlich üffontlich bekannt gemacht worden, so mnss jeder 
Dritte dieselbe gegen sich gelten lassen, sofern nicht durcii die Um- 
stände die Annahme begründet ist, dass er die Aendenmg bei Ab- 
schluss df's Geschäfts weder gekannt habe, noch habe können müssen. 

§. 20- Der Vorstand ist der Genossenschaft gegenüber verpflichtet, 
die ihoi durch das Statut oder durch Beschlüsse der Genossenschaft 
auferlegten Beschränkungen einzuhalten. 

Gegen dritte Personen liabeu jedoch dergleichen Beschränkungen 
keine rechtliche Wirkung. Dies gilt insbesondere für den Fall, dass 
die Vertretung sich nur auf gewisse Geschäfte oder Arten von Ge- 
schäften erstrecken, oder nur unter gewissen Umständen oder für eine ge- 
wisse Zeit oder an einzelnen Orten stattfinden soll, oder dass die Zu- 
stimmung der QeneralTersammlnng, eines Verwaltangsraths , eines 
Anfsichtsraths oder eines anderen Organs, der Genossenschaft fftr ein 
seine Gesch&fte erfordert isi 

g. 21. Wenn der Vorstand aus mehreren Mitgliedern besteht, so 
ist zu bindenden Erklärnngen fQr die Genossenschaft, insoweit das 
Statut nicht etwas Anderes bestimmt, die Zustimmung sämmtUcher 
Mitglieder erforderlich. 

Zur gültigen BehSndigung an die Genossenschaft genügt die Be- 
hSadigung an ein Vorstandsmitglied. 

8. 23. Der Vorstand beruft und leitet die nach dem Statute 
stattfindenden Versammlungen der Mitglieder, soweit nicht statutarisch 
oder nach den Gesetzen noch andere Personen dazu ermächtigt sind. 

Eine solche Versammlung muss auch dann zusammenberufen wer- 
den, wenn der zehnte Theil der Mitglieder; oder bei Aktiengesellschaften 
ein oder mehrere Mitglieder, welche mindestens den zehnten Theil des 
Gesellschaftskapital vertreten, darauf antragen. Das Statut kann diese 
Quote erhöhen und verringern, oder auch die Berufung einer General- 
versammlung auf Antrag einer bestimmten Zahl von Mitgliedern Tor- 
sckreiben. 
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§. S8. Die Oegenstände, Über welche m aber Yersammlnng 
aämmflicher Hi<iglieder (GeDeralTersammlang) BeecUnss gefiusi werden 
soll» Bind — insofern nicht das Statut hierunter besondere Beschrftn* 
knngen enihfllt » bei der Zusammeuberufuug der Mitglieder mit an- 
iQzeigen. Jedenfidls mnss dies geschehen, wenn es sich um Aende- 
mng des Statuts, Auflösniig der Genossenschaft oder Beschlürae der 
§. 53. gedachten Art handelt. Ohne diese Anzeige kann ein gültiger 
Beschluss iiiclit gefasst werden. 

Auf blos formelle Beschlüsse, wie die Wahl von begutachtenden 
Ausschüssen, die Einberufung 'einer aosserordentlichen Versammlung, 
ingleichen auf Heschlüsse über Gegenstände, welche nach den Statuten 
von dem Vorsiando oder anderen Genossensclialtsorganen erledigt wer- 
den können, leidet obige Yorsclirift keine Anwendung. 

§. 24. In Genossenscliaflcii, bei welchen das Stimmrecht der Mit- 
glieder nicht gleich, sondern nach Verhältniss ihres Einschusses zum 
Gesellschaftskapital oder nach der Hohe ihrer Versicherung u. s. w. 
verschieden ist, wird die §. 55. des bürgerlichen Gesetzbuchs zu Fas- 
sung gültiger ßcsclilüsse erforderte Hälfte nicht nach der Kopfzahl, 
sondern nach dem Gcsellschaftskapitale u. s. w. berechnet. 

§. 25. Der Vorstand hat Sorge sn tragen, dass über alle Be- 
schlösse der g. 11.^ Nr. 8., gedachten Art» sowie des Vorstandes selbst, 
dafem Letzterer ans mehreren Personen besteht, wahrhdtsgetrene 
Niederschriften aufgenommen, auch .die snr Ueberslcht der Vermögens- 
lage der Genossenschaft erforderlichen Bflcher geftthrt werden. Er 
muBS spätestens in den ersten sechs^Monaten jedes Geschäftsjahrs die 
Bechnung des verflossenen Jahres vorlegen, doch kann ^ese Frist 
statutarisch auf ein Jahr verlängert werden. 

Die f^T die Genossenschaft geführten Bücher genügen den Ifit- 
gliedern gegenüber zum Beweise einer der Genossenschaft obliegenden 
Yerbindlichkelt, und die in Generalversamminngen aufgenommenen Pro- 
tokolle haben, wenn sie von dem die Verhandlung leitoiden VorsitKeu- 
den und mindestens zwei anderen , bei den Beschlüssen mitwirkenden 
Personen nach dem Vorlesen unterschrieben sind, gegen die Genossen- 
schaftsmitglieder volle Beweiskraft. 

Sämmtlicbe Niederschriften und Bücher sind während zehu Jahren, 
vom Tage der Aufnahme, beziehendlich des letzten darin geschehenen 
Eintrags an gerechnet, aufzubewahren. Dasselbe gilt in Betreff der 
Geschfiftsbriefe, Inventuren und Bilanzen. 

§. 26. Sobald sich die Unfähigkeit einer Genossenschaft ihre 
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Scbaldvertiindlicbkateii gaiiE tu eriilllen, ergiebt, irt dem Gerichte 
Tom Vorstände Anseige davoii sn maeben, ancb jede Zahlung zu unter* 
lassen. 

§. 37. Der Vorstand bat darflber zu wachen, dass der statatariscbe 
Zweck nicht flberschritten wird, nnd ist, wenn gesetzwidrige Zwecke 
verfolgt oder ohne die §. 72, Abs. 2 erforderte Genehmigung: öffent- 
liche Angelegenheiten znm Gegenstande der Berathung oder Beschlnsa- 
fassung gemacht werden, mit einer Geldbnsse bis zn zweihundert Tha- 
leru zu belegen. 

Die Unterlassung der §. 26 vorgpschriebeneii Anzeip^e zieht Gc- 
faiigaissstrafe bis zu drei Monaten nach sich. Ueborstt-igt die Gefüng- 
nissstrufe nicht die Dauer von sechs Wochen, so kann statt derselben 
auf Gühlstrafen bis 7Ai einhundert Thaleru erkannt werden. 

Jede Unterlassung anderer, dem Vorstande im gegenwärtigen 
Gesetze vorgeschriebenen Anzcig^en ist, ebenso vvie jede falsche Anzeige, 
ausser der etwa verwirkten Kriminalstrafe, mit einer Geldbusse bis zu 
zwanzig Thalem zu ahnden. 

Diese sammtliclieu Strafen sind von dem Gerichte zuzuerkennen. 

Uebrigens werden, so oft der Vorstand gegen die Gesetze oder 
gegen das Statut handelt, dessen Mitglieder dadurch, soweit nicht ein- 
zelne derselben den Beweis fähren, dass ihnen dabei keine Yerschul- 
dnng zur Last fällt, als Gesammtschuldner Terpflichtot. 

§. 28. Ist nach dem Statut ein Organ znr Ueberwachang des 
Vorstauda oder der Genossenschaftsverwaltong fiberbanpt (Aufsichts- 
rath, Ansschnss eic) bestellt, so kann derselbe sich von dem Gange 
der Angelegenheiten der Gesellschaft nnterrichten, die Bücher nnd 
Schriften derselben jederzeit einsehen und den Bestand der Geseilschafts« 
kasse untersuchen. Ihm steht nicht nur gleich dem Vorstände das 
ßecht zu Berufung der Generalversammlung und zu Ernennung des 
Vorsitzenden in Letzterer zu, sondern es ist dieses Anfsichtsorgan auch 
ermächtigt, die Genossenschaft gegen den Vorstand gerichtlich und 
anssergerichtlich zu vertreten, erforderlichen Falles den Letzteren bis 
zur Entst^eidung der Genossenschaft (§. 11, Kr. 8) zu suspendiren 
und wegen einstweiliger Besorgung seiner Gesch&fte das Nöthige zu 
verfügen. 

Hinsichtlich der Verantwortlichkeit der Aufsichtsorgaiic lindot die 
Bestimmung im §. 27, Abs. 5 Auwendung. 

§. 29. Die juristische PersOulicbl^eit einer Genossenschaft erlischt 
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auch dinn» wenn slmmiliebe Mitglieder ansgeediieden sind, 
g. 80. Die Aiifl<}saiig toh Oenoesenecbaftm findet etatt: 

a) nieh Ablauf der im Statute bestimmten Zmt (%. 11, Nr. 5), 

b) wenn die Genononeehaft dieselbe beeebliesst, 

e) wenn des Beeht der jnristiscben Perstaliebkeit erlescben ist 

%, 81. Jede Auflösung ist sofort dem g. 16 gedaebten Geriebte 
amuseigen, aueb nneb erfolgtem Eintrage in das Genossenscbaftsregister 
(vergl. §.71) Ton dem Vorstände nnTerzItgUeb einmal im Amtsblatte 
des Gerichts und dreimal in der Leipziger Zeitung bekannt zn machen. 

Durch diese Bekanntmachungen f?ind zutjleich die Gläubiger auf- 
zufordern, sich bei der Genossenschall, zu molden. 

§. 32. Die aus den Büchern ersichtlichen oder in anderer Weise 
bekannten Glänbierer der Genossenschaft sind hierzu ausserdem durch 
besondere Erla&se aufzufordern. Unterlassen sie die Anmeldung, so ist 
der Betrag ihrer Forderungen gerichtlicli niederzulegen. 

Das Letzlere muss auch in Ansehung der noch schwebenden Ver- 
bindlichkeiten und streitigen Forderungen geschelien, .sofern nicht die 
Vertheilung des Genossenschafts Vermögens bis zu deren Erledigung 
ausgesetzt bleibt, oder den Gläubigem eine angemessene Sicberstellung 
gewährt wird. 

§. 33. Die Bücher und §. 25 erforderten Niederschriften der auf- 
gelösten Genossenscbaft sind an einem in Mangel eine.s Beschlusses 
der Letsteren Ton dem kompetenten Geriebte (§. 16) su bestimmenden 
sicberen Orte auf' die Daner von x^bn Jahren anfeubewabren und stebt 
den Yonnaligen Hitgliedem, sowie deren Bscbtsnacbfolgem» die Einsiebt 
derselben frei. 

%. 84. Die Terthellnng des Ctenoesensohaftsverm^^ens darf in 
keinem Falle frllber stattfinden, als nach Ablauf eines Jahres, von 
dem T^e an gerechnet, an welchem die g. 31 Torgescbriebene Be- 
kanntmachung der Auflösung zum dritten Male abgedruckt worden ist 

Im FUle der Zuwiderhandlung sind die Mitglieder des Vorstandes 
und die sonstigen Genossenschaftsorgane -nach Massgabe Ton g§. S7 
vnd 28 als Gesammtschuldner zu Erstattung der geschehenen Zahlungen 
Tcrpflicbtet. 

§. 35. Auf den Fall, wenn die Auflösung einer Genossenschaft 
mit der Eröffnung des Kunkur.ses zu ihrem Vermögen verbunden i^t, 
leiden die Vorschriften in §§. 31 bis 34 keine Anwendung. Es ist 
aber den Bestimmungen der Konkursgesetzgehung nachzugehen. 
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§. 36. Der für eine Genossenschaft begrOndeie Gerichtsstand bleibt 
fflr dieselbe aneli nach der Auflösung oder dem Erlöschen der juri- 
stischen Persönlichkeit bis sur Beendigung der Liquidation bestehen. 

Ebenso bleiben die Vertreter einer Genossenschaft, wenn nicht 
darch die Statuten oder durch einen Genossenschaftsbescbluss etwas 
Anderes bestimnit ist, berechtigt und Terpflicbtet, die zur Iiiqnidation 
erforderlichen Geschftfte lu erledigen und insoweit die bisherige juri- 
stische Person su Yertreten. Es können auch zu diesem Zwecke später 
noch Yorstandswahlen Torgenommen werden. 

Werden mit der Liquidation besondere Personen (Liquidatoren) 
beauftragt, so leiden auf sie alle auf den Torstand bezflglichen Yor- 
fichriflen Anwendung, 

§. 37. Die Yorständsmitglieder oder sonstigen Liquidatoren sind ' 
auch nach dem AnflOsnngsbeschlnsse und überhaupt während der Dauer 
der Liquidationsgeschäfte zu Eistattuiig der §. 26 vorgeschriebenen 
Anzeige gehaiten. 

§. 38. Auf Genossenschaften, welche ausschliesslich kirchliche, 
milde oder gouieinnützige Zwecke verful^^en, leiden die Vorschriften im 
§. 20, Abs. 2, §. 22, Abs. 2, §. 23, §. 25, AU. 1 und 3, §§. 32 bis 
34 keine Anwendung. Doch hat aiuli liier der Vorstand die zur Uebcr- 
sicht der Vermögenslage erl'orderiichen Bücher zu führen und für treue 
Niederschrift der §. 11, Nr. 8 gedachten Beschlü&se zu sorgen. 

B. Von den Qenossensoliaften mit beschränkter Haftpflicht. 
AA. Ten den AktteDgesellsehsflei. 

§. 39. Soll die Haftpflicht der Genossenschaftsmitglieder (§. 11, 
Nr. 6) auf Leistung bestimmter Zuschüsse sa einem im Yoraos be- 
stimmten GeschäflsK apikale beschränkt sein, so muss das Statut ausser dem 
§. 11 Bemerkten noch enthalten: 

1. die Hdhe des durch die Geldeinlagen der Hitglieder anfxn- 
bringeuden Geselbchaftsksi^itals (Aktienkapitals), 

2. die Hohe der emseinen Geldeinlagen (Aktien oder Aktien- 
anthefle), 

3. Beetimmungen darflber, ob die Urkunden Uber die Geldeinlagen 
auf die Namen der Mitglieder oder auf den Inhaber ausge- 
stellt werden sollen, und 

4 letBteren&ils die Yonchrill, dass die g. 11 , Kr. 10 gedach-; 
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ten Bekaantmacliuiigeii durch Öffentliche Bl&tter m erfolgen 

haben. 

Zu Auestellang Ton Aktien auf den Inhaber bedarf es keiner be- 
sonderen GenehmigQng der Staatsregierong. 

|. 40. Der Name dner Aktiengesellschaft mnss In der Begel von 
dem Gegenstande ihrer üntemehmnug entlehnt sein. 

§. 41. Eine Aktie ist nnr insoweit theilbar, als das Statnt dies 
ansdrficklich gestattet. Eine Aktie oder Aktienantheil darf 

a) wenn das GeseUschaflskapital die Summe Ton lOOfOOO Thlr. 
erreicht, anf keinen geringeren Betrag als 

100 Thaler, 

b) wenn das Gesellschaftskapital 25,000 Thlr. erreicht, anf keinen 
geringeren Betrag als 

25 Thaler, 

c) bei kleinerem Gesellschaftskapitale auf keiiieu geringereu Be- 
trug als 

10 Tiialor 

lauten. 

Sollen Aktien unter dem Kennwerthe ausgegeben werden, so ist 
ein darauf abzielender Bosclilu.ss vor der Ausführung zum Eintrage in 
das Genossenschaftsregi.ster anzumelden, auch in der Leipziger Zeitung 
nnd im Amtsblatte !iek;innt zu machen. 

§. 42. Ist im Statute keine besondere Form, wie die Aufforderung 
zur Einzahlung des Aktienbetrags geschehen soll, bestimmt, so geschieht 
dieselbe in der Form, in welcher die Bekanntmacbungen der Gesell- 
schaft nach dem Statute überhaupt erfolgen müssen (§. 11, Nr. 10). 

Jedoch kann, insoweit diese Bekanntmachungen nach §. 39, Nr. 4 
dnrch öffentliche Blätter stattfinden, ein Aktionär in keinem Falle 
seines Hechtes ans der Aktienzeichnnng nnd der geleisteten Theü- 
zahlungen Yerlustig erklfirt werden, wenn nicht die Aufforderung zur 
Zahlung mindestens dreimsl in den hierzu bestimmt«! Öffentlichen Blät- 
tem, das letzte Mal wenigstens vier Wochen vor dem für die Ein- 
zahlungen gesetzten Schlssstermine, bekannt gemacht worden ist, Wenn 
die Aktien auf Kamen lauten nnd ohne Einwilligung der Übrigen Ak- 
tionäre nicht Ubertragbar sind, so kann die Bekanntmachung dieser 
Aufforderungen durch besondere Erlasse an die einzelnen Aktionfire 
statt der Einrackungen in die öffentlichen Blfttter erfolgen. 

g. 43. Wenn die AkUen oder Aktienantheile auf Inhaber gestellt 
werden» so kommen fblgende GrundsAtze zur Anwendung: 
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1. Die Ausgabe der Aktien darf vor Einzahlung des ganzen No- 
minalbeirags derselbfln nicht erfolgen; ebensowenig dftrfen 
Uber die geleisteten Fartialzahlangen Promessen oder Interims- 
Scheine, welche auf Inhaber lauten, ansgestellt werden. 

2. Per Zeichner der Aktie ist fftr die Einzahlung Ton ftnfund- 
Kwanzig Prozent des Nominalbetrags der Aktie unbedingt ?er- 
haftet; TOB dieser Verpflichtung kann derselbe weder durch 
üebertragviiflr seines Anrechts auf einen Dritten sich befreien, 
noch Seitens der Gesellschalt entbunden werden; wird der 
Ztichner der Aktie wegen verzögerter Einzahlung seines An- 
rechte aus der Zeichnung Terlnstig erklirt, so bleibt er dem- 
ungeachtet zur Einzahlung Ton fDnfo&dswaDzig Prozent des 
Nominalbetrags der Aktie verpflichtet. 

3. Im SULuL kann be.stiimiit werden, dass und unter welchen 
Massgabeii nacli erfolgter Einzahl nn^r von fünfundzwanzig 
Prozent die Befreiung des Zeich-icis von der Haftung für 
weitere Einzahlungen zulfissig sei und dass im Falle der ein- 
getretenen Befreiung über die L'^oleisteten Einzahlungen Pro- 
messen oder Intorimsscheino, v i I« lio auf Inhaber lauten, aus- 
gestellt werden dürfen. Awch hierzu bedarf es keiner beson- 
deren Genehmigung der ötaatsregierung, 

§. 44. Wenn die Aktien auf Namen lauten, so können dieselben, 
insoweit nicht das Statut etwas Anderes bestimmt, beliebig und durch 
Indossament auf Andere übertragen werden. Es ist aber die Yeräusse- 
rung der Genossenschaft nachzuweisen und sodann von Letzterer im 
Aktienbnche zu bemerken. Im Verhältnisse zur Genossenschaft wer- 
den nur die im Aktienbuche als Eigenthftmer von Aktien eingetragenen 
Personen als solche angesehen. Zur Prfifnng der Legitimation ist die 
Genossenschaft bereehMgt, aber nicht Terpflichtei 

So lange der Betrag der Aktie nicht ToUständig eingezahlt ist, 
wird der Aktionär durch XTebertragung seines Anrechte auf einen An- 
deren 7on der Verbindlichkeit zur Zahlung des fiftckstandes nur dann 
befreit, wenn die Gesellchaft den neuen Erwerber an seiner Stelle an- 
nimmt und ihn der Verbindlichkeit entlfissi 

Auch in diesem Falle bleibt der austretende Aktionär auf Hohe 
des Bflckstends fttr alle bis dahin Ton der Oesellschaft eingegangenen 
Verbindlichkeiten noch auf ein Jahr, Yom Tage des Austritts an ge- 
rechnet, subsidiarisch verhaftet. 

§. 45. Die Mitglieder können den eingezahlten Betrag niemals 
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snrQekf ordern , haben vielmehr nur im Falle der AnflSsnng Ansprach 
auf einen Terhältnissmässigen Antheil des m Tertheileiiden Genossen- 
Schaftsvermögens. 

§. 46. Der nach dem Statute zur Tertheilung kommende Gewinn 
ist im Maagel anderer Bestimmung unter die Mitglieder nach Terhält- 
niss ihrer Aktien sa Yertheilen. Das Gleiche gilt fon der Yerlheiliing 
des GenossenschaftsTermOgens im Falle der Anflösnng^ 

§. 47. Von dem 1. 17 enthaltenen Verbote kann durcb das Statut 
«ine Ausnahme insofern gemacht werden, als den Mitgliedern fdr einen 
bestimmten T der Yorbereitang des Unternehmens bis su Anfang des 
▼ollen Betriebs entsprechenden Zeitraum Zinsen ihrer Einlagen von 
bestimmter Hohe zugesichert werden können« 

§. dd. Der Aktionär ist in keinem F^Ue verpflichtet^ die in gutem 
Glauben empfangenen Zinsen und DiTidenden sur&Gkzugeben. 

§. 49. Jede Aktie gewfthrt bei den §. 11, Nr. 8 gedachten Be- 
schlnssfassungen eine Stimme, wenn nicht das Statut ein Anderes 
festsetzt. 

§. 50. Erg-iebt sich aus der letzten Bilanz, dass sich das Gesell- 
scbaftskapital um die Jlälfte vermindert hat, so hiit dor Vorstand un- 
verzOglich deu Mitgliedern in einer Generalversammlung oder in der 
für deren Berufung, beziehendlich sonst zu Herbeiführung eines Be- 
schlusses aller Mitglieder (vg-I. §. 11, Nr. 8) im Statute Yorgescbriebenen 
Weise davon Anzeige zu machen. 

§. 51. Die §. 31 vorgeschriebene Bekannt mach ong hat, ausser in 
den dort gedachten Zeitungen, auch drei Mal in den nach §.39, Nr. 4 
durch das Statut bestimmten öffentlichen Blättern zu erfolgen. 

§. 52. Der Auflösung ist die Vereinigung einer Aktiengesellschaft 
mit einer anderen gleich zu achten, doch gilt für den Beschuss hier» 
Aber die Vorschrift im §. 13. 

XmUebrigen kommen hierbei folgende Bestimmungen zur Anwendung: 

1. Das Vermögen der aufzulösenden Gesellschaft ist so lange ge- 
trennt SU verwalten, bis die Befriedigung oder Sicherstellung 
ihrer Gläubiger erfolgt ist 

2. Der bisherige Gerichtsstand der Gesellschaft bMbt flr die 
Dauer der getrennten Vermögensverwaltung bestehen, dagegen 
wird die Verwaltung von der anderen Gesellschaft gefthrt. 

3. Der Vorstand der letsteren Gesellschaft ist deu Glllubigern ffir 



die Ausfflhrung der getrennten Verwaltung persönlich und 
solidarisch verantwortlich. 
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4. Di« öffeutliclip Aufforderang der Gläubiger der aiifi^flnct^n 
(resellRchaft kann unterlassen oder auf einen späteren Zeit- 
punkt verschoben werden. Jedoch ist die Vereinigung' der 
Vermögen der beiden Gesellschaften erst in dem Zeitpunkte 
znläflsig, in welchem eine Yertheilnng des Terroögens einer 
aufgelösten Aktiengesellschaft unter die Aktionäre erfolgen darf. 
§. 53. Auch eine blos theUweise Verth eil ung des Gesellschafb»- 
Termöffens unter die Mitglieder kann nur unter Beobaohtnng der §§. dl, 
Zi, 84 und 51 eatbiltenea Vorschriften stattflnden. 

§. 54. Auf Ge&oBsensehaften, welche ausschliesslich kirchliche^ 
milde oder gemetnnfttKige Zwecke Terfolgeu, leiden die Bestimaiiiiiigeii 
|§. 40 bis 44, 46, 47, 50, . 51, 53 keine Anwendang, selbst wem die 
EinschÜssM» 4er Hiti^eder im Voraus fest bestimmt sind und das Auf- 
bringen eines Torfaer bestimmten Kapitals bezwecken. 

g. 55. Zu Errichtung Ton Handels - Aktiengesellschaftsn nnd 
Handels -Kommanditgesellschaften auf Aktien bedarf es in Zukmft 
keiner staatlichen Genehmignng, wenn die von ihnen aoszngebenden 
Aktien der Vorschrift im §, 41 entsprechen. 

TJebrigens leiden anf sämmtliche Handels-Akttengesellsehaften nnd 
Handels-Kommanditgesellschaften auf Aktien die Bestimmungen im §. 7 
nnd §. öd, Abä. 2 gleichfalls Anwendung. 

BB* Voa anderen Genosseasdiaflea mit besebrlaktcr laflpüekt. 

§. 56. Boll die Haftpflicht der Genossenschaftsmitglieder (§. 11, 
Nr. 6), oluu) die Aufbringung einps bestimmten Gesellschaftskapitals 
zu liczwccken, dennoch auf die Leistung bestimmter einmaliger oder 
wiederkehrender Beiträge zu dem Gesellschaftszwecko beschränkt sein 
(wie z. B. bei den auf Gegenseitigkeit beruhenden Kapital-. Renten-, 
Kranken- oder sonstigen Yersicherungskassen), so muss das Statut die 
Hohe der Beiträge oder die f&r deren Feststellang massgebenden örund* 
Sätze enthalten. 

§. 57. Genossenschaften dieser Art, wenn sie nicht ausschliess- 
lich kirchliche, milde oder gemeinnützige Zwecke verfolgen oder von 
Anfang an anf bestimmte Personen beschränkt sind, haben die im 
Statate vorgeiMMebenen Bekanntmacfanngen durch Öffentliche Blätter 
an bewi^en, anch. im iUle der AnflOsnng der Toischrift im |. 61 
naehzngelien. 

§. 68. Ist nicht nur die Summe der Beiträge, sondern anch die 
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Zahl der Mitglieder im Voraus fest bestimmt, so ist die Genossenschaft, 
dafern sie nicht blos Versicherungsgeschäfte unter d«o Mitgliadem (auf 
Gegenseitiglccit) bezweckt, als Aktiengesellschaften zu behandeln and 
haben die §§. 39 fg* enthaltenen Yorachrifben auch fOr «ie analoge 
Anwendong. 

§. 59. Teraicherungsgesellscfaaften, welche anf Ctogenfleitigkeit der 
Mitglieder gegrflndet sind, können nur dann die Beehte einer jnristi- 
schen Person erlangen, wenn die durch SachTereUndige nach den 
Granda&tzen der WahrBeheinlichkeitsreduning, soweit mOglich, Tonn- 
nehmende Prflfhng des Statnts kein erhehliches Bedenken dagegen er^ 
giebi, dass die Ctonoseensehaft die gogen ihre Hitglieder flbemonune- 
nen Yeipflichtnngen werde erlBllen können. Bbenso darf das im Sta- 
tute festgesetate TerhSltniss zwisdien den Beitrlgeu der Teniehertea 
und den Leistangen der Genoasenschaft nur unter gleicher Yoraussetaung 
geändert werden 

%. 60. Pfir BogribnisS" oder Exankea-XTnteiBtfltsnngskassen der 
§. 59 gedachten Art kann dnrch das Statut bestimmt werden, dass die 
zu gewährenden Unterstützungen nicht mit Beschlag belogt, auch nicht 
Yor der Verfallzeit an andere Personen abgetreten werden dürfen. 
Eine derartige Bestimmung bedarf nicht der §. 7 gedachten Guuoh- 
migung. 

C. Yon den Genoasena^hafteii mit unbesohiftakter Haftpflialit. 

§. 61. Wenn die Mitglieder einer Genossenschaft zu der Gesell- 
schaftskasse unbeschränkt so viel, als der Gesellschafkszweck erheischt, 
beizutragen verpflichtet sein sollen, ist in dem Statute zwar zu be- 
stimmen, nach welchem Verhältnisse die Mitglieder zunächst Einschüsse 
zu leisten haben, es bleibt aber jedes Mitglied zu Deckung des ganzen 
TOn den übrigen etwa nicht erlangten Bedarfs verpflichtet. 

§. 62. Bei auf Gegenseitigkeit beruhenden Versichernngsgesell- 
sehaften kann die Haftpflicht der Mitglieder nicht auf Deckung der 
den einzelnen Hitgliedern gegen die Genossenschaft zustehenden An- 
sprache beschränkt sein, sondern erstreckt sich stets auf alle Verbind- 
lichkeiten der Oenossensehaft. 

Eine dem zuwiderlaufende Bestimmung des Statuts Ist ungQMg. 

g. 68. Ben ohne Bestimmung einer Frist bdgetretenen Mitglie- 
dern kann im Statute der Austritt nach Yorgingiger Elindiguttg ge- 
stattet werden. 

9* 
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§. 64. Däfern die Mitgliedschaft nicht von Anfang an auf be- 
stimmte Penonen beschränkt ist, hat die Genossenschaft die in ihrem 
Statute vorgeschriebenen Bekanntmachungen durch öffentliche Blätter 
zn bewirken und im Falle der Anfltoang der Vorschrift im §. 61 uach- 
SQgeben. 

§. 66. Genossenschaften mit nnbeschrflnkter^Haftpfliebt haben dafftr 
Sorge zn tragen, dass die Hitgliedaehaffc jedes einzelnen Genossen nach- 
gewiesen werden kann, nnd die in ihrer Hand befindlichen Beweismittel 
den dabei Interessirten anf Verlangen Torzniegen. 

S. 66. Dem Geriehte ist nicht nnr mit dem Statute (§. 16), son- 
dern anch, dafem Yerändernngen vorgekommen sind, am Ende eines 
jeden Kalenderjahres ein genanes, alphabetisch geordnetes Verzeichniss 
der Hitglieder zn flberreicben, ingleichen mindestens am Schlüsse jedes 
Vierteljahrs eine gleiche Anzeige Aber die beigetretenen oder ausgc< 
schiedenen Mitglieder za erstatten. Bei Genossenschaften, deren Hit- 
gliedschaft an das Eigenthum bestimmter Grundstücke geknüpft ist, 
genügt die Ueberreichunj^ eines Verzeichnisses der lotztcrcn und die 
Anzeige des etwa vorkommenden Abgangs oder Zuwachses. 

Diese Verzeichnisse und Anzeigen ist Jeder einzusehen berechtigt. 

§. 67. Ausgeschiedene Mitglieder, ingleichen die Erben verstorbe- 
ner Mitf^lieder bleiben in Bezug auf alle der Genossenschaft zur Zeit 
des Ausscheidens eines soicheu Mitgliedes obliegenden Verpflichtungen 
nach §. haftbar. 

Die Klagen aus dieser Haftpflicht verjähren aber in einem Jahre 
nach Schluss des Quartals, in welchem die Anzeige des Ausscheidens 
bei Gericht (§. 66) erfolgt ist. Ist zu dieser Zeit eine Forderung noch 
nicht klagbar, so ist die nnr gedachte Jahrespflicht von Eintritt der 
Elagbarkeit, nnd wenn letztere noch eine Kündigung voraussetzt, von 
demjenigen Tage an zu berechnen, an welchem nach Bekanntmachung 
des Ausscheidens diese Kündigung möglich war and bei deren Erfolg 
die Klagbarkeit eingetreten sein würde. 

Eine Einmischnng in die Angelegenheiten der Genossenschaft steht 
dem ansgetretenen Hitgliede, Ingleichen den Erben der gewesenen Hit- 
glieder deshalb nicht zq, doch kOnnen sie Einsicht der Jahresrechnnn- 
gen Terlangen. 

Ob nnd welcher Antheü Tom Vermögen des Vereins, ingletcben 
Ton dem während der oben bemerkten Jahresfrist erwachsenen Geschäfts- 
gewinne ihnen ankommen soll, ist im Statute zn bestimmen. 

"Wird binnen des gedachten Zeitraums die Liquidation der Genossen" 
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Schaft nothwendig, oder von der Letzteren beschlossen , so dauert die 

bmerkte Haftpflicht bis zu Beendig-ung der Liquidation fort. 

§. 68. Sobald die Auflösung beschlossen oder die Liqiüdatlou 
sonst nothweadig wird, ist keinem Mitgliede der Austritt mehr ge- 
stattet. 

Dasselbe gilt, wenn für die Dauer der Vereinigung ein bestimmter 
Zeitraum festgesetzt ist (§. Ii, Nr. 5), schon während des letzten Jahres 
dieser Frist. 

§.69. Auf Versicherungsgesellschaften, welche auf Gegenseitigkeit 
beruhen, leiden die §§. 66 bis 68 keine Anwendung. Auch kann im 
Statute den auf bestimmte ZeitfrUt beigetretenen Mitigliederu dennoch 
der Anstritt gestattet werden. 

Dagegen gelten die Bestimmungen in §§. 59 und 60 auch fOr Ver- 
ncheroDgagesellscliaften mit nnbescbrftnkter Haftpflidit. 

JJL Von dem Verlftbreii der Behöiden. 

g. 70. Bei jedem Gericbto (§. 16) ist ein GenoBsenseliaflsregister 
zn halten, dessen Einsicht Jedem freisteht Bei den Handelsgerichten 
ist dasselbe mit dem Handelsregister an Terbinden. 

g. 71. In dieses Begister sind nach Einreichung des Statnts (g. 16} 
der Name der Genossenschaft nnd deren Statut sowie spätere Aende- 
mngen des letiteren, ingleiehen die legitimirten Mitglieder des Tor- 
stands, femer die Auflösung der Genossenschaft (g. 31) and die ?on 
derselben nach §. 41, Abs. 3 gefassten Beschlfisse, endlich der Beschluss, 
auf die juristische Persönlichkeit tn versichten, einsutiagen. 

Durch diesen Eintrag erhält der zuletzt gedachte Beschluss die 
§. 56 des bürgerlichen Gesetzbuchs erforderte Genehmigung. 

Abänderungen des Statuts eiiaugüu gegeu iSiciitmilgiieder erst 
mit dam Eintrage rechtliche Wirkung. 

§. 72. Vor dem Eintrage hat das Gericht zu prüfen, ob das 
Statut oder die Statutenänderungen dem gegenwärtigen Gesetz ent- 
sprechen und nichts Gesetzwidriges enthalten, nicht minder, ob die 
eiDZutragenden Beschlüsse in gültiger Weise gefasst worden sind, 

Personen vereine, deren Zweck sich auf öffentliche Angelegenheiten 
bezieht, dürfen nur dann in das Genossenschaftsregister eingetragen 
werden, wenn das Ministerium des Innern hierzu ausdrücklich seine 
Genehmigung ertheilt hat. Das Gleiche gilt von sp&teren Abfindemngen 
der Statuten solcher Vereine. 
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§. 73. Dem Ermessen des Gerichts bleibt es überlassen, für das 

Statut und Statutenänderungen gerichtliche oder notarielle Beurknndnng 
zu verlaugeii. Znni Pieitriite der einzelnen Mitglieder genügt jede 
rechtsverbindliche Eiklurung' (s. aber §. 65). 

§. 74. Nach dem Eintrage einer neu errichteten Genossenschaft 
ist auf deren Kosten im Amtshlatte und in der Lfipziger Zeitung be- 
kanitt zu machen, dass die Genossenschaft als juristische Person ein- 
getragen worden ist. 

§. 75. r>Bs Gericht kann jnristisciio Personen und deren Yeriroter 
zu Befolgung der ihnen obliegenden Verpflichtungen durch Ordnungs- 
strafen bis zum Betrage von 50 Thulern, welche im Falle des Ungehor- 
sams angemessen zu erhöhen sind, anhalten. 

Dasselbe ist berechtigt, die bei der Genessenschaft nach §. 25 in 
YerbinduDg mit §. 11, Nr. 8 aufgenommenen Niederschriften jederzeit 
einzusehen. 

§. 76. Wenn nnd so lange eine joristtsche Person keine gehörig 
legitimirten Vertreter haben sollte» kann das §. 16 gedachte Gericht 
Bolche auf Kosten der Ereteren bestellen. Es ist jedoch dlessfalis 
stets auf baldtbnnliche Herstellung der statotenmässigen Yeitretung 
hinzuwirken. 

%, 77. Oer Torstand einer Oenossensehsft hat, wenn es das Ge- 
richt anordnet, eine 6eno8sen8chaft6Tersammlong.-zu berufen. 

Ist kein Vorstand Torhanden oder kommt Letzterer der Anordnung 
nicht sofort nach, so kann das Gericht auf Kosten der Genossenschaft 
selbst die GenenilTersamralung suaammenhernfen und mit dem Vorsitze 
in derselben ein geeignetes Hitglied der Genossenschaft, oder, wenn 
ein solches Dicht sofort lu erlangen, einen Beamten oder Notar beauf- 
tragen. 

§ 78. Die Entziehung des Hechtes der Persönlichkeit kann durch 

das Gericht dann erfolgen, wenn 

1) eine juristische Person ihre Wirksamkeit auf gesetzwidrige 

Zwecke oder, ohne die §. 72, Abs. 2 erforderte Genehmigung, 

auf öffentliche Angelegenheiten richtet, 
2; wenn sich die ZahlangsunfOhigkeit der juristischen Person 

ergiebt. 

Hinsichtlich der Stiftungen bewendet es bei den Bestimmungen im 
§. 60 der Vorfassungsurkunde. 

§. 79. Gegen die vom Gerichte nach diesem Gesetze gefasstcn 
EntSchliessungen kann eine Beschwerde sunichst an das Appellaüoua- 
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gtricht, als AaftielittbehOide , gegen dessen BBtschlisssiing welter an 

das Kinisteriiim der Justiz eingewendet werden. 

§. 80. Jede Entziehung des Keclites der Persönlichkeit ist auf 
Kobteu iiör juristischen Person im Amtsblatte des §. 16 gedachten 
Gerichts, in der Leipziger Zeitung und in den durck das Statut etwa 
bestimmten anderen Blättern bekannt zu machen. 

§. 81. Ist für den Fall der Auflösung einer Genossenschaft über 
die Vertheijung oder sonstige Verwendung ihres Vermögens statutarische 
Bestimmung getroffen, so ist derselben auch in den §. 78 unter 1 ge- 
dachten Fällen nachzugehen und, soweit nöthig, Tom Gerichte auf 
Kosten der Genossenschaft das Erforderliche zu verfägen. 

SohlaaabestiimntiTig. 

§. 82. Auf die bei Erlass des gegenwärtigen Gesetzes bereits b«* 
ttehenden jaristiscben Peraonen leidet in Bezog auf den von ihnen be- 
reits geftbrten Namen §. 18 keine Anwendung, anch wird die Fort- 
dauef ihrer jarisiiecben Persdnliehkeii niebt dnrcb die Belblgmig der 'K 
liber deren Brwerb in g egenwilrligeai Oesefae entbaltenen Toteehiiften 
bedingt, nnd treten ftir sie $. 18, Abs. 3, §. SO, Aba. 2, nnd §. 67 
eist ein Jabr nach Beginn der Wirinamkeit des Ctosetses in Kraft 

Clenossenscbaften dieser Art haben die g. 16, Abs. 8, nnd §. 66 
Yorgeechriebenen Anseigen xnm ersten Male binnen Tier Woeben nacb 
Inkrafttreten dieses Gesetses an erstatten, auch in derselben Frist der 
Yorsehrifb im g. 16, Abs. 1 naehaukommen, nnd sind nach dessen Er- 
folg in das Genossenschaftsregister einzutragen. 

Endlich bleiben Abweichungen von §. 4 und §. 11, Nr. 2, ebenso 
wie von don Vorschriften im §. 42, Satz 2, und §. 41 auf Grund eines 
vor Erlaüsung gegenwartigen Gesetzes abgeschlossenen Gesellsohafts- 
vertrags, selbst wenn die Genossenschaft erst später die juristische 
Persönlichkeit erlangt, so lange in Geltung, bis das Statut in dieser 
Beziehung geändert wird. 

Insoweit in Statuten, welche vor Erlassnng dieses Gesetzes errichtet 
sind, zn Abänderung derselben oder zur Autiösung der Genossenschaft 
die ausdrückliche Genehmigung der Staatsregierung erfordert wird, ist 
dennoch auch in dieser Beziehung nur den Vorschriften dieses Gesetzes 
nachzugehen. Es kann jedoch durch solche Statutenänderung eine der 
Genoasenscbaft etwa bewilligte md dem öifentUehen Becbte sngebOhge 
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Begfiaasligmig s. B. die Ausgabe imziiubarer Noten, Befreiung Ton ier 
Stempektener n. b. w., ohne aoedrflckliohe sta«tliclie iSenehmSgang 
weder Terlängert noch TerllBderi werden. 

Urlcandlicli haben Wir dieses Geseti eigeahftndig yoUsogen und 
Unser EOnigliches Siegel beidracken lassen. 
Dresden, am 15. Juni 1868. 

(L. S.; Johann. 

' D. Rdiut Schneider. 

Herrmann von Kostitz- Wallwitz. 



3. 

Pie Sächsiache Verordnung 

zu Ausführung des Gesetzes vom 15. Juni 18G8, die juristischen 
Personen betrefiend, und des Bundesgesetzes vom 4. Juli 18G8, 
betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und 
WirthschaftsgenoBsenschaften; vom 23. Juli 1868. 

Zu Ausführung des Gesetzes, die juristischen Personen betreffend, 
Tom 15. Juni 1868 (Seite 315 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes 
TOB diesem Jahre), and des Bandesgesetses, betreffend die privatrecht- 
liche Stellnng der Erwerbs- und Wirthschaftegenossenschaften, Tom 
4. Jali 1868 (Seite 415 ik* des Bandesgesetsbhittes des norddentsehen 
Bundes Hr. 24 Ton diesem Jahre) wird im BinTerständnisse der ftbri- 
gen betheiligten Ministerien mit Allerhöchster üenehmigong Terordnet, 
was folgt: 

A. 

Zu dem Gtesetze Tom 15. Juni 1868. 

Zu §. 6 des GeBetses: 
S. 1. Die Terwaltangsbeh<(rde , welcher nach §. 6 nnter a des 
Gesetzes die Genehmigung einer Stiftung oder Anstalt und ihres Zweckes» 
sowie die Anerkennung von Stiftun^'cu und Anstalten oder Vermögens- 
inassen als juristihcLö Personen zuütcht , i.st dasjenige MiuibLeriuin , zu 
dessen Geschäftskreise die Angelegenlieiteii der betrefleuden Stiftuug, 
Aastalt oder Vermdgensmasse ihrem Zwecke nach gebOren, 
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Zu $. 7 des Geietsei: 
§. 2. Die Gooehmigung sa dra fftr jnrittisclte Pex^Den in Au- 

Bpmch genommenen Ansnahmen von bestehenden Gesetzen ist von 

demjenigen Ministerium zu ertheilen, za dessen Gescbäftskreise die 

duicli (Ilis von deu Ausnahmeu betroffene Gesetz (geregelten Angelegeu- 
heiteu gehureu. 

Zu §. 9 des Gesetzes: 

§. 3. Die zur Verfügung des. Erlöschens einer juristischen Person 
der §. 6 des Gesetzes unter a gedachten Art zuständige Verwaltungs- 
behörde ist dasjenige Ministerium, >velclies die uaselböt gedaclite Ge- 
nehmigung oder Anerkennung ausgesprochen hat. 

Zu §. 66 des Gesttzes: 

§. 4. Die nach §. 66 des Gesetzes bei Gericht einzureichenden 
Mitgliederverzeichnisse und Anzeigen über beigetretene und ausgeschie- 
dene Mitglieder sind zu den Gcnosssensduiftsakten zu nehmen. 

Ein jedee eingereichte Mitgliederverzeichniss ist bis zur nächsten 
£inreicbung eines solchen bei jeder in der Zwischenzeit eingehenden 
Anzeige Ober den Beitritt oder den Austritt von Mitgliedern durch die 
Veränderung anzeigende, mit rother Dinte zu bewirkende Znsfilze Tom 
Gerichte zu yerroliständigen. 

Diese Zuaitxe sind, soweit aie das Ansscbeiden von Mitgliedern 
betreffen, au den Band des Mitgliederverzeiehnissea unter Angabe des 
Tages dea Ausscheidens und, insoweit sie den Beitritt von neuen Hit- 
gliedem betreffen, an das Ende des Yeizeichnisaes zu bringen. 

Zu §§. 70 tg, des Gesetzes: 

g. 5. Genossenschaften, welche zugleich HandelsgeseUscbaften und 
daher in das Handelsregister einzutragen sind, werden in das btaondere 
Genossenschaltsregister nicht eingetragen. 

Die Yerbindnag dea Genossensehsllsregisters mit dem Handels- 
register findet, insoweit solche zu erfolgen hat, in der Welse statt, 
dass die in ein Folium des Handelsregisters einzuschreibende Genossen- 
schaft in der ersten Kubrik des betreffenden Foliums als Genossen- 
schaft bezeichnet wird. 

§. 6. Die in §§. 14 bis 20, 22, 24, 26, 30, 33 und 85 der Yer- 
ordnuiig'en zu Ausfülii uii^,^ des allgemeinen Deotschen Handelsgesetz- 
buchs und des Gesetzes vum 30, Oktober 1861, die Einföhrnng des 
allgemeinen Deutschen Uandeisgesetzbuchs betreffend, vom 30. Dezem- 
ber 1861 (Seite 500 des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 
1861), sowie in der Verordnung, die Verlautbarung der kaufmannischen 
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KonkuTse im Handelsregiater iMtreßbnd, vom 7. Hin 1868 (Seite 108 
das Gesetz- und Terordnniigsblattes Yon diesem Jahre) in Betreff der 
Handelsregister gegebenen Vorschriften sind auf die Geneasenschafts- 
register analog dergestalt in Anwendung sa bringen, wie es den ein- 
acUagenden Bestimmungen des Geseties entspricht 

§. 7. Bei Ffihrung der dem Handelsregister einzurerleibenden 
Folien des Genossenschaftsregisters sind die Vorschriften in §§. 26 bis 
28 der im §. 6 dieser Verordnung erwähnton Ausführungsverordnung 
vom 30. Dezember 1861 mit den durca das Gesetz bedingten Modifi* 
kationeu anzuwenden. 

Insbesondere ist in die zweite Rubrik solcher Folien, dafern die 
betreffende Genossenschaft nicht Aktiengesellschaft ist, 

1. die Angabe, ob die Zahl der Mitglieder und deren Haftpflicht 
beschränkt oder unbeschränkt ist, 

2. dafern das Statut die Aufbringung eines bestimmten Gesell- 
schaftskapitals vorschreibt, die Höhe des letzteren und, wenn 
den Mitgliedern im Statute die Bildung von Stammantheilen 
oder sonstige regelmässige Geldbeiträge auferlegt sind, eine 
darauf hinweisende allgemeine Bemerkung 

einzutragen. 

§. 8. In der ersten Bnbrik eines jeden Foliums des getrennt vom 
Handelsregisters zn ffihrenden Genossenschaftsregisters, welche die 
ITeberschnft „Käme" erhfilt, sind der Name der Gfenossenschaft, deren 
Statut, spätere Abändernngjen des letsteren, die Aufldsnng der Genossen« 
Schaft nnd der Beschlnss , auf die jnrtstiscdlio Persönlichkeit an ver- 
aichten, einzutragen. 

Bei der Eintragung des Statuts, ist in der Weise au var&hren, 
dass im Begister 

1. der Tag der Ansstellnng des Statuts und, dafern die Genossen- 
schaft heim Erlasse des Gesetzes die juristische Persönlichkeit 
bereits erlangt gehabt hat, der Tag der Ansstellnng der Be- 
stfttigungsnrknnde, 

3. der Sitz der Genossenschaft, 

3. eine allgemeine Bezeichnung des Zweckes der Genossenschaft, 
dalerit derselbe nicht schon durcli den Nameu dur Uenusson- 
schaft mit genügender Bestimmtheit augegeben ist, 

4. die Dauer der Vereinigung, dafern eine solche im Voraus fest- 
gesetzt ist, 

angegeben wird. 
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Abänderungen des Staiats sind im Begister 

1. der Ta^ der Ausstellung dtir betreffenden Urkunde, 

2. dafern die Abänderung- die im vorigen Absätze nnter Nr. 2 
bis 4 gedachtüu Veritaltniise betriil't, eine den Gegenstand 
der abändernden Bestimmungen angebende Bemerkung, in an- 
deren Fällen dages^ea nur die Angabe, dass das Statut ab- 
geändert worden sei, 

einzutragen. 

§. 9. In die zweite Rubrik eines jeden Foliums des getrennt vom 
Handelsregistor zu führenden Genossenschaftsregisters, welche die üeber- 
schrin. «^Mitglieder" erhält, sind einzuirageu: 

a) bei Aktiengesellschaften 

1. die allgemeine Bemerkung, dass die Aktieninhaber 

Mitglieder sind, 
% die Zahl und der Noiainalbetarag der AktiMi oder 

Aküenantheile, 
8« die nach §. 41, Absata 2 des Gesetgses gefossten B«- 

schlflsse; 

b) bei anderen Genoesensehaflen mit beechrinUer Haftpflicht oder 
bei Genoflsenscbaflen mit nnbesehrtnkter Haftpflicht 

1. die Angabe, ob die Zahl der Hitglieder nnd die Haft- 
pflicht derselben beschr&nkt oder nnbeechrftnkt ist, 

2. dafern das Statut die Auf bringnng eines bestimmten 
Gesellsdiaftekapitals Torschretbt, die Höhe des letzte- 
ren nnd, wenn den Mitgliedern im Statute die Bil- 
dung von Stammantheilen oder sonstige regelmässige 
Geldbeiträge auferlegt sind, etne darauf hinweisende 
allgemeine Bemerkung; 

c) bei Genossenschaften, deren Statut weder die Aufbringung 
eines Gesellscbaftskapitals, noch regelmässige Mitgliederbei-: 
träge bestimmt,^ eine darauf bezügliche Bemerkung; 

d) bei Genosseuschaftou aller Arten die Abäudei ungcn des Sta- 
tuts in Betreff der vorstehend uAter a, b und c erwähnten 
Verhältnisse. 

§. 10. In die dritte Eubrik eines jeden I oliums des getrennt vom 
Handelsregister zu führenden Genoasenschaftsregisterö, weiche die Ueber- 
schlift „Vertreter * enthält, sind 

die l!(amen und der Wohnort der legitimirten Vertreter des 



Digitized by Google 



Dl« SichsltclM Yarordnaag. 

TorstandB, die nach §. 76 des Oesetses Tom Oeriebte einst* 

weilen bestellten Vertreter und die Liquidatoren 

einzutragen. 

§. 11. Das Gericht, welches das Genossenschaftsregister oder das 
Handelsregister mit dem Folium für die betreffende Genossenschaft 
führt, kann vom Vorstande der Genossenschaft jederzeit die Vorlegung 
der die Bei- und Austritts erklärungen enthaltenden Bücher oder Akten 
der Genossenschaft verlangen. 

§. 12. Als Gebühren sind 

a) für die dem Gerichte nach §. 72, Absatz 1 des Gesetzes ob- 
liegenden Prüfung, 

b) für jede Eintragung in das Genossenschaftsregister, einschliess- 
lich der deshalb zu bewirkenden Benachrichtignngea und öffent- 
lichen Bekanntmachungen, 

nach Verbältniss der Müh walt ungen und des (Tm Tangs des betreffenden 
goiossenschaftuchen Unternehmens je 1 bis 5 Tülr. zu erheben. 

Für alle übrigen Arbeiten, ^welche das Gericht auf Grand des 
Gesetzes sich in unterziehen hat, sind die Gebflhren nach den allge- 
meinen gesetadichen Yorschrißen in Ansats in bringen. 

Fflr die Eintrfige in das Genossenschaftsregister ist Stempel nicht 
XU verwenden. Dagegen unterliegen schriftliche Anmeldungen für das 
Genossenschaftsregister dem Schriftenstempel und hat hm den mit der 
Führung der Genossenschaftsregister verbundenen amtlichen Geschäften 
die Stempelverwendung nach den>llgemeinen gesetslichen Yorschriftra 
SU geschehen. 

§. IS. Die im §. 83, Absab 2 des (Gesetzes vorgeschriebenen An- 
Kei«ren sind stempelf^ei und die daselbst angeordneten Einträge sind 
gebührenfrei zu bewerkstelligen. 

B. 

Zu dem BuAdesgesetze vom 4. Juli 1868. 

§. 14. Nach dem Inkrafttreten des Bundepgesetzes sind Genossen- 
schaften mit unbeschräiilrter Hfiftpflicht jder Mitglieder, deren Name 
oder Firma die zusätzliche Bezeichnung „eing-etragene GHiios-enschaft'* 
enthält, auch dann in das Handelsregister einzatrageu, wenn sie nicht 
gewerbsmässig Handelsgeschäfte betreiben. 

§. 15. Wenn zufolge der Art der Anmeldung einer Genossenschaft 
mit unbesclurinkter Haftpflicht der Mitglieder oder aufolge des Inhalts 
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des "bei der Anmeldung eing-ereichien Statuts oder Gosellschaftsvertrags 
Zweifel darüber begründet erscheinen, ob die Genossenschaft sich als 
eine nach dem Bnndesgesetze vom 4. Juli 1S6S za benvthellende „ein- 
getragene Genossenschaft*' oder als eine nach dem im Eingange dieser 
Yerordnnng gedachten Gesetze Tom 15. Jnni 1868 zu beortheilende 
Genossenschaft angesehen wissen wolle» so ist die Genossenschaft von 
dem Gerichte» bei welchem die Anmeldung erfolgt ist, da nOihtg nacü 
Torgftngiger Veisfcftndignng, %m Abgabe einer Erkl&mng hierüber .nnd 
SU der dieser ErklSmng entsprechenden- Erlftatemng oddr Ergänzung 
des Statnts oder Gesellscbaftsvertrags anfznfordem nnd bis m dessen 
Erfolge die weitere Terfftgung auf die Anmeldung zu beanstanden. 

§. 1$. Der Käme oder die Firma einer Genossensehafl, deren 
Statut oder GeseUschaftsrertrag den Bestimmungen des Bnndesgesetsee 
▼om 4. Juli 1868 nicht enteprichti darf die snsfttallche Bezeichnung 
„eingetragene Genossenschaft*' nicht enthalten. 

Diese Bestimmung tritt mit der Bekanntmachung der gegenwärtigen 
Verordnung in Kraft. 

§. 17. Die Vorschriften in §§. 6 und 7 der gegenwärtigen Ver- 
ordnung- sind bei Fülirung der für „einyetrajjene Genossenschaften" 
bestimmten Folien des Handelsregisters in der Weise aüalog Liiuuv.eu- 
den, wie es den einschlageuden Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 
4. Juli 1868 entspricht. 

§. 18. In Betreff der nach dem Bundesgesetzo vom 4. Juli 1868 
vom Gerichte zu erlassenden Bekanntmachungen ist den Bestimmungen 
im §. 31 der Verordnung zu Ausführung des allgemeinen Deutschen 
Handelsgesetzbuchs u. s. w. vom 30. Dezember 1861 nachzugohen. 

§. 19. Wenn das Handelsgericht den Vorstand der Genossenschaft 
oder die Liquidatoren zur Befolgung der im §. 66, Absatz 1 des Bun- 
desgesetzes vom 4. Juli 1868 angezogenen Vorschriften durch Ord- 
nungsstrafen anzuhalten hat^ 80 sind dabei die Bestimmungen im §. 23 
der obenerwähnten Ausföhrungsverordnung zum allgemeinen Deutschen 
Handelsgesctzbuche zur Anwendung zu bringen. 
* Dresden, am 2S, Juli 1868. 

Ministerium der JusHs. 

Dr. Schneider. Bosenbeig. 
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4. 

An Act to ooBiolidate 

and ameud the Laws relating to Industrial and Provident Societies. 

(Ith Angaat 1S62.) 

Whereas by the Industrial and ProTident Societies Act, 1852, 
it is enacted, that it sball be lawfal for aoy Namber of Persona to 
establish a Society ander the Provisions tbereof and of se therein-re- 
cited Act, for tho PupoM of tMüg by TOlmitaiy Sabscriptions of the 
Menibers ihoroof a Fund for attafauDg aoy Purpoao or Objeot for the 
Time htmg aufhoriaed by fhe Laws in force wiUi respect io FrieiMlly 
SocietieB or by the aaid recited Act, by eanying on or eierciBiiig m 
eommoii aay Labonr, Trade, or Handicraft, or aeveral Laboars, Trades, 
or HandioraftSt eicept the working of HiaeB, MineralSy or Quarriee 
beyond the Lunits of the ITniied Eingdotn of Great BrUaki and Ire- 
Umd, and also ezcept the Baeiness of Banking, whether in the aaid 
TTnited Eingdom or ebewbere; and that the aaid Act ehall apply to 
all Sodetiea aiready eatabliahed for any of the Farpoees herein neo- 
tioned, bo soon ae they shall oonform to the ProvisionB hereof: And 
whereäs by an Act passed in tbe SeTcnteenth and Eighteenth Team 
of Her present Majesty, Chapter Twenty-five, Tarious Provisions were 
made for the better enabliiig- Icg-al Proceediiigs to bo carried on in 
any Matter concüiiung tho Societies formed under the said Act of 1852: 
Aud whoreas the last-menüoned Act was amended by an Act passed 
in the First Session of the Nineteenth and Twentieth Years of Her 
present Majesty. Chapter Forty: 'And whereas various Societies have 
been formed and are now carrying on Business under the Provisions 
of the Said recited Acts, and it is desirablo to consolidate and amend 
the Laws relating- to such Societies: Be it thereforo euacted by the 
Queen's most Excellent Majesty, by and with the Advice and Consent 
of the Lord Spiritual and Temporal, and Commons, in this present 
Parliampnt assembled, and by the Authority of the £ame, as foUows: 
1. The Indnstrial and Provident Societies Act, 1852, and the said 
recited Act for the Amendment thereoft are hereby repealed from the 
paasing of this Act 
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2. All Societies registered under tbe Industrial and Provident 
Societies Act, 1855, shall be entitied to obtain a Certificate of Regi- 
stration on Application to tbe Registrar of Friendly Societies, and for 
▼hich Certificate no Fee shali be payable to tbe Registrar. 

8. Any Number of Fersons, not being lese than SeTen, may eeta» 
bliah a Society under this Act for ifae Pnrpoae of cariTing en any 
Labonr, Trade, or Handieraft^ wheter wholesale or retail, ezcept the 
werking of Hinea and Qnarriea, and except tbe Bvsinese of Banking, 
and of applying ihe Profits for any Pntpoaes allowed by tbe Friendly 
SociettM Acts, or otherwise pennitted by Law, 

4. Tbe Bnles of every 'sneb Socie^ sball contain Frorisions in 
respect of tbe soferal Hatters mentioned in tbe Scbednle annexed to 
tbis Aet. 

6. Two Copies of tbe Bnles sball be forwarded to tbe Registrar 
of Friendly Sodeties of England^ ScoÜand, or In^dt aceording to 
tbe Place wbere tiie Office ef tbe Society is eitnated , and sball be 
dealt witb by bim in tbe tfanner provided by tbe Friendly Societiee 
Act, 1855; and he sball tberenpon give bis CeitificRte of Registration 
and sucli Certificate shall in all Cases be conclusivt! Evidence that the 
Society has been duly registered, and thereupon the Membres of such 
Society shall become a Body ( ut i)orate, by the Name therein described 
havinf^ a perpetoal Successinn and a Common Seal, wiöi Power to hold 
Lands and Bnildings, tvith limited Liability. 

6. The Certificate of ßegistration shall vest in the Society all the 
Property that may at tho Time be vested in any Person in tmst for 
the Society; and all legal Proceedings then ponding by or against any 
8Tich Trustee or other Officer on acconnt of the Society may be pro- 
secuted by or against the Society in its registered Käme without 
Abatement 

7. A Copy of the Rules shall be delivered by the Society to eveiy 
Person, on Demand, on Payment of a Sum not exceeding One Shilling, 

6. No Society shall be registered under a Name identical with 
tbat by wbich any other existing Society^ bas been registered, or so 
nearly resemblbg snch Name as to be likelylto decelTO tbe Membera 
or the Pnblio, and the Word ,^mHed^* sball be the last Word in 
tbe Name of evexy Society registered under tbis Act 

9. Ho Hembre sball be entitted, in any Society registered under 
tbis Act, to bold or Claim any Interest exceedmif tile Sum of Two 
himireä JBomds, 
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10. Every Society registered under Üna Act shall paint or affix, 
and sliall keep painted or affixed, its Name on the Outsido of every 
Office or Place in which the Basiness of the Society is carriod on , in 
a conspicuous Position, in Letters easily legible, and shall have its 
Name cn^^raven in Icgible Charactors on its Seal, and sh.\U have its 
Käme mentioned in legible Characters in all Notices, Advertisements, 
and other official Publications of such Society, and in all Bills of 
Exchange, Promissory Notes, EndorsementSt Cbeqoes, and Orders for 
Money or Goods pnrportin^ to be signed bj or on behalf of such Com- 
pany, and in all Bills of Parcela, InToiees, Beceipts, and Lette» of 
Credit of the Society. 

lt. If any Society nnder tbie Act does BOt paint er af&z, aad 
keep painted or af&xed, its ITame in manner directed by tiiis Act, it 
flhall be liable to a Penalty not exceeding Hve Ponndg for not so 
painting or afBzing its Name, and for every Day dnring wbich such 
Name is not so kept painted or afiSzed; and if any OfSeer of such 
Sodety or any Person An its Behalf uses any Seal pnrporting to be 
a Seal of the Soeiely vhereon its Harne is not so engraven as afo- 
resaid, or issnes or anthorises the Issne of any Notice, Adyertisement^ 
or oHier official Pnblication of such Society, or sij^^ns or antboTi2es 
to be signed on - bebalf of such Society any Bill of Exchange , Pro* 
missory Note, Endorsement, Cheque, Order for Money or Goods, or 
issnes or authorizes to be issned any Bill of Parcels, Invoice, Receipt, 
or Letter of Credit of the Society, wherein its Name is not mentioned 
in manuer aforesaid, he shall be liable to a Penalty ot rifty Pounds, 
and shall fiirtlier be personally liable to the Holder of any such 
Bill of Exchange, Promis&ory Note, Cheque, or Order for Money or 
Good«;, for the Amouut thereof, unless the sanie is dnly paid hy the 
Society. 

12. Every Society under this Act shall have a registered Office 
to which all Communications and Notices may be addressed: If any 
Society registered under this Act carries on Business withont having 
snch an Office, it shall incur a Penalty not exceeding Five Pounds 
for ever\- Day during which Business is so carried on. 

18. Notice of the Situation of such registered Office, and of any 
Change therein, shall be given to the Kegistrar, and recorded by him: 
üntil such Notice is given the Society shall not be deemed to have 
complied with the Provisions of ihis Act 

14. The Bnles of every Sociely registered nnder tbis Act shall 
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Innd ilie Society, and the Mcmben thereof , to the same Eztent as if 
fach Uomber had mibseribed bis Name and affized bia Seal tiiereto^ 
aad ihere were in Boeb Bulee conliained a OoTonant on fbe Part of 
binuelf, bis Hem, Execntora, and Adminiatrators, to conform to aiieb 
Bnles enbject to tba FroTiaions of this Act; and all Ifoniea payablo 
by any Hember to tbo Society in pnnoanco of ancb Solos ebdl ba 
doemed to be a Bebt dne tnm sack Hember to tbe Society. 

15. The ProTieioika of tiie Friondly Societios Act sball apply to 
Societiei regiatered «nder tSia Act in tho foDowing PartLcolara: 

Exemption from Stamp Dotiea and lacomo Tax? 
Settlements of IMspntes by Arbitratton or Jnstioes: 
Compensation to Members nnjustly excluded: 
Power of Justices or County Courts in caae of Fraud: 
Jurisdiction of thü Kogistrar. 

16. The Provisions of the Friondly Societies Act, 1854, whereby 
a Member of any Society resristered thereunder is allowed to nominate 
any Persons to whom his Investment in such Society shall be paid, 
shall eitend, in the Gase of Societies regibtered nnder this Act, to 
allow any Member thereof to nommate any, Persons into whose Name 
his Interest in such Society at his Decease shall be transferred: Pro- 
vided nevertheless, that any such Society may, in lieu of making such 
Transfer, elect to pay to any Persons so nominated the fall Yalue of 
snch Interest. 

17. Any Society registered nnder this Act may bo wonnd np 
either by the Gom-t or Tolnntarily, in the same Haaner and nnder 
the same drcnmstances nnder and in which any Ck>mpany may be 
wonnd np nnder any Acts or Act for the Time being in force for 
viading np Companies; and all the Provisions of snch Acts or Act 
with respect to winding np shall apply to snch Bodety, irith fhia 
Exception, that the Gonrt having Jurisdiction in the Windmg^np sball 
be the Connty Conrt of the District in which the Offlee of the Sociefy 
is sitnated. 

18. In ease of the Bissdlntion of any snch Society, snch Sodely 
shall noTortheless be considered as subsisting, and be in all respects 
snbject to the Provisions of this Act^ so long and so far as any ICat» 
ters relating to the same remain nnsettled, to the Intent that snch 

• Society may do all things necessary to the winding np of the Concems 
thereof, and that it may be sued and siie, under the Provisions of this 
Act, in respect of all Matters reiaüug to such Society. 
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19, The Provisions of the Joint Stock Oompanies Acts as to Bills 
of Exchange and the Admissibility of the liegister of Shares iü Evi- 
dence shall apply to all Societies registered under this Act. 

. 20. In the eveut of a Society registered under this Act beiog 
wound up, every present and past Member of snch Society shall be 
liable to contribute to the Assets of the Society to an Amount suffi- 
cient for Pa3rment of the Debts and T.inbilities of the Society and the 
Costs, Charges, and EzpenBes of the Winding-up, and for the Payment 
of snoh Soms aa niay be reqnired for th^ AdjustmeDt of the Big^hts of 
fhe (TontribiitorieB amongst themselves, with the QnaliflcatioDS foUowing; 
(fhat is to say») 

(1) No past tfember shall be liable to contribute to the Asseia 
of the Society if he bas ceased to be a Uember for a Period 
of One Year or npwarda prior to the Oommencement of the 
■WindiDg^vp: 

(2) No past Uember shall be liable to contribute in respect of 
any Debt or Liability of the Society contracted after the Time 
at wliich he ceased to be a Member: 

(3) No past Uember shall be liable to contribute to tbe Asseta 

of the Society unless it appears to the Court that the existing 
ilenibers are unable to satisfy tho Contnbulions required to 
be maJe by them in Order to satisfy all just Demands upoa 

such Society: 

(4) No Contribution shall be required from any Member exceeding* 
the Amonnt (if any) unpaid on the Shares in respect oi wlüch 
he is liable as a past or present Member. 

21. Any Society ref^istered under this Act may be constituted a 
Company under the Companies Acts, by conforming io the Provisions 
set forth in snch Act, and thereupon shall cease to retain its Begistra- 
üon under this Act 

22. Every Person or Member having an Interest in the Funds of 
any Society registered nnder this Act may inspect the Books and the 
Harnes of the Membera at all reasonable Hours at the OMce of the 
Society. 

S3. The Sheiiff in Scotlanä shall wlUün bis Connty have the 
like Jurisdiction as is bereby giTeii to the Jndge of the Connty Conrt 
in any Uaiter aridng nnder this Act 

24. A General Statement of the Fonds and Effects of any Society 
registered nnder this Act afaaU he transmitted to the Begistnur onoe 
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in every Tear; and sliaU exlubii fullj tha Aaaeta avd loabOitias of 

the Society, and sball be prepared and made out within aneh Periode 

and in such Form, and shall comprise such Particalars as the Re- 
gistrar 8hall from Time to Time require; aiid the Kegistrar shall have 
Authority to require such Evidence as he may think expedient of all 
Hatters required to be dune, and of all Documents required to be trans- 
mitted to him under tbis Act; and every Meraber of or any Depositor 
in any such Society shall be entitled to receive, on Application to the 
Treasurer or Secrfitarv of that Society, aCopy of such Statement, with- 
OUt makin^'- any Fayment for tho same. 

25. All Penalties imposed by this Act, or by the Bules of any 
Society registered under tbis Act, may be recovered in a summary 
Hanner before Two Justices, as directed by an Act passed in the Ele- 
Tenth and Twelfth Years of tho Beign of Her pre5?ent Majesty Queen 
Victoria, Cbapter Forty-three, intituled An Act to facilUate ihe Pcr- 
fbrmanee of the Duties of Justiees of the Peaee out of Sestiona 
within England and Walea mff^ re^t to aummartf ConpieHcns and 
Orden. 

86. This Act may be dtad aa „The Indnatrial and Providont 
Soeietiea Act, 1862/' 

of Matters to be proyided for in the Rulea. 

1. Object and Name, and Place of Office of the Society, wMch mnat 
in all Gases be registered as One of limited Liability. 

2. Terms of Admissions of Members. 

3. Mode of holdiüg Meetings aüd lüght of Yütitig, and of makiug or 
altering Eulas. 

4. Determination whether the Shares siiall be transferable, and in case 
it be detcrmined that the Shares shall be transferable, Provision 
for the Form of Transfer and ßegistration of Shares and for the 
Consent of the Committee of Management and Confirmation by the 
Genera] Meeting of the Society; and in case Shares shall not be 
transferable, Provision for paying to Members Balaace*dii6 to tkem 
on withdrawing from the Society. 

6. Provision for the Andit of Accounts. 

6b Power to invest Part of Capital in another Society ; provided that 
Bo aneh Inveatment be nade in any other Society not registered 

10« 
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imder thii Act, or the Joint Stock Gompsnie« Act,« m a Sodoty 
er Oompuiy irith limited Liabiliij. 

7. Power and Mode of withdrawing from the Sociefy, aod FtOYisions 
for the Claime of Execatore, Admiaiatraton, or Aeaigna of Membeza. 

8. Kode of Applioalioii of Profite. 

9. Appointment of Hanageia aad otber Officers» and iSaäx reepectiTe 
Powe» and Bemunoratioii. 



5. 

AuBsng aus dem lYamttBisehen Oeaets 

vom 24. JuliuB 1S67 ,fSur Icö nocUUs^'. 
TITRE III. 

Stopoaitioiii partiovOttres «vx woaiMß'k Oapital rariabla. • 

4S* XI pent fitre stipiüä, dans les statuta de toute eocUt^, qae le 
capital social sera susceptible d*augmentation par des verse- 
ments enccessifs faits par lee assod^i oa radmisBloa d^aasocite 
nottveaaz, et de diaunation par la lepiise totile oa partielle 
dea apports efticta^.. 

Ih» floci^ doat lea etatate contiendront la atipalation oi- 
deeeoa seront eoaniflee, iad^pendamment dea rdglea g^n^ralea 
qni lear eoat pfopree saivaiit leor foime apMale, aax diepo- 
aitlonB dea artidee aaivante. 

49* IiC capital social ne pouna Atre port^ par lee statuta con- 
atitotifi de la sod^ au^tessui'de la «mme de dem eent miHU 
franca. 

n pourra 6tre augmente par des dAib^ratioBa de raaaem- 
bl^e g^n^rale, prises d'ann^e en annee; chacuue des augmen* 

tations ne pouna etro suptricurö a deux cent raille francs. 
50. Lea üctions ou coupons d'actions seront nominatifs, meme apres 
letir*enii^re liberation; ils ne pourront etre iaierieurs a ein- 
^uante francs. 

Iis ne seront negociabies qa'apr^s la Constitution defini- 
tive da la socie'te. 

La negociation ne pooira avoir lieu ^ue par voie de trans- 
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Uli nur Im registns de b sod^t^, et les sfatuta pourfont 
doBtier, eeit an eoiieeil d'sdmfaiietration, soit ä ras&embl^e 
g^o^rale, le droit de s'opposer au transfert. 
öl. Les statuta determineront une somme au-dessous de laquelle 
le capital ne pourrLi ctre reduit par les reprises dea apports 
autorises par l'artiule 48. 

Cette somme ne pouna dtre iuferieure au dwi^me du ca- 
pitcd social. 

La societd ne sera deüiutivement constituee qu'apres le 

ver.seaient du dixieine. 
62. Chaqiie associö pourra se retirer de la sociöte lorsqu'il le 

jugera convenable, ä fnoitis de Conventions contraires et fiaui 

Tapplication du paragraphe I«'' de Tarticle pr^cedeni 

II pourra @tre stipole que Tassemblee generale aura le 

droit de decider, ä la majorite fixte pour la modification des 

fltatuts, que Tun on plosieare des aseodte eeaaaroat de faire 

partie de la aoci^td. 

Vaeeod^ qui ceasera de fiure partie d€ la sod^t^, seit 

par reifet de ea Tolont^» seit par auite de dteiaion de rassem- 

blte g^ntfrak, restera tenii, pendmt einq om, enfera lea aaao- 

d^ et envers lea tiexa, de tontes lea obUgationa eziatant an 

momeat de ea retraite. 
68^ La sod^t^i qoelle que aoit sa fome, aera Talablement repT6- 

aentie en justice par aea adminiatiiateara. 
5i. La aodtft^ ne aera point diasoute par hi mort^ la retraite, 

riaterdiction, lafiiiUite on la d^afitui«, de Tim dea aasodea; 

eile continuera de plain droit entre lea antrea aeaodte. 
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Terlag von F. A. Herbi£ in Berlin. 



Bas Gesetz der Bevölkerung 

und die Eisenbahnen. 

<8titM>0lk0iDlrtl)fd|aflU4( uii) (latiflif^r Mntrrfiutittiig 

gSÜBlut 

«qf dem Tcnaln dtr Yereinigtert Sfanten von NordMügTllfa und als Teililld 

deutscher Yerlial misse 

▼otktfrtftbtoluftlidi TMwwthM 

mit BerücksichtiguQg und statistischem Nachweis des besonderen Charakters der 
Industrie und des Q^dels der otnzelnea Staaten sowohl vie der geeammtea 

Uuiou vom Jahre 17yO-1860. 

Von 

Dr. Georg Ednard Wiss. 

vonndlgeB Ooiwal 4n Tenlaificii ttaatM la "BaUmUm, 

OSldit eincv XJeber«ichtskarte von JTordaiifrilfa.) 
Preis: 3 Thir 20. Sgr. 



Verlag von F. A. Herbig in Berlin. 

Allgemeine Gewerkslehre 

¥on 

Dr. jur. A. Emmiiighaus 

FmitMM in Ksrlsrah«. 
22 Bg. gr 8. 1 Tfalr. 15 Sgr. 

Unter diesem Titel hat der Verfasser ein Compendium der auf die Ge- 
werke angewandten Volkswirthschaft, zusammengestellt. Er behandelt 
in systematischer Ordnung die Formen des Arbeitslohns, die TASchiedenea 
Contraktverhältnisse zwischen Arbeit und Arbeitgeber, die verschiedenen 
Arten des gewerklichen OapitaLs, die Hilfsmittel der Gewerke und 
deren Benutzung, die verschiedenen Betriebsartoa und deren relative Vorsdge 
und schliesslich die gewerkliche Knchführans", f^*"ss alles unter dem ge- 
meinsamen Gesichtspunkte, dass der einzelne Gewerbetreibende sich daraus 
Regeln für den ratioDellen Beirieh seines besonderen Gesebifto herleitet 

Und so m'f:r' denn dicso in jedem Sinno Ti^^no litcrnri-:chc Erscheimin^i^ 
den betbeiligten Kreisen, insbesondere den Vertretern der Wirthschafts- 
wiaaeiiachaft, den li5M«a teeliiiia^«ii Lelowutalten, den MiaiMini 
dw indnstiiB anf das Wkcmste empfohlen sein. 
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Im Yedage von F« A> Hwbig in Berlin ist soeben enchienen: 

PaHaments - Briefe 

▼on Karl Bratm. 

Erste Abtheilung: Friedliche Briefe über den bucialeii Krieg. 

gr. 8». geb. 15 8gr. 

Der als Politiker und Yolkswirth bekannte Ver&sser beleuchtet hier 
in wohlmeinender und unbefangener Weise, sowie in gemeinfasslicher, an- 
Bchaulicher und unterhaltender Form die verschiedenen socialen Probleme 
der Gegenwart: Koalitionen und Assoziationen, Rohstoff-, Consum-, Vor- 
echuss- uud Produotiv- Genossenschaften; Arbitrstionä- System und Indu« 
■trielle PertneieobafI; Theilnahme am UnterUchmer- und am Speculations- 
gewinn u. s. w. Er verbindet damit die Skizze einer Natur-, Kultur- und 
Bechtsgeschicbte der Arbeit und des Lohns auf der einen, des Geld- und 
QriNMlcepitsleaaf der anderen Seite, sowie einer ebenso lebhaften als geist« 

rdehen Polemik gegen den pseiido*conservativen Sozialis- 

moB, nauMnUiAb gegen die Wagner-Dübxing'sehe Benksebriit' 



Die Bewegung 

der 

Deutschen Banken 

in den Jaliren 1864 — ^1866 eiDSGldiesslicii, 

tabellarisch dargestellt 

Ton • 

C. Bcepell. 

ScektMomit and Mitglied dM Ab^enrdretCBlMVMi Ar Duudf. 

84 Seiten 4. broeb. Preis 1 Tblr. 

Yoretehendes Werk bildet eine Fortsetzung der im Jahre 1864 erschienenen 

Schrift desselben Verfassers: „Die Bewe^^ng der neun prt us-i^cben Zettelbankeu 
in den Jahren 1857—1863 einschliessiich'' (Danzig A. W. Kafemann). Die Er- 
weiterung des prensefscfaen Bankgebietes, welche der inzwischen eingetretenen Bil- 
dunc^ des Norddeutschen Bundes zuzuschreiben ist, hat der Verfasser durch Auf- 
nahme der sämmtlichen 29 Zettelbanken entsprechend l>erücksicbtigt. !Nicht nur das 
Material hat sich hierdurch enseitert, der Verfasser hat bei seiner statistischen 
Arbeit aUch Veranlassung gehabt, die dem Norddeutschen Bunde in Bezog nuf dsf 
Bankwesen DeutsohLmds gestellten wirthschaftlichen Aufgaben ins Auge zu fassen. 
Es dürfte sich daher diese Schrift nicht allein der Beachtung des Actienbesitzers 
empfehlen, sie wird such bei der Gesetzgebnnf über dM Bankwesen ihre ^ ' 
«iehtigang angpreehen dürfen. 
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In demielbsii Ytrlftgo rind «ncUfliiMi: 



Yierteljahrschrift für Volkswirthschaft 

nBd Kiiltnrgesehlehte 

herausgegeben toxi 

Dr. dlullw 9*aaeher 



onter Mitwirkimg tou: 

Victor BShmert, SyndicB« («'Bremen, Mit- 
glied der •täad. Doput det Coogr. der Volks» 
irirthe etc. 

C Braun, Mit^^ii?d (1. stand. Dep. d. Congr. der 

Volk- wirthe, Ober-Appel. -Genrhts- Anwalt etc. 

V. Carnaliy Dr. phU., Bergliauptmann a. D.» 
T«»iiimdar d. aclil.Ofliktral-Qe«e>te>T«iaiiM. 

GunlngliUSr PreC Dr. te OttrlnnAa. 

M. FrOhnif, FiefeMor. 

V. HMUxuAttiÜf Prot Dr. Iii Bwita. 

Dr. NeMefc Jnk«. 



Jos. L^mann, CHr. der Niederteblef. Zweig, 
bahn, Hedact. des Mag, f. «LLi^ «Im AMlMldt 

H. Maron, Dr. pbiL 

Geb. Regierangtr. in BerUa. 
Dlnetor Pl^lftT In Stattfut 

J. Prifiee^SnHÜTonltaeBdtrdOTvdMittp 

schaftlichen 0«idlldblll n BnttB. 

A. SOBtbeer, ;Dr., l« Hamburg. 

Max Wirth, Dinctor d. statitttKlieii Butam 
. d«r Schweis, 

C WoMTf Dr. pUL, Rtdastrar m aMMta.. 
und AndeieiL 



Secbster Jahrgang 1868. 



Der Sübscriptlonspreis für den voIfslSndFgen Jahrgang, der in lier 
Bftnden, jeder 14—18 Bogen btaik erscheiiit, ist auf 5 Thip. iO Sgr. fest- 
gesetst 

Die* Binde erscheinen im Lanfe der Monate April, Juli, Oktober nad 

Jaimar jeden Jahres und nehmen alte Buohhatldfungen des In- und Aaslandes 
so wie die königf. Po^t-Anstalten Bestellungen an. Einzelne Bände Korden, 
soweit der dafür bestimmte Yoirath reicht, an dem erhöhten Preise Ton 
I Thlr. 22Va Sgr. abgelassen. 

Um einem vielseitig ausgesprochenen Wunsche entgegenzukommen, nnd 
lünuentlieh nen eintretenden Ahonneaten die Anschaffung zu wieiebtern, ist 
der Preis der bisher erschienenen fOaf Jahrgänge^ 188S --18671 ansammen- 
genommen auf 15 Thlr. ermässigt, nnd sind dieselben an diesem Fnisa durch 
jede Buchhandlnog an beaichen. 

Berlin, im Juli 1868. 

Die yerlagsbnchhandliuDg 

F. A. Herbig. 
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